
166 Buchbe5prechung -­Airlines sind wectbewerbsrechtlich verstellt. Eine Ausnahme bilden Verdrängungsproltsst, 
die durch überproportionales internes Wachstum größerer Fluggesellschaften ausgei" 
werden könnten. Solan?e jedoch k:ine Su~venti?nen einzelner EU-Mitgliedstaaten ~ 
Wettbewerb verzerren, ISt nach AnsIcht Hofers eJOe Abnahme der Wettbewerbsintensi _ 
nicht zu befürchten. ~ 
Allerdings ist der Markt, auf den sich diese Aussage bezie.ht1 nicht mehr ~e~jenige, derillJl 
~nf~~g der Unt~rsuchungen ~teht. A:ls Folge cl.er Der~gulterung .. ~rognOS[IZl~rt Hö[ereirtt 
sIgnIfIkante Verringerung der mdustrIellen Ferngungsnefe europalscher Carner. Siewerd~ 
sich langfristig sogar aus dem operativen Flugbetrieb, zumindest im Kurz- und Mittelstrt:k. 
kenverkehr, zurückziehen und sich als handels- und finanzdienstleistungsorientierte Hol. 
dinggesellschaften betätigen. Dabei werden sie vornehmlich jene Geschäftsfelder bearb,i. 
ten, die durch die Existenz signifikanter Economies of Scale gekennzeichnet sind, z.8.~. 
schaffung und Brokerage von Flugzeugen, Triebwerken, Treibstoffen, Catering, Flugzeug. 
wartung sowie die Verwertung der in Besitz befindlichen Siots. 

Die dann unter dem Namen einer der großen Gesellschaft verkauften Flugleistungen siDd 
nur noch zu einem geringen Teil von derselben produziert, zum größten Teil werden sie bt:i 
Tochtergesellschaften und konzernexternen Airlines eingekauft. Die externen Unterneh. 
men werden sich durch Kooperationsverträge langfristig an die "Vermarkter" binden und 
sich den Leistungsanforderungen und wahrscheinlich dem äußeren Erscheinungsbild 
anpassen. Die Holding-Gesellschaften tragen dann aus eigenem Interesse Sorge dafür, daß 
auf dem eigentlichen Transportmarkt keine zu engen Oligopole entstehen. Die notwendige 
Marktrnacht dazu erhalten sie nach Ansicht Höfers aus den Start- und Landerechten, übtr 
die die Holding-Gesellschaften als Nachfolger der heutigen nationalen Fluggesellschah .. 
weiterhin verfügen können. 

Die Arbeit ist ohne Zweifel ein wenig umfangreich geraten. Nich allen Überlegungen, 
denen Höfer nachgeht, hätte so viel Raum gegeben werden müssen. Hintergrundthemen 
werden ausführlicher dargestellt, als es für die Behandlung des Kernthemas notwendig 
gewesen wäre. Aber gerade das macht die Arbeit für ein breiteres Publikum interessant. Sie 
gewinnt dadurch auch Qualitäten eines Nachschlagewerkes für diejenigen, die nur Teil· 
fragen interessieren . H öferschließt mit seiner Dissertation im Bereich der Luftverkehrsök0-
nomie eine Lücke, deren Existenz für Studierende des Faches Verkehrswissenschaft äußern 
mißlich war. 

Dipl. -KErn. Hans Pe,er Holz, Bonn 
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40 Jahre Verkehrswissenschaft und Verkehrspolitik ':-

VON RAINER WILLEKE, KÖLN 

I. Einleitung 

Vierzig Jahre sind eine lange Zeit für eine Wissenschaft, die den Verkehr und damit einen 
unerhört dynamischen, ·auf Wachstum und Wandel angelegten Wirtschaftszweig beobachtet 
und analysiert, um Durchblick und Erklärung zu bieten, und auch, um Praxis und Politik 
kompetent beraten zu können. Doch seltsam genug, in dieser Zeitspanne seit 1954 hat sich 
am Erscheinungsbild und Leistungsstand des Verkehrssektors nahezu alles verändert: Tech­
nik, Organisation und rechtlich-institutionelle Vorgaben, Mengen, Anteile und Qualitäten, 
Anspruche und Möglichkeiten, - dennoch, ganz zentrale Fragen der Verkehrsordnung 
scheinen über die Jahrzehnte hinweg noch immer offen oder jedenfalls ohne abschließend 
befriedigende Antworten zu sein. Ich nenne: 

_ Die Sicherung funktionstüchtiger Verkehrsleistungsmärkte, 
_ die Eingliederung der Eisenbahn in ein effizientes und stabiles Markt- und Wettbewerbs­

system, 
- die Integration der Planung und Finanzierung der Verkehrswege in eine marktorientierte 

Verkehrsordnung und 
- die Erfassung, Beurteilung und Behandlung der externen Effekte des Verkehrs. 

Alfons Schmiee, der vor 40 Jahren das Freiburger Institut und dessen Förderergesellschaft 
gründete, verdankte den Ruf von seinem Ordinariat in Münster an die hiesige Universität 
neben anderem dem im Jahre 1949 geschriebenen Artikel" Verkehrsordnung durch Wett­
bewerb oder Zwang?". Das war durchaus ernsthaft als mittelfristig aktuelle Frage formu­
liert. Doch so für den Verkehrssektor zu fragen, war damals, trotz der spektakulär erfolg­
reichen Wende zur Marktwirtschaft nach der Währungsreform vom Sommer 1948, nicht 
weit von Ketzerei entfernt. Noch ungewöhnlicher war es, daß hier ein Volkswirt, der nicht 
nur für seine schwäbische Nüchternheit, sondern auch für seine Vertrautheit mit der Ver­
kehrspraxis sowie für seine offenen Dialoge mit den Verbänden und für seine Kontakte zur 
Verkehrspolitik auf der Bundes- und Landesebene bekannt war, die Frage - bei voller Wür­
digung der entgegenstehenden Anpassungsprobleme - ganz klar im Sinne einer Wettbe­
werbslösung beantwortete. Die Abhandlung wurde von Walrer Eucken und Conseantin von 

Anschrifrd~s V~rfass~rs: 

Prof. Dr. Raint"rWilJeke 
Institut für V~rkehrswjssenschaft an der Uniwrsität zu Köln 
Universitätsstraße 22 
)()937 Köln 

t) Durchgest"hene und erweiterte Fassung eines Vortrags aus Anlaß des vierzigjährigen Sestehens der Gesd!schaft für 
Verkehrswissenschaft und Regionalpolitik an der Universität Freiburg i. Sr. 
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Dietzesehr positiv aufgenommen und 1950, kurz nach EuckensTod, im Jahrbuch ORDO 
veröffentlicht. I) Die Darlegungen bestechen auch heute noch durch Sachlichkeit, Fakten_ 
kenntnis und durch das Talent, die fundamentalen Schwächen der überkommenen hoch~ 
regulierten Ordnungs lage im Verkehr der Bundesrepublik mit Klarblick zu erfassen und als 
Belastung der Volkswirtschaft darzustellen. Beachtenswert war zudem der Mut, zu einer 
einschneidenden markt- und wettbewerbswirtschaftlich ausgerichteten Reform der Ver~ 
kehrsordnung nicht nur blasse Richtungshinweise zu geben, sondern in ganz konkreter 
Weise Empfehlungen und Warnungen auszusprechen. 

Zuerst aber ein WOrt zur geschichtlichen und ordnungspolitischen Ausgangslage. Win­
schaft und Verkehr in Deutschland beim Übergang von den vierziger zu den fünfziger Jah­
ren - das hieß Wiederaufbau und zwar auch noch im buchstäblichen Sinne. Doch seit der 
Währungsreform und seit der Beseitigung der desolaten Zwangswirtschaft durch die Initia­
tive Ludwlg Erhards im Sommer 1948 war es für die VolkswirtSchaft der Bundesrepublik 
Deutschland ein Aufbau mit Konzept, getragen von einer stabilen Währung und angetrie­
ben von den Energien, die der Markt und Wettbewerb freigesetzt hatten . Der Sektor des Ver­
kehrs allerdings und die Verkehrsleistungsmärkte waren ausgespart; er blieb als ein admini­
strierter Ausnahmebereich unangetastet. 

2. Regulierung: von der Nothilfe zur Norm 

Bereichsspezifische Regulierungen waren für die deutschen Verkehrsmärkte unter dem 
Druck der Weltwirtschaftskrise Anfang der dreißiger Jahre eingeführt worden, hauptsäch­
lich zum Schutz der schwer bedrängten Reichsbahn, aber auch zur Abwehr eines für über­
steigert gehaltenen Wettbewerbs im Binnenschiffahrts- und Kraftverkehrsgewerbe. Der 
Tendenz nach ähnliche Eingriffe in den Verkehr - hauptsächlich in den damals noch ein­
deutig dominanten Güterverkehr - gab es zwar auch in vielen anderen Ländern, doch in 
Deutschland gingen die Interventionen am weitesten.2)Was zu Beginn ausdrücklich als Pro­
visorium und Übergangshilfe gedacht war, wurde nicht nur volkswirtschaftliche Dauerlast, 
sondern Norm. In Deutschland war eine Denkschule entstanden, die für den Verkehr ord­
nungsrelevante Besonderheiten technischer, ökonomischer und politischer Natur be­
hauptete, welche ein zielgemäßes Funktionieren des "freien Wettbewerbs" nach den norma­
len Regeln der Marktwirtschaft ausschließen würden. Die Leerformel, daß der Verkehr 
nicht marktkonform, sondern .,verkehrskonform" zu ordnen sei, wurde nicht nur von dem 
in vielerlei Hinsicht sehr verdienstvollen Bundesverkehrsminister Chrjstoph Seebohm, 
nicht nur von den an Wettbewerbsbeschränkung Interessierten, sondern auch von nicht 
wenigen Wissenschaftlern verwendet. Das Regulierungswerk und die scheinwissenschaft­
liche Apologie der Besonderheitenlehre zeigten sich jedenfalls für den Verkehr der Bundes-

1) Schmirt, A., Verkehrsordnung durch Wettbewerb oder Zwang? Ein Beitrag zum Problem Schiene: Straße, in: ORDO, 
3. Bd. (1950), S. 173-210. 

2) Vgl. Schmirr, A., Verkehrswesen, Leipzig 1934, WiJJeke, R., Interventionsspiralen in der deutschen Verkehrspolitik, in: 
25 Jahre MarktwirtSchaft in der Bundesr~publik Deutschland, Cassd, D., Gutmann, G., Thieme, H.]., (Hrsg.)Stuugart 
1972 und, in aktueller Int~rpretation, van Sunrum, U, Verkehrspolitik, München 1986, Abschnitt 111 und IV 
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republik etabliert und resistent. 3) Das, was jetzt "kontrollierte Wettbewer~sordn~ng" hie~, 
wurde nach 1948, nach der Währungsreform und Ordnungswende, wettergefuhrt. WeIl 

nmehr einige Stützelemente aus der Zeit des 3. Reiches weggefallen waren, U.a. das 
~:angskartell des Reichskraftwagenbetriebsverbandes (RKB), wurden die Regulierungs­
. tensität und Kontrolldichte sogar noch institutionell verstärkt, insbesondere durch die 
~inrichtung der Bundesanstalt für den Güterfernverkehr (BAG) zur Tarif-, AngebotS- und 
Fahrzeugkontrolle des Straßengüterfernverkehrs. 

Die Regulierung der Verkehrsmärkte und damit die Ausgangslage für die folgenden Über­
legungen umfaßte im wesentlichen drei ineinandergreifende Elemente: 

1. Preisbindung .. . 
Es bestanden gebundene, staatlich genehmigte und überwa.chte Pr~lse m.tt d.er FunktIon 
von Mindestpreisen . Den Kern des Verkehrspreissystems bildete ~Ie unsmnIge un.? fehl­
steuernde Gleichstellung der Tarife für den Güterverkehr der EISenbahn und fur den 
gewerblichen Straßengüterfernverkehr (Tarifparität von DEGT und RKT). Die. Bmnen­
schiffahrtsfrachten für den innerdeutSchen Verkehr (FTB) lagen um eme Anreizspanne 

darunter. 

2. Marktzutrjctsbeschriinkung 
Flankiert wurde die Preisregulierung für Schiene, Straße und Binnenschiffahrt durch 
eine Marktzugangs- und Angebotsbeschränkung für den latent b~sonders wettbewer~s­
starken gewerblichen Straßengüterfernverkehr, vor allem durch eIne straffe und restnk­
tiv gehandhabte Kontingentierung der einsetzbaren Lastkraftwagen. 

3. Koordjnierungsgebot . 
Als Überdachung der staatlichen Preisadministrierung diente schließlich das Recht und die 
Pflicht des Bundesministers für Verkehr, die Preise der Verkehrsträger unteremander abzu­
stimmen. Dies galt bis 1961 sogar mit der Vorgabe .,zur besten Förderung des Verkehrs". 

Gerade diese letztgenannte Koordinierungsaufgabe des Ministers wa.r von Anfang an eine 
in der Zielsetzung diffuse Vorschrift, die sich auf äußerst fragwürdIge und marktfremde 
Vorstellungen über eine "Gemeinwirtschaftlichkei~sbindung" st~tze.n .soll~e. etwa au~ d.as 
nie realisierungsfähige "Prinzip der Tarifgleichheit 1m Raum". Die mlOlstenelle Koordmle­
rung führte dann praktisch dahin, daß bei allen erwogenen Ta~ifänderun~en - entsprechend 
der allgemeinen Preis- und Kostenentwicklung waren es fast ~mmer Tanfan~ebungen ~ das 
[nteresse der zu einer "gemeinwirtschaftlichen Verkehrsbedienung" verpfhchteten ~lsen­
bahn mit Vorrang gewürdigt, die Interessen der Unternehm~n des Stra~e~- un~ Bmne~­
schiffsverkehrs aber mitberücksichtigt wurden, Daraus ergab Sich aus admmlstrattver Logik 
und gegen den Markt, daß trotz aller strukturellen Wandlunge~, wel~he die Kosten ~nd 
Leistungsqualitäten der Verkehrszweige deutlich veränderten, die Prelsst.ru~nur pra~tlsch 
erstarrte. Die allermeisten Änderungen erfolgten über die Jahrzehnte hmweg als lmeare 
Tarifanpassungen nach oben. Dies erfolgte oft mit dem Hinweis, es sollten die bestehenden 
Wettbewerbsverhältnisse nicht "gestört" werden. 

3) Vgl. Most, 0., Soz.iale Marktwirtschaft und Verkeh~, Schrifte~reihe.des ~un~:sministers f~r Verkehr, H. 6, Bielefeld 
1954; Berkenkopf, P., Der Verkehr in der Marktwirtschaft, 10: ZeItschrift fur VerkehrswISSenschaft, 25. Jg. (1957), 
$.73 H.; PredöhJ, A, Verkehrspolitik, 2. Aufl., Göningen 1964, S. 276 H. 
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Gewiß, es blieben einige unternehmerische Dispositionsspielräurne offen, einen Hauch v 
Marktwirtschaft gab es schon. Frei waren der Marktzutritt zum Binnenschiffahnsgewe': 
und hier auch die Preisbildung in dem für die Rheinschiffahrt sehr wichtigen grenzüb.r_ 
schreitenden Verkehr. Im Prinzip bestand ferner Freiheit für die Planung der Fahrzeugin\"e~ 
stitionen bei allen Verkehrsträgern. Man konnte durchaus Lastkraftwagen kaufen, aber man 
durfte die Fahrzeuge nur zusammen mit einer der knapp gehaltenen Genehmigungen Un 
gewerblichen Fernverkehr einsetzen. Viel schwächer war übrigens der Regulierungsgrad im 
Straßengüternahverkehr mit weit gespreizten Tarifmargen und ohne Angebotskontingent.4) 
Dieser Tätigkeitsbereich war ja auch kaum einmal Konkurrent der Eisenbahn, sondern in 
der Zu- und Abfuhr ein Komplement und Helfer der Schienentransporte, Unreguliert und 
unbeschränkt blieb schließlich der Werkverkehr, auch der Einsatz eigener Lkw durch 
Nichtverkehrsunternehmen im Fernverkehrsbereich. Gerade diese Ausweichmöglichkeit 
war naheliegenderweise ein hochkontroverser Punkt . Mehrfach kam es in den fünfziger und 
sechziger Jahren zu legislativen Vorlagen, auch den Werkfernverkehr auf der Straße in die 
Zwangsordnung einzubeziehen. Werkverkehr sollte, wie es dann hieß, durch ein Kontin. 
gentierungs· und Genehmigungsverfahren auf das .. volkswirtschaftlich notwendige" Aus. 
maß beschränkt werden. Die hier bestehende "Ordnungslücke" müsse geschlossen werden 
um den Zweck des Regulierungsganzen zu sichern. Doch bei der Werkverkehrsfrage end: 
lieh blieben die verladende Wirtschaft, die Spitzenverbände von Industrie und Handel und 
auch der Bundeswirtschaftsminister hart. Dieser Fluchtweg aus dem Dirigismus konnte 
nicht verstopft werden. Wem die Milch zu teuer war oder nicht in der richtigen Qualität 
angeboten wurde, dem blieb immerhin die Möglichkeit, eine eigene Milchkuh zu halten, 
auch wenn Spezialisten dies viel besser konnten. Die Bundesrepublik Deutschland erlebte 
denn auch eine weltweit einzig dastehende Expansion des Werkverkehrs auf der Straße. Mit 
einigen Auflockerungen, besonders durch die noch anzusprechenden Verkehrsnovellen 
vom Sommer 1961 und durch einzelne, zunächst nicht sehr weitgehende Anstöße der 
EG-Verkehrspolitik zwischen 1957 und 1985, konnte sich das hochregulierte System des 
deutschen Inlandverkehrs mehr als 60 Jahre halten, 

3, Spannungsfeld Schiene - Straße 

Bei der Beurteilung der Verkehrspolitik in den ersten zwei Jahrzehnten der Bundesrepublik 
müssen einige Legenden zurückgewiesen werden. Der eingangs erwähnte Beitrag von 
Alfons Schmicc trägt den Untertitel: "Zum Problem Schiene - Straße« . Dies war das beherr· 
schende Thema der Verkehrspolitik in Deutschland, zuerst - schon gleich nach der Wäh­
rungsreform - für den Güterverkehr, etwas später, mit dem Einsetzen der Massenmotorisie­
rung in den ausgehenden fünfziger Jahren, auch für den Personenverkehr. 5) Im Hinblick auf 
dieses Wettbewerbsfeld Schiene - Straße wurde und wird nicht selten die Meinung vertreten, 
die Eisenbahn sei in der für die Entwicklung der neuen Standort- und Siedlungsstrukten so 

4) 1957 wurd~ dit wirkungslose Höchstpr~isverordnung durch den Höchsl-Mind~stu.rif des Güt~rnahverkehrstarif (GNT) 
abgelöst. 

5) Eine detaillierte Darstellung gibt Klenke, D., Bundesdtutsche Vtrkehrspolitik und Motorisierung, Beiheft 79, Ztil5chrift 
für Untemehmensgeschichte, Sruttgan 1993. 

40Jah~ Verkehrswiss~nschafr und VerkehrspoliTik 171 - "-, h' n Phase der fünfzigel'-und sechziger Jahre benachteiligt und das Auto und die 
.,IC nge d' f I h w.' h II f" d' 

ß 'en bevorzugt worden Hierin müsse überhaupt Je a sc e elC enste ung ur Ie 
~e_ ' " 
Verkehrsentwicklung und Verkehrsteilun~ gesehe.n :rerden, ,die .noch. heu.te. n.~gatIv nac~-

. k Diese Meinung ist aber in nahezu Jeder Hmslcht unnchng. DIe onglOare und blel­
\fllr deo Absicht der gesamten Regulierungspolitik lag darin, der Eisenbahn Konkurrenz­
be

h
n 

e hauptsächlich Schutz vor der Straße, zu geben, Daß das Konzept letztlich nicht auf-
sc utZ, ' h d k ' d ß ' , . daß nicht einmal der defensive Schutzzweck errelc t wer en onote, Ja a elmge 
~;'~ente der Regulierung - ganz gegen das erklärte Ziel- der Straße d~rch Differ~nzial­
gewinne als Folge der starren Tarifbindung sogar noch Wettbewerbsvorteile zufallen ließen, 

steht auf einem anderen Blatt. 

Auch bei der Planung und Finanzierung des Wiede:aufbaus der Fahrw:ge ~nd Anlagen und 
bei der Beseitigung der Kriegsschäden genossen die Bahn ~n~. auch die Bl~~enwasserstra­
Ben und Häfen einen deutlichen Vorrang vor der Straße, 6) Dl~ fuhrenden ~olItIker der ersten 
Stunde mit Konrad Adenauer und Frirz Schiiffer an ~er Spitze ~aren, Jedenfalls ,,:,as den 

G" rverkehr betrifft eindeutig Befürworter der EIsenbahn. SIe verbanden - WIe auch 
ute, , h f I' h W' , ht'geBerater besondersdieBankiersAbsundPferdmenges,-denwlrtsc at IC en le­

"'1< I , d 'd' dG ß 
d fhau Deutschlands primär mit dem Wiedererstarken er Montanm ustne un ro-= ff' F" d 
h 'e Verkehrsminister Seebohm folgte dieser Linie montana mer avonslerung er 

c eml , I' k h " k 
Massenverkehrsmittel zuerst eindeutig. Ludwig Erhard, dessen B lC sc on star er zu-
kunftsorientiert auf dem oft exportstarken verarbeitenden Gew~rbe und auf dem Konsu~­
güterbereich lag und der die flächenerschließende und int~gratlve Bedeutung des Lkw fur 
die neuen Wachstums- und Exportmärkte schneller als die. anderen erkannte, gewann 10 

dieser Zeit erst langsam an politischem Gewicht. Auch bel der lnteressenvertre:ung der 
gewerblichen Wirtschaft, besonders beim Bundesverband der Deutschen Industr~e (BDI), 
abe es zuerst eindeutige Präferenzen für den Massengutverkehr u~d d.h. fur Eisenbahn 
~nd Binnenschiffahrt. Eine Kurskorrektur im Sinne einer ausgeglIchenen Parallelbewer­
tung von Schiene und Straße trat hier er:t seit den Jahre": 1954/55 ein. 1m Ve.rkehrsausschuß 
des BDT war dem eine ganz ungewöhnlIch scharfe Auseman~ersetzung z~~schen ~em Vor­
s'tzenden Victor Arntzen (Westfalen hütte Dortmund und WITtschaftverelOlgung Elsen und 
S~ahl) und dessen Stellvertreter im Ausschuß, Fritz Schmidt (Daimler-Benz und Ver~~nd 
der Automobilindustrie), vorangegangen . DIe Gewichte begannen, Sich zu verandern. 

4, Straßenbau und Finanzierung 

Das im Krieg und im ersten Nachkriegsjahrzehnt vernachläs~igt~ und mit dem Einsetzen 
der Motorisierung heillos überlastete und zunehmend unfallt~achn~e Straßennet~ wurde zu 
einern politischen Schwerpunktthema der fünfziger Jahre . DIe AnSichten und Losungsvor­
stellungen dazu gingen aber noch sehr weit auseinander. Dem Deutschen Bundestag wurde 
1953 als Vorlage des Bundesverkehrsministers ein Gesetzgebungspaket vorgelegt, das als 

6) Vgl. dazu auch die drei umfangreichen Berichte des Bundesministers für ":erkehr "Die Ver~e~rspoli.~ik in der Bundes­
republik Deutschla.nd~ 1949 _ 1957, 1949 _ 1961 und 1949 - 1%5, Schriftenrelh~ des BundesmlOlsters fur Verkehr, Bd. 15, 

u~al 
7) Vgl. KJenke, D., Bund~sdeutSche Verkehrspolitik und Motorisierung, a.a.O., Tel 111. 
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ein wesentliches, natürlich von Anfang an hochumstrittenes Element ein "Straßenent_ 
lasrungsgesetz" einschloß. Mit Transponverboten im Schwerlastbereich sollte eine Um­
schichtung vom Lkw auf die Eisenbahn, und, wo es möglich erschien, auch auf die Binnen_ 
schiffahrt erfolgen. Dieser dirigistische Anlauf zu einer Verkehrsverlagerung scheitene 
allerdings, genau wie 15 Jahre später ein entsprechender Versuch im Rahmen des Leber_ 
plans. Die Vorlage des Straßenentlastungsgesetzes wurde sang- und klanglos zurückgezo_ 
gen, aber nicht etwa wegen der Lobby-Interventionen, die es natürlich gab, sondern nach 
einer sehr gründlichen Debatte über die realen Möglichkeiten und absehbaren Konsequen. 
zen einer erzwungenen Umschichtung. 

Vor allem schreckten der prognostizierte Auftrieb der Transportkosten und die massiven 
Zusatzinvestitionen, die bei der Eisenbahn hätten vorgenommen werden müssen. Regio. 
nale Sonderinteressen, vornehmlich im ländlichen Raum und peripheren Regionen, forder. 
ten zudem zahlreiche Ausnahmeregelungen. Selbst die OB zeigte sich keineswegs begei­
stert. Sie verlangte als erstes einen klaren Unternehmensauftrag, also eine Präzisierung der 
Zielsetzung und Ergebnisverantwortung sowie allgemein bessere Rahmenbedingungen, 
wobei das Wegekostenargument zunehmend ins Spiel gebracht wurde. Der gesetzgeberi. 
sche Anlauf machte angesichts des Gegendrucks einen Schwenk und konzentrierte sich jetzt 
auf zwei Initiativen, die dann auch für die Entwicklung des Verkehrs in den anschließenden 
zwei Jahrzehnten wegweisend wurden. Es sind dies das Verkehrsfinanzgesetz von 1955 und 
das Straßenbaufinanzierungsgesetz von 1960. Mit ihnen sollte und konnte dem angelaufe· 
nen Motorisierungsprozeß auf der Seite der Infrastrukturplanung endlich Rechnung getra· 
gen und ein quantitativer und qualitativer Ausbau der Straßennetze- besonders der Bundes· 
autobahnen - ermöglicht werden . Die Sonderbelastungen des motorisierten Straßenver­
kehrs sollten dazu die Finanzierungsbasis bieten und wurden deshalb kräftig angehoben i 
auch die alte Dieselpräferenz in der Mineralölsteuer fiel weg. Diesem Finanzzugriff ent­
sprach im Gegenzug eine 50%-Zweckbindung des Aufkommens aus der Mineralölsteuer 
für die Zwecke der Bundesfernstraßen . 

Vier Feststellungen sollen die veränderte verkehrspolitische Perspektive erläutern und vor 
Fehlinterpretationen abschirmen: 

1. Der durch die Gesetze von 1955 und 1960 ermöglichte Ausbau des Straßennetzes folgte 
der Entwicklung des Bedarfs deutlich hinterher. Die langsam anlaufende Erweiterung 
und Verbesserung des Fernstraßennetzes hat die Motorisierung nicht etwa angestoßen 
und nie erkennbar beschleunigt. Der Straßenbau hat vielmehr auf den Motorisierungs­
prozeß reagiert. Dazu gab es damals auch keinerlei abweichende Meinungen. 8) Selbst 
zehn Jahre später, bei der Vorlage des Leberplans, wurde noch immer eine deutliche 
Lücke zwischen Motorisierung und Straßen angebot festgestellt. 

2. Bei den parlamentarischen und außerparlamentarischen Auseinandersetzungen um die 
genannten Gesetze wurde erstmals intensiv auf die Wegekostenfrage eingegangen. Die 
Begrundung für die Anhebung der Mineralölsteuersätze stellte nicht nur den zusätzli­
chen Finanzmittelbedarf für den Straßenbau heraus, sondern auch die Meinung, daß so 

8) Vgl. Willeke, R., Verkehrswege für den Verkehr von morgen, Schriftenreihe des Verbandes der AUlOmobilinduscrie e. V. 
(VDA), Bd. 47, Frankfun a. M. 1985, S. 26 H. 
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die Fahrwegkosten des Verkehrs mit Kraftfahrzeugen besser ber~cksichtigt und .ein 
vermuteter Wettbewerbsnachteil der Eisenbahn abgebaut oder Jedenfalls redUZiert 
würde. 

3. Der Bundestag hat sich den Beschluß einer partiellen Zweckbindun~ des Aufkommens 
auS der Mineralölsteuer keineswegs leicht gemacht. In eIner sehr IntensIven un~ a~s 
heutiger Sicht erstaunlich gehaltvollen Diskussion wurden die Fragen behandelt, wie die 
Sonderbelas[ung~n des Straßenkraftverkehrs abgabensystematisch einzuordn~n sei:n, 
und mit welchen Sachfeststellungen hier eine Kompensation des Nonaffektauonspnn­
zips gerechtfertigt werden könne. 9) 

Die Mittelbereitstellung aus dem Bundeshaushalt für die Investitionen der DB wurde i.n 
4. der Folge nicht etwa gekürzt, sondern weit:rh.in kontinuie~lich .. angehoben. Auf die 

erbrachten Verkehrsleistungen bezogen, lag SIe Immer erhebhch uber den Straße~bau­
investitionen des Bundes; seit Ende der sechziger Jahre mit fortgesetzt stark anSteIgen­
der Tendenz. Auch die Investitionen für die schnelle Elektrifizierung aller Haupt­
strecken mit großen Kapazitätsgewinnen und für die Modernisieru~gen im.Stellwerk­
und Rangierbereich wurden zügig durch die Bundeszuschüsse ermögltcht. Seit 1967 und 
noch einmal wesentlich verstärkt seit 1971 finanzierte der Bund zudem zweckgebunden 
auS dem Aufkommen der Mineralölsteuer auch den überwiegenden Teil die Investitionen 
für den ÖPNV auf der Grundlage des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes 
(GVFG) . Nur so wurde der sprunghafte Ausbau der Stadtbahn-, U-Bahn- und S-Bahn­
systeme in den siebziger und achtziger Jahren ermöglicht. tO) 

5. Position und Einfluß der Verkehrswissenschaft 

Wo aber stand die Wissenschaft, die Verkehrswissenschaft, in den fünfziger und sechziger 
Jahren? Welchen Einfluß hatte sie in der Zeit, die. den großen raum- und ve:kehrswi:t~chaft­
lichen System- und Strukturwandel brachte? DIes war der ~andel, der dIe MotorISIerung 
des Güter- und Personenverkehrs zur Voraussetzung hatte, eIn Prozeß, der zunehmend an 
Kraft gewann und ein wuchtiges Verkehrsmengenwachstum möglich machte, ~is hin zu 
unseren Tagen und in die prognostizierte Zukunft hinein. Die Frage nach de~ B:ltrag:. dem 
Einfluß und der Wirksamkeit der Wissenschaft zu beantworten, macht mIr VIel großere 
Schwierigkeit, als die Interpretation des verkehrswirtschaftlichen und verkehrspolitischen 
Geschehens. 

9) Vgl. Schmirr, A ., Systemgerechte Sonderbesteuerungdes Kraftwagens, in: ZeitSchrift für Verkehrswissensc.h~ft, 2.5. Jg. 
(1954), H. 2, S. 2 H. und ders., Straßenkosten und Verkehrsordnung, Schriftenreihe des Bundesverkehrsmlfl,stenum~. 
H . 7, Bie!efeld 1955; Müller,]. H., WilJeke, R.]., Zum Problem einersystemgerechten Belastung des Kraftverkehrs mit 
Wegekosten, in: Zeitschrift für Verkehrswissenschaft, 33. Jg. ( 196~). S. 2~ H. . . . 

10) Vgl. Willeke, R., Heinem;mn, R. H., Die Stadt und das Auto, Schnftenrelhe des Verb~des d.er :,,-utomob,l~~~ust~,e e. V. 
(VDA), Bd. 56, Frankfurt a. M. 1989, S. 61 ff. Aus diese~ Mitteln werden abe~ auch. die rest~,km'en, kap.azltatsmmdern­
den und verkehrsflußbehindernden Umb.1uten im BereICh der Stadtstraßen fmanzlert. Es ISt sehr fra~hch u~d es sollte 
überprüft werden, notfalls durch Anrufen der Gerichte, ob diese Mittelverwendung mit der ausdrück.1lch~n Z,e~vorgabe 
des Gesetzes,. Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden" und mit der Beanspruchung des Mm.eral~lsteuer. 
aufkommens, also des Automobilverkehrs, zu vt'reinbaren ist. Die Maßnahmen sind nicht verkehrszweckonenuen, son­
dern allenfalls stadtplanerisch und eventuell umweltpolitisch zu motivieren. 
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Vorweg, der Ausdruck .. Verkehrs wissenschaft" kann und wil~. hier keine deutliche Abgren_ 
zung geben. Ich spreche als Volkswirt, der, wie einige andere Okonomen auch, den Verkehr 
und zwar die wirtschaftlichen Erscheinungen und Probleme des Verkehrs zu einem For_ 
schungsschwerpunkt gemacht hat. Doch gewiß, eine Mehrzahl \-on Disziplinen befaßt sich 
mit dem Verkehr und muß dies auch. Neben der Rechtswissenschaft, Medizin, Psychologie 
und Geographie sind aber vor allem die ingenieurwissenschaftlichen und die wirtschafts_ 
wissenschaftliche Fächer beteiligt. Das ist durch die Sache geboten. 

Allerdings, das wechselseitige Verständnis und die effektive Zusammenarbeit zwischen den 
Verkehrsökonomen und den auf Verkehr und Verkehrsplanung ausgerichteten Ingenieur_ 
wissenschaftlern war nie leicht und kann auch heute noch auf Schwierigkeiten stoßen, die 
für Dritte wohl verwunderlich sind. Der Gegenstand "Verkehr" erfordert ganz unbestritten 
interdisziplinäres Arbeiten. Die immer stärker werdende Integration von Transport und 
Telekommunikation und das Gewicht, das die "Telematik" gewinnt, unterstreicht dies aufs 
neue. Es gibt deshalb auch Kooperationen in großer Zahl, und es fehlt nicht an Koopera­
tionserfolgen. Gleichwohl, die Sichtweise, die Methodik, die Erfahrungsfelder und nicht 
zuletzt die Zuständigkeitsansprüche sind doch noch deutlich voneinander abgehoben. So 
setzt sich etwa der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesverkehrsministerium aus den zwei 
Gruppen" Verkehrswirtschaft" und "Verkehrstechnik" zusammen. Es gibt im Beirat ge­
meinsame Arbeitskreise (z.Z. sogar zwei, je einen über eine Reform der Bundesverkehrs_ 
wegeplanung und über den Komplex "Road pricing"). Gelegentlich finden Sitzungen des 
Gesamtbeirats statt; und eine Reihe von gemeinsamen Stellungnahmen konnte erarbeitet 
werden. In der Regel ist es aber effektiver und zeitschonend, wenn die beiden Gruppen je 
für sich aus ihrer fachlichen Sicht und mit ihrem speziellen Sachverstand die Stellungnah­
men erarbeiten und es dann den ja nicht unkundigen Adressaten im Ministerium überlassen, 
die Argumente entgegenzunehmen und auszuwerten. Wenn jetzt im weiteren vom Wissen­
schaftlichen Beirat beim BMV die Rede ist, dann soll die Gruppe" Verkehrswirtschaft" 
gemeint sein, die naturgemäß auch die größere Nähe zur Ordnungs- und Finanzpolitik des 
Verkehrs besitzt. 

6. Ordnungspolitischer Dissens 

Was die Stellung der Verkehrswissenschaft gegenüber Politik und Verwaltung in der Zeit· 
spanne zwischen Mitte der fünfziger und Mitte der siebziger Jahre angeht, sei zuerst das 
Positive festgehalten. Das Ansehen der Wissenschaft war groß. Zu allen wichtigen verkehrs­
politischen Entscheidungen wurde informell auch die Meinung des Wissenschaftlichen Bei­
rates eingeholt. Die Gutachten des Beirats wurden, damals noch in einer eigenen Schriften· 
reihe, mit Zustimmung des Ministers selbst dann zügig publiziert, wenn die Empfehlungen 
und Warnungen nicht unbedingt mit der Regierungs- und Mehrheitsmeinung konvenierten. 
Verkehrspolitik und Verkehrswissenschaft standen sich entspannter gegenüber als heute. 
Das mag auch deshalb erstaunen, weil der Beirat verkehrspolitisch und vor allem ordnungs­
politisch durchaus kein homogenes Profil zeigte, was auch nicht verdeckt wurde und be­
kannt war. Eine Mehrheit mit dem Vorsitzenden Paul Berkenkopf stand zur Besonderhei­
tenlehre als Regulierungsbasis, befürwortete im wesentlichen die bestehenden Bindungen 
und Kontrollen der Binnenverkehrsmärkte, war sehr skeptisch gegenüber einer Ausweitung 
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des Wettbewerbs, besonders auf der Preisbildungsseite, und zeigte sich durchweg eisen­
bah"freundlich. Ein bißchen abgesetzt Stand Andreas PredöhJ, der nach dem Tode Berken­
kopfs Ende 1962 zum Vorsitzenden ~ewählt wurde. E~ ~r~~ fü: ei~e gemisch~e O.rdnung ein, 
für eine, wie er es nannte, .,pragmatlsche Verkehrspolmk ,dIe dIe unterschIedlIchen Gege­
benheiten der verschiedenen Verkehrsmarktbereiche berücksichtigen müsse. ll ) Er befür­
wortete durchaus mehr Wettbewerb auf bestimmten Verkehrsmärkten, die er dafür als geeig­
net ansah. Die Starrheit und Ineffizienz des bestehenden Systems hatte er sehr wohl er­
kannt, doch ihn belastete eine verwurzelte Abneigung gegenüber der neuen, von Erhard 
geprägten Marktwirtschaft in Deutschland, die ihm .. doktrinär" zu sein schien. 

Den entschieden marktwirtschaftlichen Flügel des Beirats bildeten nur Erich Weiter, und, 
manchmal etwas zögerlicher, Alfons Schmier. Beide lehnten die Besonderheitenlehre ab. Sie 
hielten eine marktwirtschaftliche Koordination auch im Verkehr nicht nur für möglich, son­
dern waren von der Überlegenheit dieses Ordnungsentwurfs überzeugt. Welrer, der neben 
seinem Ordinariat in Mainz als einflußreicher Gründungsherausgeber der Frankfurter All­
gemeinen Zeitung tätig war und auch dem Wissenschaftlichen Beirat des Bundeswirt­
schaftsministeriums angehörte, betonte vor allem das gesamtwirtschaftliche Interesse an 
einer grundlegenden Flexibilisierung der Verkehrsordnung, während Schmitt mehrfach 
auch die Fragen der praktischen Annäherung und Umsetzung behandelte .12) 

Was aber für alle Verkehrsökonomen die thematischen Schwerpunkte der Arbeiten und 
Publikationen betrifft, so zeigten sich diese voll in Tuchfühlung mit der aktuellen verkehrs­
politischen Diskussion und parlamentarischen Arbeit. 
Die Hauptthemen waren: 
- eine Reform der Tarife und des Tarifbildungsverfahrens, 
- die Erfassung und Behandlung der Wege kosten sowie 
- die EinStufung und Behandlung des Werkverkehrs auf der Straße . 

7. Werkverkehrsfrage und Kleine Ordnungsreform 

Zum Werkverkehr - genauer gesagt, zum Werkfernverkehr mit Lkw - war in der wissen­
schaftlichen Politikberatung eine Konsensbildung nicht möglich. Die Befürworter der 
Regulierung sahen hier eine schmerzliche Lücke im System der "kontrollierten Wettbe­
werbsordnung" und einen Störfaktor, der die ganze Ordnung zu unterlaufen drohe. Die 
Gegner der Regulierung betrachteten den Werkverkehr dagegen als ein hocherwünschtes 
Ventil gegenüber der Angebotsstarrheit und den mindestens partiell überhöhten Tarifen. 
Zur Werkverkehrsfrage bildete sich dann zum ersten Mal auch eine Art Achse zwischen den 
liberalen Verkehrsökonomen, der verladenden Wirtschaft und einer Gruppe im Bundestag 
unter der Führung des eDU-Abgeordneten Ernst Müller-Hermann, die, ermuntert durch 
Erhard, daran ging, im Parlament für eine stärker marktwirtschaftlich ausgerichtete Ver­
kehrspolitik zu werben. 

11) Vgl. Predöh/, A., Pragmatische Verkehrspolitik und Liberalisierungstendenzen in der Verkehrswirtschaft, in: Beiträge 
zur Verkehrstheorie und Verkehrspolitik, Festgabe für Paul Berkenkopf, Düsseldorf 1961. 

12) Vgl. u.a. Die Liberalisierung des innerdeutschen Wasserstraßenverkehrs insbesondere auf dem Rhein umer verkehrs­
politischen Gesichtspunkten, Duisburg 1954. 



Die Werkverkehrsfreiheit blieb deshalb auch erhalten. Aber nicht ';fu~diM:;DU-, auch di, 
SPD-Fraktion war in dieser, wie in allen Grundsatzfragen der Verkehrsordnung, tief gespal_ 
ten. Doch dann erschienen in den Jahren 1960 und 1961 mehrere stark beachtete Gutachten. 
Eines, allerdings das am wenigsten mutige, kam vom Wissenschaftlichen Beirat.!}) Diese 
Gutachten zeigten in ihren Hauptergebnissen und Schlußfolgerungen ein hohes Maß an 
Übereinstimmung. Fürdie mit steigenden Defiziten belastete DB wurde ein unternehmens_ 
mäßiger Zuschnitt und wesentlich mehr kaufmännische Ergebnisverantwortung empfohlen 
und für die Tarifbildung im Verkehr insgesamt ein größeres Ausmaß an Beweglichkeit, Dif­
ferenzierung und Kostennähe. Die Gruppe Müller-Hermann hatte jetzt noch bessere Argu_ 
mente und machte Druck in Richtung auf "mehr Markt" . Als Antwort legte die Regierung 
einen um die mittlere Linie bemühten Kompromiß vor, der sich, freilich auf Kosten undeut_ 
licher und dehnbarer Formulierungen, als mehrheitsfähig erwies. Es war dies die "Kleine 
Verkehrsordnungsreform" vom August 1961.l") In der Begründung zur Novellierung der 
Ordnungs gesetze für die Eisenbahn, die Binnenschiffahrt und den Straßengüterverkehrfin_ 
det sich der verheißungsvolle Richtungshinweis, daß nunmehr auch der Verkehrssektor VOr­
sichtig und schrittweise, aber doch konsequent der marktwirtschafdichen Ordnung ange­
nähert und einem verstärkten Wettbewerb geöffnet werden solle. Es geschah auch einiges. 
Das ganz große Zwangskartell des Güterverkehrs wurde dadurch gelockert, daß die allge­
meine Koordinierungsbefugnis des Bundesverkehrsministers entfiel, die Parität der Stra­
ßen- und Bahntarife im Güterverkehr (RKT und DEGT) aufgehoben wurde und den 
Verkehrsträgern erleichterte Möglichkeiten eingeräumt waren, Statt der noch üblichen 
Festtarife auch Margentarife zu beantragen. Diese Fortschritte in Richtung "mehr Markt'" 
wurden allerdings weitgehend konterkariert durch unklar gehaltene und auslegungsbedürf­
tige Zielvorgaben für die weiterhin notwendige Tarifgenehmigung durch den Minister. Die 
Verkehrstarife sollten nämlich gleichzeitig marktgerecht sein, aber auch das allgemeine 
Wohl und zudem die wirtschaftlichen Verhältnisse der Verkehrsunternehmen (interpretiert 
als "Kostengerechtigkeit") berücksichtigen sowie ferner unbillige Benachteiligungen der 
Landwirtschaft, des Mittelstandes und der wirtschaftsschwachen Gebiete verhindern. 

Die Praxis konnte angesichts dieses wirren, inkonsistenten Zielgemischs nur enttäuschend 
sein; sie mündete schnell in ein ungutes taktisches Ritual. Das Kraftverkehrsgewerbe und 
die Binnenschiffahrt forderten nahezu jährlich auf Grund der eingetretenen Kostensteige­
rungen eine entsprechende Tarifanhebung (Prinzip Kostengerechtigkeit), die Verladerseite 
in den Tarif- und Frachtenausschüssen lehnte dies in der Regel auf Grund der Marktlage ab 
(Prinzip Marktgerechtigkeit). Der Minister suchte und fand dann den Kompromiß in der 
Mitte. Praktisch veränderte sich im Aufbau und in der Staffelung der Verkehrspreise trotz 
des sich verstärkenden transporttechnischen und logistischen Strukturwandels wenig und 

13) Gutachten der Prüfungskommission fur die Deutsche Bundesbahn (Brand-Kommission), Bonn 1960; Wissenschaft­
licher Beirat beim Bundesverkehrsministerium, Grundsätze zur Verkehrspolitik, Bad Godesberg 1960; Gutachtens des 
Sachverständigenausschusses für die Weiterentwicklung der deutschen Gütertarife (Beyer-Kommission) von 1961. 
Vgl. auch ~Die Verkehrspolitik in der Bundesrepublik Deutschland 1949 - 1%1". Ein Bericht des Bundesministers für 
Verkehr, a.a.O. 

14) Storsberg, G., Die Bedeutung der Kleinen Verkehrsreform für die Preis- undTarifbildung im Güterverkehr, Der Bun­
desminister für Wirtschaft (Hrsg.), o. 0., 1963. Vgl. auch Hamm, w., Preise als verkehrspolitisches Ordnungsinstru­
ment, Heidelberg 1964. 
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dies nur langsam. Ein »arteigener Kraftwagentarif" löste sich nur schwerfällig von den 
Eisenbahntarifen. Warum sollte er auch, die Interessen des gewerblichen Straßeng~terfer.n­
.erkehrs konnten sich wegen des Flexibilitätsvorsprungs und des Haus-Haus-ZeItvortells 
~it einem RKT in der Nähe des DEGT ganz wohl fühlen. Von der Möglichkeit, Margen­
tarife einzurichten, wurde nur langsam und begrenzt und von der Binnenschiffahrt über­
haupt nur in Ausnahmefällen - bei starker Auslandskonkurrenz - Gebrauch gemacht. '5) 

Die Forderung nach Liberalisierung und Marktwirtschaft im Verkehr verlor dann Mitte der 
sechziger Jahre an öffentlichem Interesse. Für die praktische Verkehrspolitik schob sich das 
Thema "Bundesbahn als Krisenherd" in den Vordergrund. 

8. Finanzkrise der Eisenbahn und Leberplan 

Eine Reihe zusammenwirkender, teilweise auch voneinander abhängiger Einflußfaktoren 
wirkte nachhaltig negativ auf die Wirtschafts- und Finanzposition der Eisenbahn. Es waren, 
was den Güterverkehr betrifft, vor allem die durch den motorisierten Straßenverkehr er­
möglichte Ausweitung einer aufgelockerten räumlichen Arbeitsteiligkeit und Intensivie­
rung der interregionalen Austauschverflechtung. piese Tendenz zu einer neuen Standort­
gliederung verknüpfte sich mit einer deutlichen Anderung in der Zusammensetzung des 
Güterverkehrsaufkommens mit steigenden Anteilen hochwertiger Fertiggüter (Güterstruk­
lUreffekt), mit einer immer straffer geführten betrieblichen Beschaffungs-, Fertigungs- und 
Absatzlogistik und, daraus folgend, mit wesentlich angehobenen qualitativen Ansprüchen 
der verladenden Wirtschaft (Logistikeffekt) . Hinzu kamen für den Personenverkehr die 
Auswirkungen der fortschreitenden Privatmotorisierung und der Neigung zu einer dezen­
tralisierten Siedlungsweise (Suburbanisation). 

Der eigene Reaktions- und Innovationsspielraum der Bahn erwies sich unter den gegebenen 
rechtlichen und institutionellen Bedingungen als viel zu eng. Bei abflauendem Wirtschafts­
wachstum verschärfte sich im Massenguttransport zudem wieder die alte Rivalität zur Bin­
nenschiffahrt. Mitte der sechziger Jahre traf die Bundesrepublik der bis dahin schärfste 
Konjunktureinbruch. Der einsetzende sprunghafte Anstieg des Zuschußbedarfs der OB 
wurde jetzt als ein gesamtwirtschaftlich gefährliches Haushaltsrisiko eingestuft. Gleich­
zeitig verstärkten sich die Überlastungslagen in Teilen des Straßennetzes. Der Ausbau der 
Autobahnen war ja erst angelaufen. Vor diesem Hintergrund drückender Konjunktur- und 
Struktureinflüsse entstand das" Verkehrspolitische Programm der Bundesregierung für die 
Jahre 1968 bis 1972" - es war inzwischen die Große Koalition - das als Leberplan bekannt 
wurde. Erklärtes Ziel des Programms war für den Bereich des Güterverkehrs eine fühlbare 
Aufkommensumschichtung von der Straße zur Schiene, wo möglich auch zur Binnenschiff­
fahrt. Als Instrumente waren vorgesehen: neben steuerlichen Sonderbelastungen des Stra­
ßengüterfernverkehrs (Leberpfennig) - mit besonders hohen Belastungen für den Werkfern­
verkehr - und neben Investitionshilfen an die OB zur Förderung des Kombinierten Lade­
verkehrs und des Gleisanschlußverkehrs als eigentlicher Knackpunkt der Operation eine 

15) WilJeke, R., Bötrger, W, Baum, H., 5chmidr, K., Margentarife für die Binnenschiffahrc, Buchreihedes Ins[ituls für Ver­
kehrswissenschaft an der Universität zu Köln, Bd. 35, Düsseldorf 1977. 
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Verbotsliste für die Straßenbeförderung von Schwerlastgütern. Das reichte von Kohle und 
Erzen bis zum gemeinsamen Transport von mehr als zwei Personenkraftwagen,t6) 

I?er Leberplan wurde - einschließlich der dirigistischen Vorhaben - von weiten Teilen d 
Offendichkeit und durchgängig auch von den Medien zuerst ungemein günstig aufgeno~~ 
men. I?as galt selb~tfür Zeit~ngen und Kommentatoren mit gewöhnlich Stramm markrwirt~ 
schaftllchem ProfIl. UmschIchtung schwerer Güter von den überfüllten Straßen auf d' 
leeren Schienen, Vermeidung von Lkw-Fahrten also, das schien das erlösende WOrt Zu sei~~ 
Der Verladerlobby und den störenden Lastern eins auszuwischen, war für viele Pkw-fah_ 
rende Beobachter nur recht und billig. Die Ernüchterung kam jedoch sehr schnell. Die 
Beförderungsverbote ließen sich so, wie zuerst gedacht, aus finanziellen und organisatori_ 
schen Gründen nicht durchführen, kurzfristig schon gar nicht. Aber auch eine mittelfristige 
Anpassung hätte bedeutende Zusatzinvestitionen im Schienenbereich erfordert und auch 
dann noch einen Transportkostenschub ausgelöst. Wirtschaft und Verkehrsgewerbe mach­
ten mobil, und, was noch wichtiger wurde, die Konjunktur war überraschend schnell und 
stark nach oben umgeschlagen. Mit bedeutenden Exporrerfolgen und hohen Haushalts_ 
defiziten - das Stabilitätsgesetz von 1967 griff zum ersten und einzigen Mal- war das Tal 
schneller als erwartet durchschritten. Plötzlich wurden die hohen und steigenden Infla­
tionsraten, die Lohnsteigerungswelle nach dem Schock wilder Streiks und die ungnädig 
gegensteuernde Deutsche Bundesbank zu den zentralen Themen. 

Kar! Schiller, Helmut Schmidr und Franz-Josef Srrauß, die zuerst den Leberplan unter­
Stützt hatten, zeigten sich nunmehr desinteressiert und von gesamtwirtschaftlichen und fis­
kalischen Sorgen geplagt. Die Gruppe MülJer-Hermann organisierte den Widerstand im 
Bundestag. Es kam dann auch nur zu einer gegenüber den ursprünglichen Zielen und 
Erwartungen recht mageren Ernte. Realisiert wurden die steuerlichen Zusatzbelastungen 
des Güterfernverkehrs auf der Straße, die Investitionshilfen an die DB und - auch das­
einige erfreuliche Flexibilisierungen in der Tarifbildungsordnung und im Unternehmens­
und Organisationszuschnitt der DB. Aber die Verbots liste fiel, und die steuerliche Sonder­
belastung des Straßengüterfernverkehrs mußte nach ganzen drei Jahren wegen EG-recht­
licher Bedenken wieder aufgehoben werden. Doch dieses Ende eines Planes hatte dann 
kaum noch Publizität. Getragen vom Konjunkturhoch wanderte das kritische Medieninter­
esse schnell vom Problemkreis des Güterverkehrs zu den Fragen und Konsequenzen der 
Massenmotorisierung und damit zum Personenverkehr. Im Dunstkreis von 1968 artikulier­
ten sich "gesellschaftspolitische" Ziele, wie es jetzt hieß. Das Auto - der Pkw - karn ins 
Fadenkreuz von zum Teil schon recht bissigen, einseitigen, durchweg inkompetenten An­
griffen. Die kurze Ära des Bundesverkehrsministers Lauritz Lauritzen mit der seltsamen 
Werbebotschaft "Der Mensch hat Vorfahrt" versuchte in der Kanzlerzeit Willy Brandtsdie 
autofeindliche~ Strömungen verkehrspolitisch aufzugreifen. Doch die Bewegung brach 
sich nach der ülkrise (1973/74), nach Energiepreissprüngen und konjunktureller Labilitär 
~iemlich schnell an den ökonomisc~en Fakten. Politik, Öffentlickeit, auch der sprichwört­
lIche Mann auf der Straße hatten Wieder konkretere Probleme mit der Beschäftigungs- und 

16) Der Bundesminister für Verkehr, Das Verkehrspolitische Progrilmm im Spiegelbild der öffentlichen Meinung, Bad 
God~sberg o. J .. (1967). I?iese Dokumentiltion .enthält ilußer dem Progrilmm (Kurzhssung) die Stellungnilhmen der 
Verbande, zahlreiche Medlenkommentotre und eIße Entgegnung des Ministers auf die wichtigsten Kritikpunkte. 

Einkommensicherung. Die Ansätze zu einer ökologisch und städtebaulich inspirierten 
AutOInobil- und Mobilitätskritik blieben. seitdem fr~ilich virulent und verstärkten sich 
wieder mit emotional aufbereitetem Input m den achtZiger Jahren. 

9_ Verkehrswissenschaft auf marktwinschaftlichem Kurs 

Bei den Auseinandersetzungen um den Leberplan - b~sonders bei der ~ritik an den B.eför­
derungsverboten - zeigte sich im übrigen auch, . daß m der Verkehrs~lssens.c~aft, bel d~n 
Verkehrsökonomen jedenfalls, mit dem GeneratIonenwechsel auch eme Posltionsverschle­
bung eingetreten war. Die betont mark~irtschaftli~h ausgeri~hte~e, auf Liber~lisieru~g der 
Verkehrsmarktordnung drängende Memung hatte Sich - gewIß mit mancherlei Schatuerun­
eo _ durchgesetzt. Der Wissenschaftliche Beirat gab zum Leberplan auch kein unterstüt­

gendes Gutachten ab; mehrere Mitglieder stritten vielmehr in Aufsätzen und Referaten 
:egen die interventionistische Grund~altung ~nd insbesondere gege~ die ~irigisten !eile des 
Plans.l7) Walter Hamm traf die verbreItete Memung, als er den Plan eme die VolkSWirtschaft 

belastende .. Wachstumsbremse" nannte. 

Die Pluralität der ordnungspolitischen Standpunkte war durchaus nicht ganz verschwun­
den, aber doch deutlich kleiner geworden. Die ehedem viel berufenen Besonderheiten des 
Verkehrs waren kein wirkliches Thema mehr. Der alte Gemeinwirtschaftlichkeitsmythos 
wurde entblättert und auf den Kern staatlicher Bestellungen von politisch gewollten, aber 
nicht rentabel produzierbaren Leistungen reduziert. Es hatte sich ein marktwirtschaftlicher 
Grundkonsens gebildet, was die Beiratsarbeit, zunächst jedenfalls, förderte und sich auch, 
natürlich weit über die Beiträge der Beiratsmitglieder hinaus, in den verkehrswirtschaft­
lichen und verkehrspolitischen Publikationen der siebziger und achtziger Jahre nieder­
schlug. Da aber die Interpretationen und Vorschläge der Wissenschaft fast immer ei~ige 
Schritte weiter waren, als die um vermeintlich "progressive" Positionen bemühte amtltche 
Verkehrspolitik, gab es jetzt häufiger Mißverständnisse und Spannungen gegenüber Mini­
ster und Ministerium. So kam beispielsweise keine gemeinsame Stellungnahme zugunsten 
eines allgemeinen Tempolimits auf AUtObahnen zustande, obwohl damals .. das Haus" eine 
solche Empfehlung sehr gerne gesehen hätte. 

10_ Neue Themen und Schwerpunkte 

10.1 Die WegekoStendebatte 
Die Forschungsziele und Publikationsschwerpunkte der achtziger Jahre können gut an 
einigen Themen erläutert werden, die bereits den Bogen zur Aktualität schlagen. Begonnen 
sei mit der Wiederaufnahme der Wegekostendebatte. Die Meinung, der Kraftverkehr sei bei 
der Anlastung der .. tatsächlich" verursachten Kosten im Vorteil, weil der Staat die Straßen 
bereitstelle, die Eisenbahn aber für ihren Fahrweg selber aufkommen müsse, wurde schon 
kurz nach der Währungsreform vorgebracht. Mit den Anhebungen der Sonderbelastungen 

17) So etwa Willeke, R., Bögd, H.-D., Freimurh, w., Verkehrspolitik vor der Entscheidung, Frankfurt a. M. 1968. 



des Straßenverkehrs seit 1955/60 und angesichts des steigenden Zuschußbedarfs der Eisen. 
bahn hatte die globale Kritik zwar schon ihre Substanz verloren, der alte Vorwurf führte 
aber zu einer intensiven wissenschaftlichen Beschäftigung mit der Erfassung, Abgrenzung 
Interpretation und Bewertung der Fahrwegkosten im Systemvergleich der Verkehrszweige: 
Hier konnte markt- und wohlfahrtsökonomische Theorie eingesetzt werden, Volks- und 
Betriebswirte arbeiten intensiv zusammen. Die Thematik führte erstmals auch zu einer aus­
gedehnten und ergiebigen Kommunikation mit ausländischen Wirtschaftswissenschaftlern. 
M. Allais, C. J. OOrt und M. E. Beesley seien beispielhaft genannt. Nicht ganz leicht ver: 
ständliche Begriffe der neoklassischen Allokationstheorie flossen in die Diskussion ein 
"soziale Grenzkosten der Fahrwegnutzung und der Stauung" zum Beispiel. Aber während 
der Anlauf des Marginalismus in Frankreich - gewiß nur in sehr grober Annäherung an das 
Theorem - immerhin zum Bau und Betrieb von Mautautobahnen führte, verpuffte er in 
Deutschland. Die Praxis und Verkehrspolitik waren sogar, so hörte man immer wieder, VOn 
den abstrakten Modellspielereien und der verwunderlichen Begriffswelt eines Teils der 
Wissenschaft enttäuscht.18) 

Die Verkehrspolitik hatte sich naiverweise von "der" Wissenschaft klare und gut umsetz bare 
Vorgaben für eine administrierte Arbeitsteilung zwischen Schiene und Straße auf der Basis 
von hieb- und stichfesten Kostenvergleichen erhofft und mußte nun hören, daß konventio­
nelle Gesamtkostenrechnungen bei einer erdrückenden Dominanz der Gemeinkosten nur 
willkürliche Resultate liefern und deshalb nicht viel an Steuerungshilfe hergeben können, 
und daß im übrigen, wenn optimale Faktorallokation das Ziel sein soll, sogar die ganze Fra­
gestellung geändert werden müsse. Statt historische Kostenblöcke per Anlastung zu bewäl­
tigen, müßten knappheitsorientierte Nutzerpreise gebildet und richtig steuernde Preise für 
Wegenutzungen erhoben werden. Die Wegekostendebatte mündete damit in das Diskus­
sionsfeld des Road-pricing-Ansatzes. Doch für die Anwendung dieses Gedankens bestand 
in Deutschland vor 20 Jahren weder Verständnis noch praktisches Interesse, auch kaum 
reale Möglichkeiten der Umsetzung. weil für den Ausbau der Bundesfernstraßen, inklusive 
der AutObahnen, schon eine andere, die steuerliche Finanzierungsbasis gewählt worden 
war. Die erwartungsvoll begonnene Debatte, mit der das Problem "Schiene-Straße" wissen­
schaftlich abgestützt und endgültig gelöst werden sollte, schlief Ende der siebziger Jahre 
einfach ein. 

Auf die verwegene und konzeptionslose Idee, ein noch immer so genanntes Road-pricing­
System auf die bestehende hohe steuerliche Sonderlast des Straßenverkehrs draufzusatteln, 
kam man noch nicht. Das scheint unserer Zeit vorbehalten zu sein. Bei den seit einigen Jah­
ren wiederbelebten Überlegungen und Empfehlungen zu einem Roadpricing in Deutsch­
land geht es nicht mehr um die im Kern konstruktive Idee einer Marktbildung für Infra­
strukturdienste in der Leistungskette des Straßenverkehrs. Angestrebt ist vielmehr eine 
restriktive Nachfragedämpfung, die nach dem "Prinzip des doppelten Vorteils" auch noch 
zusätzliche Einnahmen bringt und Finanzmittel für alle möglichen Zwecke an die Hand 
gibt, nur nicht für den Straßenbau, wie sich das bei Preisen oder preisähnlichen Gebühren 

18) Vgl. Holoeher, K. H., Wegerechnungen für Straßen, Giessener Studien zur Transportwirtschaft und Kommunikation, 
Bd. 3, Darmstadt 1988. 
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für die Straßen nutzung gehören würde. 19) Aktuelle Problem varianten bilden die Trennung 
von Betrieb und Fahrweg bei der Eisenbahn und die Bemühungen, ein System von Trassen­
preisen zu bilden, das zugleich Steuerungs- und Finanzierungsfunktionen erfüllt,20) sowie 
einige Aspekte der Debatte um die externen Effekte des Verkehrs. Für diese wichtigen 
Gestaltungs- und Diskussionsfelder ist freilich noch kein übergreifendes Konzept zu erken­
nen. Es fehlen die Gesamtschau und die Synthese, die den Straßen- und Schienenverkehr 
mit gleichen Strukturüberlegungen und Ordnungsmaßstäben behandeln un? .im Interesse 
eines effizienten, flexiblen und zukunftstüchtigen Gesamtsystems auf Favonslerungs- und 
Defavorisierungspraktiken - auch in der Infrastrukturplanung - verzichten.2l) 

10.2 Kosten-Nutzen-Analysen 

Durchaus anders verlief der Dialog zwischen Wissenschaft und Politik bei der Entwicklung 
von Verfahren gesamtwirtschaftlicher Nutzen-Kosten-Untersuchungen mit dem Anwen­
dungsschwerpunkt der Projektbewertung im Rahmen der Verkehrswegeplanung. Das 
finanzwissenschaftliche Instrumentarium der Cost-Benefit-Analysis war schnell übernom­
men. Zur Ausrichtung der Rechenmethodik auf die Entscheidungsfelder der Verkehrsinfra­
strukturpolitik waren allerdings einige spezielle Systematisierungen und Hypothesen­
bildungen notwendig. Finanzwissenschaftler und Verkehrsökonomen in großer Zahl, 
schnell auch Planungsingenieure, boten dazu Lösungsvorschläge an. Verwaltung und Poli­
tik griffen diese Angebote zügig auf. Der Gesetzgeber hatte Nutzen-Kosten-Unter­
suchungen inzwischen bei umfangreicheren staatlichen Investitionsvorhaben als Emschei­
dungshilfe vorgeschrieben. So wurde z.B. für die Bundesverkehrswegeplanung (BVWP) 
eine eigene Methodik entwickelt, die jetzt schon seit über 15 Jahren angewendet Wird, und 
zwar-trotz einiger Modifikationen -in Form einer klassischen Kosten-Nutzen-Analyse. 221 

Inzwischen ist es aber eher so, daß der Wissenschaft oder jedenfalls einer Anzahl von Wissen­
schaftlern das Werk, an dessen Aufbau sie vor 25 Jahren maßgeblich beteiligt waren, nicht 

19) Welch seltsame abgabenpolitische Blüten aufkommen, zeigt etwa auch eine Vorgabe der Koalitionsvereinbarung vom 
Sommer 1995 in Nordrhein-Westfalen. Danach sollen für das Parken bei den Warenmärkten "auf der grünen Wiese" 
gleich hohe Gebühren erhoben werden, wie in den Innenstädten. Dies soll als Instrument zur "Revitalisierung der City" 
gelten. Auch ganz abgesehen von aUen juristischen Fragen ist damit der Road-pricing-Gedanke auf den Kopf gestell!. 

20) Vgl. Aber/e, G .• Weber, U, Verkehrswegebenutzungsabgaben für die Eisenbahn, Giessener Studien zu Tranportwirt­
schaft und Kommunikation, Bd. I, Darmstadt 1987; Knieps, G., Konkurrenz auf den europaischen Eisenbahnnetzen, 
in:Jahrbücherfür Nationalökonomie und Statistik, Bd. 209, S. 283 H.; Hiiußler, U, Bildung und Funktion von Trassen­
preisen für die Nutzung der Schieneninfrastruktur der DB AG, in: Zeitschrift für Verkehrswissenschaft, 66. Jg. (1995), 
S. 77 H. 

21) VgL Wil/eke, R., Marktimegrierte Verkehrswimchaft und Verkehrspolitik, in: Zeitschrift für Verkehrswissenschaft, 
66. Jg. (1995), S. 3 ff. Die kraß unterschiedliche Behandlung von Schiene und Straße gehört zu den gefahrlichen 
Schwachpunkten aktueller deutscher Verkehrspolitik. So soll die Bahn ihre ~Fahrwegsparte" über Trassenpreise grund­
sätzlich eigenwirtschaftlich betreiben. Tatsächlich wird diese Sparte aber - zusammen mit dem Bundeseisenbahnver­
mögen - zum Sammelbeckt:n für massive Subventionen. Damit sind zwar die operativen Bereiche der Bahn, nicht 
aber Fiskus und Steuerzahler entlastet. Eine dringend erforderliche zweite Stufe der Eisenbahnrdorm muß erSt die 
Zwänge auslösen, die zu einer durchgreifenden Ausschöpfung der großen noch vorhandenen Rationalisierungsreserven 
führen. Für die Straße würde dagegen schon heute die Möglichkeit bestehen, eine eigenwinschaftlich zu betreibende 
"Fahrwegsparte" zu bilden. Hier darf es aber nicht sein, weil über die Einnahmen bereits zweckentfremdet verfügt ist. 
Aus unerfindlichen Gründen wird dieser politisch gemachte und überaus transparente Wirrwarr oft als "Finanzpara­
doxon" des Verkehrs bezeichnet. 

22) Außer auf die BVWP-Methodik sei auf die von der Forschungsgemeinschaft für Straßen- und Verkehrswe.sen (FGSV) 
entwickelte RAS-W zur Bewertung von Straßenbauprojekten und auf die "Standardisierte Bewertung" fürÖPNV-Fahr­
weginvestitionen hingewiesen. 
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mehr so recht g~fällt. Bei den Vorstellungen und Vorschlägen für eine Refor~ des Planungs~ 
rahmens, der ZIelfelder und der Bewerrungsverfahren gehen die Meinungen - etwa übe 
eine dominante Anwendung von politikoffenen Nutzwertanalysen - aber noch ziemlich 
weit auseinander. Dies gilt auch für den internationalen Stand der Diskussion. Oft und 
gerne vorgetragene Ansprüche an eine wesentlich umfassendere und in den Segmenten stär. 
ker integrierte Planung sind durch die Fähigkeiten der Umsetzung nicht abgedeckt. So hat 
etwa auch die EU-Kommission unter dem Stichwort "Sustainable Mobility" zwar ein Stan. 
dardverfahren für die Kosten-Nutzen-Analyse von Infrastrukturvorhaben empfohlen, das 
zusammen mit den bisher schon einbezogenen Faktoren auch die "externen Kosten" des 
Verkehrs erfassen soll. Sie hat aber nicht zu erkennen gegeben, wie das nach dem Stand der 
Kenntnisse, der Problemstrukturierung und der methodischen Befähigung in wissenschaft. 
lieh verantwortbarer Weise geschehen könnte.2}) 

10.3 Deregulierung und Liberalisierung 

Wesentlich stärker von den Beteiligten und vor allem von den Interessierten zustimmend 
oder kritisch ablehnend zur Kenntnis genommen wurden allerdings die Aussagen der Wis. 
sensehaft und einzelner Wissenschaftler zur Wettbewerbs- und Liberalisierungsfrage. Als 
das Thema "Marktwirtschaft auch im Verkehr" langsam ernst genommen werden mußte 
seit Ende der fünfziger Jahre etwa, entbrannte zuerst auch zwischen den Verkehrsökonome~ 
ein Streit über die Frage, wie Liberalisierungsschritte und Maßnahmen zur Harmonisierung 
der Wettbewerbsbedingungen system- und zielgerecht sachlich und vor allem zeitlich auf. 
einander abgestimmt werden müßten. Die Befürworter der hergebrachten Regulierung, die 
eine marktwirtschaftliche Verkehrsordnung für kaum realisierbar, für instabil und in den 
Resultaten auch für unerwünscht hielten, forderten eine nahezu vollständige und perfekt 
ausgeformte Harmonisierung als Voraussetzung auch schon für erste nennenswerte Libera. 
lisierungsschritte. Der als Problem und Aufgabe angesprochene Harmonisierungsbedarf 
war dabei noch primär auf den inländischen Wettbewerb zwischen Schiene und Straße 
fixiert. Die Konkurrenz zwischen in- und ausländischen Unternehmen des gleichen Ver. 
kehrszweigs wurde - u. a. dank der Untätigkeit der EG-Verkehrspolitik - erst ganz langsam 
und eher als Randproblem, etwa in der Rheinschiffahrt, spürbar und registriert. Nachdem 
sich das Wegekostenargument als Harmonisierungsgrund und Regulierungsbasis für das 
Schiene-Straßenverhältnis als letztlich unergiebig erwiesen hatte, wurden die "gemeinwirt· 
schaftlichen" Vorgaben und politischen Belastungen der OB in den Vordergrund gestellt. 

Den marktwirtschaftlich orientierten Verkehrsökonomen war das damit anvisierte Problem 
und die hier liegende Argumentationsfalle durchaus bewußt. Sie sahen und sagten natürlich 
auch, daß es sich bei der Art des angesprochenen Harmonisierungsbedarfs keineswegs um 
ein singuläres Problem des Verkehrs handelt. Wenn intersektorale oder internationale Un· 
terschiede der Steuerlast, der ergebnisbedeutsamen Handlungsspielräume oder auch der 
Subventionen als Ursache von Wettbewerbsverzerrungen angesprochen werden, dann han­
delt es sich um einen alten, viel diskutierten Fragenkreis der Struktur-, Industrie- und 

23) Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Hrsg. ), Die künftige Entwicklung der gemeinsamen Verkehrspolitik. 
Globalkonzept einer Gemeinschaftsstrategie für eine auf Dauer tragbare Mobilität, Kom Nr. (92) 494, Brüssel 1992. 
Vgl. Seidenfus, H. Sr., "Sustainable Mobility" - Kritische Anmerkungen zum Weißbuch der EG· Kommission, in: RW1-
Miueilungen, Rheinisch-Westfälisches institut für Wirtschaftsforschung, Jg. 44 (1993), S. 285 H. 
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Außenhandelspolitik. Selbstverständlich haben sich auch die Befürworter einiger zügigen 
und durchgreifenden Deregulierung nachdrücklich dafür eingesetzt, greifbare Unter­
schiede bei den staatlich verursachten Kosten und Dispositionsmöglichkeiten einzuebnen. 
Allerdings, wenn dazu in der Ausgangslage die politischen Voraussetzungen fehlen sollten, 
dann wurde sehr wohl auch ein Vorpreschen mit Liberalisierungsschritten empfohlen. 
schon um den Prozeß der für notwendig erkannten Ordnungstransformation überhaupt 
einmal anzustoßen, und um dann aus den entstehenden Spannungen und aus der prakti­
schen Erfahrung heraus Problembewußtsein und steigenden Druck auch für ernsthafte 
Harmonisierungsanstrengungen entstehen zu lassen. Eine solche Einschätzung und Emp­
fehlung wird zwar noch immer bestritten und angegriffen; mir scheint aber, daß sich der 
Realismus dieser Position im verkehrspolitischen Geschehen der letzten zehn Jahre ein 
weiteres Mal bestätigt hat. 24) 

11. Wurzeln der Systemtransformation 

Schauen wir jetzt auf diese Zeitspanne und damit auf die Ordnungswende, die für die deut­
sche Verkehrspolitik tatsächlich ein Ordnungsumbruch war. Der Beitrag, den die Wissen­
schaft - vor allem die Verkehrsökonomen - dazu geleistet hat, ist nachweisbar; er sollte 
gesehen, aber doch nicht überschätzt werden. Wissenschaftliche Empfehlungen und War· 
nungen haben die politischen Entscheidungen vorbereitet. Die mit Beharrlichkeit vorgetra­
genen Argumente konnten den aufgestauten Reformbedarf, ja die Reformnotwendigkeit, 
immer überzeugender darstellen und verständlich machen, wobei die Gegenrede natürlich 
nie verstummte. Letztlich war es aber nicht das Wort der Wissenschaft, sondern einfach die 
Wucht des Strukturwandels selbst, die das Netz der Regulierungen zerrissen hat. Nur die 
wichtigsten Punkte seien dazu noch einmal genannt: Die immer weitergreifende Intensivie­
rung und Auffächerung der räumlichen Arbeitsteilung, die Tendenz zur Auslagerung von 
Vorleistungen und damit die Verdichtung der Austauschverflechtungen in immer größer 
werdenden Märkten, ferner die neue, computergestützte Beschaffungs-, Fertigungs- und 
Absatzlogistik als ein stark aufgewertetes betriebliches Planungs- und Rationalisierungsfeld 
und schließlich die alles überlagernden Güterstruktureffekte, die den Aufkommensanteil 
der hochwertigen, zeitkritischen und kleinvolumigen Sendungen fortgesetzt ansteigen 
ließen. Diese massiven Veränderungen auf der Bedarfs- und Nachfrageseite korrespondier­
ten mit einer immer weiter getriebenen Spezialisierung der auf Transport, Logistik und 
Kommunikation ausgerichteten Dienstleistungen und Dienstleistungsbündelungen. Hinzu 
kamen und damit verbunden waren endlich die neuen, auf Dezentralisierung drängenden 
Entwicklungen im Städtebau und Siedlungsverhalten und die damit wechselseitig verzahnte 
Dynamik der individuellen Motorisierung und Mobilitätsentfaltung. 

Diese Erfahrungsbefunde ließen seit Anfang der achtziger Jahre unabweisbar die großen 
und jetzt auch nicht mehr mit halben Maßnahmen korrigierbaren Anpassungsdefizite und 
Gestaltungsrestriktionen der noch bestehenden, hochregulierten Verkehrsordnung erken­
nen. Immer zahlreichere und aus dem Ruder laufende Umgehungspaktiken, vor allem die 

24) Zur Lagebeurteilung einjahr vor dem EuGH-Uneil vom Mai 1985 vgl. Willeke, R., Zur Liberalisierung der Marktord­
nung des Straßengüterverkehrs, Kaarst 1984. 
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Paketbildung aus preisgebundenen und freien Bestandteilen, unterstrichen die Unhaltb 
keit der Lage. Dabei zeigte sich auch der Problemstand gegenüber der alten Ordnun; 
debatte gründlich verschoben. Im Mittelpunkt der Regulierungs- und Schutzabsicht<n 
stand ja schon lange nicht mehr das national formulierte .. Koordinationsproblem Schiene ... 
Straße" . Der motorisierte Straßenverkehr, der den neuen Ansprüchen individueller Mobili. 
rät und flexibler Logistik von seinen technisch-organisatorischen Einsatzmäglichkeiten her 
am besten entsprechen konnte, war, trotz der Investitionsfavorisierung der Bahn, in den 
Leistungsanteilen der Personen- und Güterbefärderung dominant und für die umstrittenen 
Märkte zur Meßlatte der Konkurrenz geworden. Dies stellte, gefördert durch die zuneh. 
mende Dienstleistungsfreiheit im gemeinsamen europäischen Markt, den Wettbewerb ZVii_ 

sehen in- und ausländischen Unternehmen des Kraftverkehrs- und Binnenschiffahrtsgewtr_ 
bes sowie der Speditions- und Logistikanbieter in den Mittelpunkt des Interesses. Dahti 
ke?nzeichnete es die Gesamt~~twicklung der Verkehrs- und Logistikmärkt~, daß die Tätig_ 
keltssch werpunkte der Spedmonen und der Transportunternehmen ausemanderruckten 
und, bei nach wie vor fließenden Übergängen, neue Strukturen von Kooperationen und 
Wettbewerbsformationen entstehen ließen. 

12. Der Blick nach vorn 

Das berühmte EuGH-Urteil vom Mai 1985 war also Anlaß und nicht Ursache der einsetzen­
den Deregulierung. Es ist nicht ohne Ironie, daß erst die gerichtliche Feststellung der Untä­
tigkeit bei zwei der ganz wenigen konkreten, den Verkehr der Gemeinschaft betreffenden 
Vorgaben des EWG-Vertrags den überfälligen Dammbruch ausgelöst hat. Tatsächlich be­
stand der unumgängliche Reformbedarf ganz unabhängig vom Spruch der Luxemburger 
Richter, von dessen Interpretation durch den EG-Ministerrat und von der Art der Umset­
zung in nationales Recht. Dafür, daß die Lage reif war, spricht auch die Schnelligkeit, mit 
der sich in der Folge die Szene grundlegend veränderte. Die Preisbindungen fielen, zuerst 
für den grenzüberschreitenden Verkehr und dann, ab Anfang 1994, auch für die innerdeut­
schen Märkte. Die freie Preisbildung auf den Güterverkehrsmärkten zeigt sich seitdem 
nicht nur als durchführbar, was von nicht wenigen Kritikern bezweifelt worden war, son­
dern, trotz des zunächst ungünstigen konjunkturellen Umfeldes, als funktionstüchtig. 

Der Preiseinbruch in der ersten Runde erzwang eine Welle durchgreifender technischer, 
organisatorischer und institutioneller Rationalisierungen mit deutlichen realen Kostensen­
kungen, die im Durchschnitt mit 20% vorsichtig beziffert sind. Dem folgte dann aber, 
schon zehn Monate später, im Einklang mit der einsetzenden Konjunkturerholung, eine er­
wünschtermaßen differenzierte Preiserholung. Parallel zur Preisfreigabe mit ihren Niveau­
und Strukturwirkungen verlor auch die für inländische Unternehmen weitergeführte Ange­
botsrestriktion im gewerblichen Straßengüterfernverkehr viel an Gewicht. Lockerungen 
ergaben sich aus der Ausweitung des nationalen Kontingents, aus dem schrittweisen Abbau 
des Kabotagevorbehalts und aus der Ausweitung der "freien" Nahverkehrszone. Diese 
Entwicklung in Richtung auf eine Marktöffnung findet 1998 ihren Abschluß, wenn für alle 
in der Gemeinschaft ansässigen Unternehmen volle Kabotagefreiheit hergestellt sein 
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wird.") Der Eisenbahn in Deutschland (OB/RB) schließlich wurde, ebenfalls seit Anfang 
1994, das privatwirtschaftltche R~chtskl~ld etner AG ~~geben. DIe Organtsatlo~spnvatlsle~ 

und reichlich bemessener flOanzwlrksamer politischer Flankenschutz, mcht nur bel 
~~~Itlastenabwälzung, bei der personalwirtschaftlichen Abwicklung und bei der Vermö-

bewertung in der Eröffnungsbilanz, sondern auch bel der wetteren FlOanzlerung der 
gens G' k"h' b Fahrweginvestitionen

l 
sollen die neue ~ahn (DB A ) zu elOem mar .ttuC ugen, wett e-

werbsfähigen Unternehmen machen. Die Zahl und Bedeutung der zu diesem Zweck durch-
tzten Reformschritte ist gewiß groß. Doch wurde damit das Werk der Verkehrsord-

gese ... d E' b h h nungsreform und der marktwirtschaftlichen Neuposltlomerung er Isen a n sc on 

getan? 

Gewiß bei weitem noch nicht. Aus den am Anfang mei.ner Überle~ungen genan~ten 
Problem feldern müssen noch vier zentrale Fragen aufgegnf~en und ~osungen zugefuh:t 
werden. Für diese Fragen gibt es auch zielführende ma:ktwlrtsc~af~hche ~ntworten, die 
. ht nur der Literatur, sondern auch konkreten ausländischen Beispielen mit wachsendem 

OIc hl" ß f T h Erfahrungsmaterial entnommen werden können. Diese Lö.sungsvorsc age .sto en re.llc 
. politischen und vorpolitischen Raum unserer Republtk noch auf wemg Gegenliebe. 
~kalische Vorgaben und scheinökologische P:äferenzen stemmen sich geg;n die yer.nunf.t, 
wie es einst die Liebe zur "bewährten, kontrollIerten Wettbewerbsordnung tat, dIe Sich die 
deutsche Verkehrspolitik so viel hat kosten lassen. Die konk~ete. Ausge~taltung, die Vor­
ehensweise und die Umsetzungsstrategien werden deshalb mIt SicherheIt große Anstren­

gun gen und auch viel Überzeugungsarbeit erfordern. 26) Leider sind der dringend benötigte 
~achverstand, die Konsequenz und die Ausdauer, mit der vor 25 Jahren die .. Gruppe 
Müller-Hermann" der Verkehrspolitik dienen konnte, noch nicht wieder in Sicht. Zu 
suchen sind Anworten auf die folgenden Fragen: 

1. Wie kann eine innovationsoffene, diskriminierungsfreie Verkehrsordnung geschaffen 
und gesichert werden, die sich nicht nur punktuell "marktwirtschaftlicher Instrume.nte" 
bedient, sondern ohne Vorweg-Präferenzen für bestimmte Systeme und Systemanbleter 
als Marktwirtschaft eingerichtet ist? 

2. Wie kann die Deutsche Bahn durch Ausschöpfung ihrer großen, noch zu wenig erschlos­
senen Rationalisierungsspielräume zu einem effektiv subventionsfreien, mittelfristig 
börsenfähigen Wirtschaftsunternehmen und damit zu einem flexiblen und aufnahme­
fähigen Glied des deutschen und europäischen Verkehrsmarktsystems werden? 

3. Wie kann für den Verkehr eine marktintegrierte und diskriminierungsfreie Infrastruktur­
politik entwickelt und durchgesetzt werden, so daß sich die Qualität und Quantität der 
Verkehrswege der Entwicklung des Bedarfs mit seinen neuen Akzenten und Schwer­
punkten anzupassen vermögen? 

H) Vgl. Knieps, G., Von staatlicher Verkehrslenkung z.u inten~fi[ i on.sfreien ~1ärkt~n: Üb~r~~ngsprobleme, Institut für Ver­
kehrswissenschaft und Regionalpolitik der Universi ti t Freiburg I. Br., DIskussIonsbelIrage Nr. 12 : 199.f . 

26) VorStellungen und Anregungen zur Lösung der aufz.ugreifenden Fragen ~eben die Beiträge von Wllleke, R., Baum, H., 
Aberle, G., DiekmJnn, A. und Klimke, U. in: Zeitschrift für VerkehrswISsenschaft, 66. Jg. (1995), Heft I. 
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4. Wie ist das Problem der in der wirtschaftlichen Entwicklung miteinander verknüpften 

externen Kosten und externen Nutzen des Verkehrs aufzugreifen. einzustufen und ohne 
verqueren ideologischen Ballast in einem wachstumsorientierten, funktionstüchtig 
bleibenden Markt- und Wettbewerbssystem zu bewältigen? 

Die Verkehrswissenschaft und dabei vor allem die ökonomisch und verkehrspolitisch ausge~ 
richtete Forschung sind mit den noch offenen Fragen vor große Aufgaben gestellt. Es wird 
keine weiteren 40 Jahre dauern dürfen, um die Aufgaben zu packen und zufriedenstellend 
zu lösen. 

In der bewegten Geschichte einer säkularen Ordnungstransformation, auf die wir jetzt 
schon zurückblicken können, hat sich die Wissenschaft als Vordenker und Anreger bewähn 
und durchaus auch als gelegentlich ungern wahrgenommener Warner zu Wort gemeldet. 
Wissenschaftliche Analyse und wissenschaftlich gestützter Rat sind gewiß kein Ersatz für 
das verantwortliche politische Handeln, aber sie können sehr wirkungsvoll helfen, zweck. 
gerechte Entscheidungen vorzubereiten und zu treffen. Der Blick in die Zukunft des Ver­
kehrs , die von vielen ganz zu Unrecht nahezu nur noch als eine ärgerliche Belastung oder 
gar als gefährliche Bedrohung empfunden und angesprochen wird. sollte der Verkehrswis_ 
senschaft kräftigen Anstoß und Auftrieb geben. Es geht trotz der Vielzahl der Einzelfragen 
im entscheidenden Kern um die Vollendung eines ordnungspolitischen Auftrags, und da ist, 
so meine ich, nicht zuletzt auch die Freiburger Schule gefordert. 

Abstract 

'Fon:y YearsTransport Economics and Transpon Poliey' is a revised version of a lecture given to the jubileeof the Institut für 
Verkehrswissenschaft und Regionalpolitik of the University Freiburg i. Sr. The paper startS with a picture of ,he highly regu­
lated transport system in Gennany thai was as a heriuge of the early thirties and eould survive in the main until the middd 
of Ihe eighties. It follows subsequently a short analysis of the bad shorteomings that were the results of the price fixing and 
the market restrietions t:onnecting these with the interpretations and iudments of academic transport economiSIS at thattimc. 
The nexl step gives a review of the deregulation and liberaliz.ation proeess between 1985 and 1994. The articlc ends with a 
eritieal statement of the oUlcome SO far and of some problems that are not yet sohred definitly ,md salisfactory, including the 
strUcture and market position of the state owned railways. the development of a market oriented infrastructure policy, and 
the dealing with the ulernal costs and external benefits in an evolutionary way of thinking. 

Organisationsstrukturen des öffentlichen Personennahverkehrs 

und ihre Einbindung in den kommunalen Bereich 

VON JOACHIM R. DADUNA. KONSTANZ 

vd 

L Anforderungen an die Strukturen des öffentlichen Personennahverkehrs 

Der äffenrliche Personennahverkehr (ÖPNV) befindet sich in einem Strukturwandel. der 
aUS zum Teil tiefgreifenden Veränderungen der sozio-ökonomischen ~nd technis~hen Ra.h­
menbedingungen resultiert. Die Notwendigkeit, einen so~chen Schntt zu vo.l1zIehen~. 1St 
unumstritten, da Veränderungen nicht nur heute, sondern lOsbesondere auch In den nach­
sten Jahren für die Umsetzung der gestellten gesellschaftlichen Aufgaben und damit auch 
für die weitere Existenz des ÖPNV von entscheidender Bedeutung sind.1l Hinzu kommen 
erhebliche Auswirkungen aus den verschiedenen Gesetzgebungsebenen, so von Seiten der 
Europäischen Union (EU)2), des Bundes) und auc~ der Län~er. ") ~ie auf diesen Ebenen g~ ­
setzten ordnungspolitischen Randbedingungen bemhalten eme ReIhe von Regelungen, die 
zukünftig die Strukturen des ÖPNV in wesentlichen Bereichen grundlegend beeinflussen_ 

So erhalten die kommunalen Gebietskörperschaften in diesen veränderten Strukturen eine 
entscheidende Stellung, was insbesondere auch dadurch deutlich wird, daß diese zukünftig 
der Aufgabenträger des ÖPNV sein werden und in dieser Funktion auch fo:mal in der 
gesetzlichen Verpflichtung zur Aufstellung von Nahverkehrspläne~ : tehen: 5) DIe~ bedeutet 
eine Festschreibung nicht nur der politischen, sondern auch exphzlt der mhaltlIchen und 
finanziellen Verantwortlichkeit. Aus dieser Situation ergibt sich zwangsläu!,ig ein nicht 
unerheblicher Einfluß auf die zukünftige Rolle der an der Durchführung des OPNV betei­
ligten Unternehmen, einschließlich der bestehenden Verkehrsverbünde. 

Anschrifrdes Vert.;!ssers: 
Prof. Dr. Joachim R. Daduna 
Fachhochschule Konstanz 
Fachbereich WirtSChafts- und Sozialwissenschaften 
Brauneggerstraße 55 
0-78462 Konstanz. 

1) Vgl. hierz.u u.a. Zemlin(1989). 
2) Vgl. hierz.u die Verordnung (EWG) Nr. 1893/91 des Rates vom 20. Juni 1991 zur Änderung der Verordnung (EWG) 

Nr. 1191/69. 
3) Vgl. hierz.u auf der Bundesebene u.a. das Gesetz zur Neuordnung des Eise~blihnwesens (Eisenbahnneu~rdnungsgesetz 

_ ENeuOG), insbesondere An. 4 (Gesetz. z.ur RegionliJisierung des offenrhchen Personen \'Crkehrs)so"'l~ Art. 5 (AI/ge· 
meines Eisenbli/mgeserz(AEG». Außerdem steht eine Novellierung des Personenix'förderungsgeserzes(PBefG) an, aus 
der sich weitere Auswirkungen ergeben werden. 

4) Auf der Ebene der Länder handelt es sich in erster Linie um die (z.um Teil noch in der politischen Diskussion stehenden) 
Ö PNV·Gesetze sowie auch um die Kommunalverfassungen. 

5) Entsprechende Festlegungen sind in den bisherigen Entwürfen für die ÖPNV-Gesetze der Länder enthalten. 

I 

k-. 
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Unter diesen Randbedingungen ist daher derzeit ein wesentlicher Gesichtspunkt die Ent­
wicklung leistungsfähiger und flächenübergreifender Organisationsstrukturen, mit dern 
Ziel, eine Grundlage für die Gestaltung des ÖPNV als Dienstleistungsangebot in der Perso_ 
nenbeförderung zu schaffen. Diese Strukturen dürfen sich allerdings nicht ausschließlich an 
denen der privaten Wirtschaftsunternehmen orientieren, da verschiedene Gesichtspunkte 
berücksichtigt werden müssen, die sich aus den gesellschaftspolitischen AufgabensteIlun_ 
gen des ÖPNV und den daraus abgeleiteten ökonomischen Konsequenzen ergeben.6) Hier­
bei handelt es sich ,um die Funktion des ÖPNV im Rahmen der öffentlichen Daseinsvor_ 
sorge7) sowie die Einbeziehung als Instrument der strukturpolitischen Planung. 

Daneben gilt es, die sich aus der Bahnreform ergebenden Strukturveränderungen zu berück_ 
sichtigen, auch mit Blick auf die aus politischen Überlegungen geforderte Deregulierung8) 
des Personenverkehrsmarktes,9) die eine Einbeziehung privater Anbieter zulassen soll. 
Außerdem sind in diesem Zusammenhang Lösungsansätze für eine kommunale Querver_ 
bundsfinanzierunglO) zu finden, die sowohl mit den Vorgaben der EU konform sind,lI) 
als auch unter betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten die gewünschte Effizienz auf­
weisen. tZ) 

Grundlegende Zielsetzung für das funktionale Zusammenwirken muß die Schaffung einer 
geeigneten Organisationsstruktur sein, die durch eindeutig geregelte Zuständigkeiten 
interne Konfliktsituationen soweit als möglich ausschließt. Außerdem ist es erforderlich, 
daß mit geringem Aufwand auch Veränderungen innerhalb bestehender Strukturen vorge­
nommen werden können, insbesondere im Hinblick auf die Zusammensetzung der jeweils 
beteiligten kommunalen Gebietskörperschaften. Diese Forderung resultiert aus der Tat­
sache, daß die Verkehrsströme des ÖPNV sich nur insoweit an den bestehenden Verwal­
tungsstrukturen orientieren, als diese auf dem Fahrtzweck Verwaltung / Dienstleistung 
basieren, Der Berufs- und Ausbildungsverkehr, der für den ÖPNV in der Regel die wesent­
liche Aufkommensgröße darstellt, erfordert dagegen ständige Anpassungsprozesse, die 
durch Veränderungen innerhalb der Wirtschaftsstrukturen bedingt sind . Insoweit besteht 
die Notwendigkeit, zum gegebenen Zeitpunkt entsprechend zu reagieren und sowohl 
Organisations- als auch Angebotsstrukturen den veränderten Rahmenbedingungen 
anzupassen. 

Neben der Festlegung flächendeckender Organisationsstrukturen muß gleichzeitig eine 
sinnvolle Einbindung der zu entwickelnden Organisationseinheiten in den kommunalen 

6) Vgl. hierzu u.a. Heimerl (1986). 
7) Die Festschreibung des ÖPNV als kommunale Aufgabe, wie sie zuerst für die neuen Bundesländer gern. des lt. Eini· 

gungsvertrages weiter geltenden Gesetzes über SelbStverwaltung der Gemeinden und Landkreise der DDR 
(Kommunalverfassung) vom 12. Mai 1990 erfolgte, wird inzwischen in die Kommunalverfassungen der Länder über­
nommen, wie zum Beispiel in Brandenburg und Thüringen. 

8) Zur Definition des Begriffes Deregulierung vgl. u.a. Lwx(1993). 
9) Vgl. zu der Diskussion über die Deregulierung im ÖPNV Girnau (1991) und (1993), Fromm (1992), Knieps (1993), 

Nickd(1993), GeuckJer(1994), Isaac(1994) und insbesondere Balres / Bilyer ,l H ofmann (1994). 
10) Vgl. hierzu u.a. BarziJJ(1994). 
11) Vgl. hierzu die Ausführungen in der EG-Verordnung 1893/ 91 vom 20. Juni 1991. 
12) Vgl. hierzu u.a. die Überlegungen bei Dahlgaard / Perers(I993) zur Übertragung von Ansätzen einer Lean Production 

auf den ÖPNV sowie auch BurkhilreJc /Sager(1993). 
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Bereich erfolgen. Dieser Vorgang darf allerdings nicht nur als isolierter Prozeß ve.~standen 
den sondern er muß in die derzeit diskutierten grundlegenden Strukturveranderun­

;::\3) eingebunden sein, um die angestrebte Leistungsfähigkeit zu gewährleisten. 

2. Aufgabenorientierte Organisationsmodelle 

Für die Umsetzung einer aufgabenorientierten Organisatio~sstruktur stehen ve~~chi~dene 
Ansätze in der Diskussion, die sich im allgemeinen auf zwei Grundmodelle zuruckfuhren 
lassen, Hierbei handelt es sich um die sogenannten 3-Ebenen- und 2-Ebenen-Modelle. Auf 
den ersten Blick ergibt sich eine Differenzierung aU,fgru~d d~r Anzahl der funkt~onalen 
Ebenen innerhalb der Organisationsstruktur. Allerdmgs 1st diese Bet.rachtungswelse ~ehr 
vordergründig, da sich in diesen Ansätzen auch grundlegende konzepu?nelle U~terschlede 
aufzeigen lassen. Beide Organisationsstrukturen werden daher zunachst erlautert und 
anschließend miteinander verglichen und bewertet. 

2.1 3-Ebenen-Modell 

Das 3-Ebenen-Modell basiert im wesentlichen auf Überlegungen des B.undesministeriums 
für Verkehr zur Gestaltung der Organisationsstrukturen im öffen~hchen Persone~ver­
kehr)') Grundgedanke bei diesem Modell ist die explizite Berücksichtigung der verschiede­
nen öffentlich-rechtlichen Interessen in einer eigenständigen OrgamsatlO.n. All~ anderen 
Funktionen des Dienstleistungsprozesses werden durch die Verkehrsbetrle~e direkt oder 
durch eine von ihnen zu gründende Verbundgesellschaft wahrgenon:men. DIe Grundstruk­
tur dieses Modells ist in Abbildung 2.1-1 skizziert. Im Rahmen emes solchen 3-Ebenen­
Modells ergibt sich die folgende Aufgabenverteilung zwischen den drei Ebenen: 

Kommunaler Nahverkehrsverband (Öffentlich-rechtlicher Zusammenschluß) 

Der Nahverkehrsverband, zum Beispiel in der Form eines Zweckverbandes, wird ~urch die 
betroffenen Kommunen gebildet, gegebenenfalls unter Einbeziehun? des zu~tändlgen Bun­
deslandes bzw. der zuständigen Bundesländer. '5) Dieser Verband 1st ~ls elOe Interessen~ 
gemeinschaft zu seh~n und soll der Durchsetzung der öffe~:lic~-re~hthchen Interes~en bel 
der Gestaltung des OPNV dienen, insbesondere unter Ben:,cksl~ht1g~ng der Verpflichtun­
gen im Rahmen der Daseinsvorsorge. Wesentliche Punkte smd hierbei: 

_ Grundsätzliche Vorgaben für die Gestaltung der Bedienungsstruktur (Linien netz , Fahr­

planbildung) 

_ Festlegung bzw. Genehmigung der Tarifstruktur sowie der Tarife 

13) VgL hierzu u.a. Banner (1991), Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung (KGSt) (1993) und 

Dotdunil (1995). . d' f··h b . 
14) VgL hierzu u.a. du von der Treuhandanstalt (1991) vorgeschlagene Strukrurschema sowie le Aus u rungen el 

GrochdThiemer(1980) 736 H. ... .... .. 
15) Aufgrund der im Rahmen der Bahnreforrn ab 1996 an die Länder übe~tragene grundsatzhche Zustandlgkelt fu~ den 

Bereich des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) kann sich eine Beteihgung an der Nahverkehrsgesellschaft anbieten. 
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Abbildung 2.1-1: Grundstruktur 3-Ebenen-ModelJ 

Gesellschafter 
Kommunale ,------~ 

Gebietskö erschaften (Bundesländer) 

I Nahverkehrsverband (Zweckverband) I 

Nahverkehrsgesellschaft (GmbH) 

Gesellschafter (Verkehrsbetriebe) 

Betrieb 
1 

Betrieb 
2 

Betrieb 
3 n 

Betriebsführende Unternehmen 

Ebene 1 

- Finanzierung de~ Unterdeckung aus der Betriebsdurchführung, insbesondere mit Blick 
auf den durch die Wahrnehmung gemeinwirtschaftlicher Aufgaben entstehenden Auf· 
wand 

- Vorgaben für. eine rnittel- ?zw. langfristige Angebotsgestaltung aufgrund von geplanten 
Maßnahmen Im Rahmen emer Strukturentwicklung 

Außerd~m mu~ dur.~h diese Ebene letztendlich auch die Kontrolle der Leistungserbringung 
durc~ dIe betr~~bsfu~renden. Unternehmen erfolgen, insbesondere unter dem Aspekt der 
BereItstellung offenthcher MIttel zur Finanzierung der Unterdeckung im Betriebsergebnis. 

Nahverkehrsgesellschaft 

Die Nahverkehrsgesellschaft wird als Betreibergemeinschafr durch die betriebsführenden 
Unternehmen (s . unten) gegründet, zum Beispiel in der Rechtsform einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung (GmbH) und funktional als Verkehrsverbund gestaltet. Aufgabe 

dieser Gesellschaft ist die Umsetzung der durch den Nahverkehrsverband festgelegten 
(weitgehend politischen) Zielvorgaben sowie die Wahrnehmung zentraler Funktionen im 
Rahmen der Diensdeistungserstellung. Im einzelnen sind hierbei die folgenden Punkte zu 

nennen: 
_ Gestaltung der Angebotsstruktur im Rahmen der Vorgaben (Liniennetz, Fahrplanbil-

dung, Tarifgestaltung) 
_ Gestaltung der Fahrgastinformation sowie ihre Durchführung, soweit diese nicht unmit­

telbar über den betrieblichen Bereich erfolgt 

_ Durchführung der Einnahmenaufteilung entsprechend den vertraglichen Regelungen 

_ Gestaltung des Marketings sowie das Umsetzen der damit verbundenen PR-Maßnahmen 
für den Bereich des Dienstleistungsangebotes Personenbeförderung 

_ Bearbeiten der Verkehrsstatistiken 

Außerdem muß an dieser Stelle grundsätzlich die Vertretung der betriebsführenden Unter­
nehmen gegenüber der politischen Ebene erfolgen, die in einer solchen Konstruktion durch 
den Nahverkehrsverband repräsentiert wird sowie auch gegenüber der Öffentlichkeit. 

Operative Ebene 

Zur operativen Ebene gehören die betriebsführenden Unternehmen, die für einen Teil der 
Planung sowie für die Durchführung der Dienstleistung Personen beförderung verantwort­
lich sind. Hierbei handelt es sich sowohl um kommunale als auch um private Unternehmen, 
die in der Regel auch die Konzessionsträger sind. 1m einzelnen ergeben sich die folgenden, 
im wesentlich dezentral gelagerten Aufgaben: 

_ Bereitstellung der notwendigen Bertriebsanlagen und Betriebsmittel 

_ Planung der Betriebsdurchführung auf der Grundlage eines vorgegebenen Fahrplanes 
(Betriebsmitteleinsatzplanung und Disposition) 

_ Betriebsdurchführung und -überwachung 

_ Fahrgelderhebung im Rahmen der Betriebsdurchführung 

Aufgrund der auf der ersten und zweiten Ebene vorzusehenden Gesellschaften sind in der 
Grundstruktur eines 3-Ebenen-Modells immer mindestens zwei Vertragskonstrukte not­
wendig.16) So ist ein Vertrag erforderlich sowohl zwischen den kommunalen Gebietskörper­
schaften über die Bildung eines Nahverkehrsverbandes wie auch zwischen den betriebsfüh­
renden Unternehmen für die Bildung einer Nahverkehrsgesellschaft. Da die kommunalen 
Gebietskörperschaften auf der einen Ebene direkte Vertragspartner und auf der anderen 
Ebene als Gesellschafter der kommunalen Verkehrsbetriebe wiederum indirekt beteiligt 
sind, ergeben sich bei der Gestaltung der Verbundebene sowie der Abgrenzung der Zustän­
digkeiten u. U. erhebliche Probleme, wenn auf dieser Ebene auch private Unternehmen mit 
anders gelagerten Interessen als Verbundgesellschafter beteiligt sind. 

16) Mit der Reorganisation des Verkehrsverbundes Rhein-Ruhr (VRR) im Jahr 1989 (vgl. o. V. (1989» erhöhte sich die 
Anzahl der Einzelverträge von bis dahin drei auf fünf. 



192 
Organisationsstrukturen des öffentlichen Personennahverkehrs 

und ihre Einbindung in den kommunalen Bereich 
~~------------~~~~~~~~~~~~~----------------

Die Position der betriebsführenden Unternehmen ist in diesem Modell im Vergleich z 
Verbundebene rel~tiv star~, d,a di,e Konzessi~nen von den je~eiligen Verkehrsbetrieben g~~ 
halten werden. HIerdurch 1st In eInem erheblIchen Umfang dIe Gestaltungsmöglichkeit d 
einzelnen Kommunen eingeschränkt, insbesondere dann, wenn private Unternehmen rn~r 
eigenen Konzessionen an der Betriebsdurchführung beteiligt sind. lt 

2.22-Ebenen-Modell 

Das 2-Ebenen-ModeIl sieht in seiner Grundstruktur eine Gliederung mit einer Planungs_ 
und Steuerungsebene sowie einer operativen Ebene vor, die eine deutliche funktionale und 
strukturelle Trennung aufweist. Die Gesellschafter der Planungs- und Steuerungsebene sind 
die kommunalen Gebietskörperschaften,17) analog dem Nahverkehrsverband im 3-Ebenen_ 
Modell. In Abbildung 2.2-1 ist eine solche Struktur skizziert.18) 

Abbildung 2.2-1: Grundstruktur 2-Ebenen-Modell 

Gesellschafter 
Kommunale 

Gebietskö rschaften I (Bundesländer) I 
Verbundgesellschaft 

(GmbH,AG) 

Betriebsführende Unternehmen 

Planungs­
und 
Steuemngs-

I ebene 

17) Die Zusammensetzung der Gesellschafter hängt von der jeweiligen Situation ab. Neben den Kreisen bzw. kreisfreien 
Städten können zum Beispiel auch einzelne Städte einbezogen werden, die einen eigenständigen ÖPNV betreiben, 
ebenso wie die im Einzelfall betroffenen Bundesländer, soweit dies aufgrund der Gestaltung des schienengebundenen 
Personennahverkehrs (SPNV) zu empfehlen ist. 

18) In verschiedenen Fällen, so zum Beispiel bei Hammerschmidr / Markgraf / Ziegner (1994) und Ludwig / Emmerich / 
in der Beek (1994) wird bei einem solchen Modell auch von einem 3-Ebenen-Modell gesprochen, wobei die Gesellschaf­
ter der Verbundebene als eine funktional eigenständige Ebene behandelt werden. 

Organisationssrrukturen des öffentlichen Personenna~verkehrs 
und 11m .. Einbindung in den kommunalen BereICh 193 

Dieses Modell impliziert eine (im Vergleich zum 3-Ebenen:Modell) grundlegend veränd .. rte 
Auf teilung der Zuständigkeiten zwischen den Ebenen, dIe 1m wesentlIch~n durch zusatz­
liehe Kompetenzen eine Stärkung de~ Planun~s- ~nd Steuer.ung~~b~ne b~Inhal.tet. ~~f der 
Grundlage dieser Zuständigkeitsverteilung ergIbt SIch auch dIe MogltchkeIt: gle.lchzemg. auf 
der operativen Ebene eine funktionale Strukturierung vorzunehmen, dIe SIch an emer 
Profit Center-Struktur orientiert. 19) 

Planungs- und Steuerungsebene 

Die Planungs- und Steuerungsebene wird durch eine Verbundgesellschaft, zum Beispiel in 
der Rechtsform einer GmbH, gebildet, in der, wie oben angesprochen, nur kommunale 
Gebietskörperschaften die Gesellschafter sind. Eine Einbeziehu~g von betriebsführende.n 
Unternehmen auf dieser Ebene ist ausgeschlossen. Die grundsätzlIchen Forderungen an dIe 
Gestaltung des ÖPNV im Rahmen der Daseinsvorsorge sowie die Wahrnehmung von Auf­
aben unter strukturpolitischen Überlegungen werden durch die Gesellschafterversamm­

fung in Form von Unternehmenszie~en der Unter~ehm~nsleitun? vorgegeben. Die im 
folgenden aufgelistete Aufgabenzuweisung verdeutlIcht dIe Funktion der Verbundgesell­
schaft in diesem Modell: 

_ Übernahme aller Linienkonzessionen (gegebenenfalls auch im Rahmen einer Flächen­
konzession20) für das gesamte Verbundgebiet 

- Planung und Weiterentwicklung des Liniennetzes sowie Erstellung der Fahrpläne im 
Rahmen der Vorgaben sowie die Abstimmung des Angebotes mit den angrenzenden 
Anbietern 

- Entwicklung (und Weiterentwicklung) der Tarifstrukturen sowie die Abstimmung mit 
angrenzenden Tarifgebieten 

- Marketing und PR (ÖPNV generell, Leistungsangebot) 

- Ausschreibung und Vergabe der Beförderungsleistung (an die operative Ebene) sowie 
Bezahlung der erbrachten Leistung 

- Betriebsüberwachung (Bedienungsabläufe, Einhalten vorgegebener Standards) 

- Erfassen der Einnahmen 

- Interessenvertretung gegenüber den politischen lnstitutionen 

- Beteiligung an den Verkehrsplanungen auf den verschiedensten Ebenen 

Operative Ebene 

Die operative Ebene reduziert sich in diesem Modell funktional auf die betriebliche Pl~nung 
und Durchführung der Beförderungsleistung, die sich aus dem Vergabeverfahren ergIbt. 

19) Vgl. hierzu Girnau (1993). .... 
20) Vgl. hierzu auch die Anregungen bei Fromm (1992), eine solche KonzesSLOnsform In den Neuen Bundeslandern zu 

erproben. 



194 Org~niSlitionssfruk euren des ofÜnr/ichen Persontnnah ~"erkehrs 
und Ihre Einbindung in den kommunalen Bueich 

- Bereitstellung der Betriebsanlagen und Betriebsmittel -
- Planung der Betriebsdurchführung auf der Grundlage einer vorgegebenen Befo" d 

I . (B' b . I' r erung elstung etne smItte emsatzplanung und Disposition) s-

- Betriebsdurchführung 

Fahrgelderhebung im Rahmen der Betriebsdurchführung 

Im Gegensatz zum 3-Ebenen-Modell erhält die Verbundgesellschaft eine deutl,'ch .. k 
p" d' b star er, 

osltJon, a sIe ne eo den zentralen verkehrsorganisatorischen Funktionen auch äff l' h 
rechtliche Aufgaben wahrnimmt. Außerdem wird über die hier vorliegende Gesellseh~tflC . 

k d· F k' d . c ater-stru tur Je un (IOn er Kommunen als Aufgabenträger des ÖPNV. wie sie in den d . 
d' k' Ö ' erzen 

IS, utlerten P~-Gesetzen v~rge~eh~~ bzw. festgelegt ist, deutlich herausgehoben. Ein 
weIterer wesentlIcher Aspekt 1st dIe Ubertragung der Konzessionen auf die ze I 
Ebene 21) D' R I b d " h . ntra e : . lese e~e ung . e eU,tet ~me emse neIdende Veränderung der bisherigen Struk-
turen Im ÖPNV, dIe aber Im HInblIck auf die erforderliche Wahrnehmung der öffentlich_ 
rechtlichen Aufgaben letztendlich ein konsequentes Vorgehen darstellt. 

2.3 Modellvergleich 

B.ei ei?er ~eg~nüberstellung der Modelle darf nic.ht ausschlie~1ich von der gegenwärtigen 
S.lruatlOn Im ÖPNV ausgegangen v:erd.en, da es SIch bei den Uberlegungen zur Organisa_ 
uonsstr~ktur auch um ~.uk~nftsor~enuerte Konzepte handeln muß, die in den nächsten 
Jahr~n dIe Grundlagen fur eInen leIStungsfähigen ÖPNV begründen sollen. Unter diesem 
Ge~~cht~pu~kt SITI~. wIe emgangs angesprochen, verschiedene Rahmenbedingungen Zu 

berucksIchtl?en~ ~Ie zum Beispiel Konsequenzen aus der Bahnreform, Rechtsvorschriften 
der EU sowie dIe In der letzten Zeit diskutierten Deregulierungsansätze.22) Insbesondere 
~urch den letzten Pu?kt :rgeben sich erhebliche Auswirkungen auf zukünftige Organisa­
t1onsstru~turen, d.a In dl~sem Rahmen weitgehend die Interessengegensätze zwischen 
erwerbswIrtsch~ftlIchen ZIelen und öffentlich-rechtlichen AufgabenStellungen ausgegli­
chen werden mussen. 

Außerdem muß als grundlege~de Zielsetzung die Verbesserung der Effizienz des ÖPNVbe­
ruckslc~t.lgt werden. ~Ies beZieht ~lch zum einen auf den Wettbewerb mit dem motorisier­
ten In2~Ivldualverkehr, l~ dem der ?PNV unter veränderten R.ahmenbedingungen bestehen 
m~ß .. ) Zum ander~n Wird von Selten der kommunalen Gebietskörperschaften der Nach­
weIS ~m~r z~eckgenchteten Verwendung der bereitgestellten öffentlichen Gelder erwartet, 
wobeI dIes mcht nur unter buchhalterischen Gesichtspunkten zu sehen ist. 

Vergleicht man die heiden dargestellten Modelle, so lassen sich bei dem skizzierten 3-Ebe­
nen-Modell erhebliche Schwächen feStstellen. Dieses Modell erfordert einen zum Teil 
u~fan~relchen Koordinationsaufwand, der sich negativ auf die Effizienz auswirken kann. 
Hlerb~1 stehen zwei Gesichtspunkte im Vordergrund, die Frage der Notwendigkeit der Bil­
dung emes Nahverkehrsverbandes sowie die Frage der Zusammensetzung der Gesellschafter 

21) Vgl. hierzu insbesondere A~rle(t987), 82 ff. 
22) Vgl. h~erzu die Ausführungen bei BOlires / BOlyer / Hofmann (1994) sowie bei BOlrzilJ(I994). 
23) Vgl. hIerzu u.a. DOldunOl/Voß(1984). 
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in der Nahverkehrsgesellschaft. Geht man von der in Abschnitt 2.1 beschriebenen Auf­
gabensteIlung aus, s~ ergeben sich erhebliche Zweife!, ob ein Nahver~ehrsverband notwen­
dig sein muß. Aus emer Verlagerung der Aufgaben dIeser Ebene auf dIe Nahverkehrsgesell­
schaft würde bei dieser allerdings zwangsläufig auch eine andere Gesellschafterstruktur 
resultieren, da die Betriebsdurchführung von den Kompetenzen im Rahmen der Wahrneh­
mung öffentlich-rechtlicher Aufgaben grundsätzlich getrennt sein sollten. 

Ein sehr wesentlicher Kritikpunkt ist außerdem eine aus der Gestaltung der Organisation 
heraus quasi vorprogrammierte Konfliktsituation zwischen Nahverkehrsverband und Nah­
..rkehrsgesellschaft. Faktisch werden in dieser Struktur über die Nahverkehrsgesellschaft 
die Auseinandersetzung der betriebsführenden Unternehmen mit den Gebietskörperschaf­
ten ausgetragen, was zu ~ner w~nig effizienten Arbeitssituation führt. Hierdurch hat die 
Nahverkehrsgesellschaft'l die eigentlich die wesentlichen übergreifenden Aufgaben wahr­
nehmen soll, eine insgesamt gesehen zu schwache Position innerhalb der Organisations­
struktur, insbesondere auch in der Schnittstelle zum Kunden. 

Offen ist in diesem Modell auch die Aufgabenverteilung bei der anstehenden Realisierung 
des Bestellerprinzips. Wird diese Funktion dem Nahverkehrsverband zugeordnet, so erfor­
dert dies den Aufbau einer Verwaltungseinheit, wodurch entsprechende Kosten entstehen. 
Geht diese Zuständigkeit an die Nahverkehrsgesellschaft, ergeben sich zwangsläufig recht­
liche Probleme, insbesondere mit Blick auf kartellrechtliche Überlegungen, da ein Teil der 
potentiellen Anbieter an der Nahverkehrsgesellschaft als Gesellschafter beteiligt ist. Die in 
einem solchen Fall fehlende Trennung zwischen Betriebsdurchführung und Leistungsver­
gabe, die außerdem noch aus einer MonopolsteIlung heraus erfolgt, wird mit Sicherheit 
einer rechtlichen Überprüfung nicht standhalten. 

Betrachtet man die derzeitigen Realisierungen dieses Modells, so zeigen sich erhebliche 
Zweifel, ob dieses Modell eine geeignete Lösung sein kann, um auf Dauer eine effiziente 
Struktur im ÖPNV zu erreichen. Aufgrund der z.um Teil divergierenden Interessen der Be­
teiligten, sowohl auf den verschiedenen Ebenen selbst als auch zwischen den Ebenen, sind 
bei der Umsetzung eines solchen Modellansatzes häufig sehr komplexe Organisationsstruk­
turen entstanden. Diese Entwicklung ist u. a. durch die Zielvorstellung bedingt, einen 
Konsens über alle betroffenen Gruppen zu schaffen. Durch die hierbei entstandenen Gre­
mien, einschließlich der zugrunde liegenden Verträge, ergeben sich in einer Reihe von Fällen 
erhebliche Auswirkungen auf die Handlungsfähigkeit bei der Planung und Durchführung 
des ÖPNV.24) 

Das 2-Ebenen-Modell weist dagegen eine übersichtliche Organisationsstruktur mit eindeu­
tig geregelten Zuständigkeiten auf. Die Planungs- und Steuerungsebene faßt die öffentlich­
rechtlichen sowie die zentralen verkehrsorganisatorischen Funktionen zusammen. Durch 
die Gesellschafrerstruktur, die in diesem Modell ausschließlich Gebietskörperschaften um­
faßt, besteht eine weitgehende Unabhängigkeit von den betriebsführenden Unternehmen 

24) Im Rahmen der Diskussionen über eine Veränderung der Strukturen in der öffentlichen Verwaltung und auch in den 
privaten Unternehmen wird häufig von einer Lean Administration als wesentlicher Zielsetzung gesprochen (vgl. u.a. 
DahlgOlrd / Peters (1993). Bei einer Realisierung eines 3-Ebenen-Modells ergeben sich diesbezüglich allerdings erheb­
liche Bedenken. 
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auf der operativen Ebene. Bei diesen Betrieben kann es sich sowohl um kommunale als auch 
um private Unternehmen handeln, die im wesentlichen dezentrale Aufgaben der (physi­
schen) Erstellung der Dienstleistung Personen beförderung wahrnehmen. 

Ein Vorteil dieser Struktur muß auch in der Möglichkeit gesehen werden, die Forderungen 
nach einer Deregulierung im ÖPNV sinnvoll umsetzen zu können. Durch die Verlagerung 
der Konzessionsträgerschaft auf die Planungs- und Steuerungsebene wird die Verfügbarkeit 
dieser wesentlichen Instrumente für eine kommunale Strukrurentwicklungsplanung aus 
einem mehr kommerziell orientierten Wettbewerb der Anbieter auf dem sich entwickelnden 
Verkehrsdienstleistungsmarkt herausgenommen. Faktisch bedeutet dies, daß die Deregulie. 
rung sich auf die Funktion der Betriebsdurchführung beschränkt, wodurch ein möglicher 
Konflikt zwischen kommunalen Verpflichtungen und einer erwerbswirtschaftlichen Struk. 
tur im ÖPNV im Ansatz vermieden werden kann. Dieser Aspekt spielt zur Zeit noch eine 
untergeordnete Rolle, er wird aber, bedingt durch entsprechenden EU-Vorschriften, mit 
dem 01. Januar 1996 eine zunehmende Bedeutung erhalten. Insoweit kann eine derartige 
Struktur auch im Sinne einer vorbeugenden Maßnahme25) gesehen werden, die eine langfri. 
stige Stabilität gewährleisten kann. 

Außerdem kann im Rahmen dieser Strukturen das in Zukunft geforderte Bestellerprinzip 
direkt umgesetzt werden, da mit einer Verbundgesellschaft, die durch die kommunalen 
Gebietskörperschaften ohne Einbeziehung von betriebsführenden Unternehmen gebildet 
wird, die notwendige Neutralität bei der Auftragsvergabe eher gewährleistet werden kann. 
Da allerdings nicht auszuschließen ist, daß eine Kommune als Verbundgesellschafter gleich­
zeitig auch Gesellschafter eines betriebsführenden Unternehmens ist, muß über die Aufga. 
bendefinition der Verbundgesellschaft eine entsprechende Regelung festgelegt werden. 

Im Vergleich zum 3-Ebenen-Modelllassen sich Veränderungen in der Gesellschafterstruk­
tur wesentlich einfacher realisieren. Dies bedeutet, daß eine solche Organisationsstruktur 
insgesamt flexibler ist und sich damit zum Beispiel eine Erweiterung des Verbundgebietes 
relativ schnell umsetzen läßt. Andererseits kann auch bei einer entsprechenden Verände· 
rung der Nachfrageströme mit einem vergleichsweise geringem Aufwand eine Neuordnung 
des Verbundgebietes erfolgen. 

3. Organisationsstrukturen im kommunalen Bereich 

Mit dem Aufbau einer Verbundgesellschaft auf der Basis eines 2-Ebenen-Modells, wie sie im 
vorherigen Abschnitt dargestellt ist, und der daraus resultierenden Verlagerung von betrieb­
lichen Funktionen aus den derzeit bestehenden Verkehrsunternehmen auf die Verbund­
ebene, ergeben sich eine Reihe von Veränderungen. Diese beziehen sich auf die zukünfti­
gen, mehr wettbewerbsorientierten Organisationsstrukturen bei den auf der betriebsfüh­
renden Ebene tätigen kommunalen Unternehmen sowie auf Fragen der Durchführung des 
finanziellen Ausgleichs der betrieblich bedingten Unterdeckungen aus Mitteln der öffentli­
chen Haushalte. In den folgenden Abschnitten werden daher ein möglicher Ansatz für eine 

25) Vgl. hierzu Baltes I Bayer I HoFmann (1994) . 
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effiziente Strukturierung der betriebsführenden Ebene (im kommunalen Bereich) sowie ein 
eeignetes Holdingmodell als Verbindung zwischen verschiedenen kommunalen Unterneh­
~en bzw. Unternehmens beteiligungen als Grundlage für eine Querverbundfinanzierung 

dargestellt. 

3.1 Strukturierun~r-betriebsführenden Ebene 

Bedingt durch die Trennung der zentralen Regiefunktionen von der (technischen und orga­
nisatorischen) Betriebsdurchführung ergibt sich neben der veränderten funktionalen Struk­
turierung eine eindeutige Kostentrennung und damit auch die notwendig~ Transparenz bei 
den für die Erstellung der Dienstleistung Personenbeförderung notwendIgen Aufwendun­
gen. Die hiermit verbundene Umschicht~ng der K?sten beinhaltet aber au~h gleichzeitig ~ei 
den betriebsführenden Unternehmen eme deutliche Senkung der Betnebskosten. DIes 
wirkt sich insbesondere bei den kommunalen Unternehmen aus, da diese derzeit in der 
Regel die im Regiebereich anfallenden Aufgaben wahrnehmen. Um allerdings in dem auf­
grund der EU-Regelungen unvermeidlichen Wettbewerb im Personenverkeh:s~arkt, der 
sich sinnvollerweise auf die betriebsführende Ebene beschränken muß, langfnstIg konkur­
renzfähig zu sein, sind weitere Maßnahmen notwendig. 26) 

Um diesen für die weitere Existenz entscheidenden Anforderungen gerecht werden zu kön­
nen, bietet sich als ein möglicher Schritt der Aufbau einer funktional- oder spartenorientier­
ten Struktur auf der Basis von eigenständigen Unternehmen an. 27) Mit Blick auf eindeutige 
Regelungen hinsichtlich der Zuständigkeiten. un~ der ~rgeb~isverant~ortung28~ ist die 
Bildung von leistungsfähigen Gesellschaften 10 elOer pnvatwIrtschafthch ausgenchteten 
Rechtsform erforderlich, wobei auch auf dieser Ebene unter Effizienzgesichtspunkten29

) 

grundsätzlich von einer GmbH ausgegangen werde.n sollte. D~m Aspekt der Verbesserung 
der Leistungsfähigkeit in den Unternehmen muß ewe wesentlIche Bedeutung zukommen , 
denn derzeit bestehen hier deutlich erkennbare Defizite, JO) so auch aus Sicht der Führungs­
ebenen in öffentlichen Verkehrsbetrieben selbst. In Abbildung 3.1 - 1 ist eine Grundstruktur 
mit einer SpartenorientierungJI ) dargestellt, wie sie sich bei zwei Betriebszweigen (Bus und 
Stadtbahn) im Rahmen einer Umstrukturierung anbietet. 

26) Vgl. hierzu bei Nickel (1993) die grunds:ltzlic.hen Struktu ren.~es.Reorganisatio~sansatzes ~~r den ÖP~V in Schw~de~. 
27) Vgl. hierzu u.a. den von Frese (1993 ) beschnebenen grundsatzh.chen Ansatz em~r ?es~.haftssegmentlerung sow~e dIe 

Ausführungen zum Tilburger Modell bei KrJhmer( 1993) und Mlller(1994) als ~elsple! fur den ko~munalen Bereich. 
28) Vgl. hierzu auch die Ausführungen bei ZemJin (1989) hinsichtlich der notwendigen Trennung ZWischen den Aufgaben 

der Geschäftsführung eines Verkehrsbetriebes und den politische~ Gremien . ... . 
29) Vgl. hierzu die Ergebnisse einer empirischen Untersuchung bel Br.1~n I Becke.rt (1989) .uber el~deullg ~eststellbare 

Produktivititsvorreile zugunsten der privat rechtlichen Gesellschaften Im ÖPNV Im Vergleich zu ~Igenbetneben. . 
JO) Vgl. hierzu die empirischen Untersuchungen in öffentlichen Verkehrsunternehmen von Stem (1994) zum 2 1el-

erreichungsgrad bei Leistungsmerkmalen aus Sicht von Mitgliedern der Fuhr~ng~ebenen. . . . . 
31) Zur Definition der Spanenorganisarion vgl. Frese (1988) S. 519 ff, der d iese In d,e produkronenuerten Org~msatJOns­

strukturen einordnet. Bezogen auf die vorgeschlagene Organisationsstruktur für die betriebsführende Ebene Im ÖPNV 
stellen die von den verschiedenen Betriebszweigen erbrach ten Dienstleistungen die (eigenständigen) Produkte dar. 
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Abbildung 3.1-1: c;rundstruktur für die Organisation der betriebsführenden Bereiche des 
OPNV 

Kommunale VeJ:keIJllS 

omchmensbereiche 
Regiefunktionen 

Verbund GmbH 

und 

Bus 
GmbH GmbH 

Da die wesentliche Zielsetzung in dem Aufbau effizienter und leistungsfähiger Strukturen 
bestehen muß, sollten in dieser veränderten Organisationsstruktur die administrativen 
Unternehmensbereiche (Kaufmännische Verwaltung, Personalverwaltung) in einem eigen­
ständigen Diensdeistungsunternehmen zusammengefaßt werden. Dieses übernimmt im 
Auftrag der operativ tätigen Unternehmen die entsprechenden Arbeiten, allerdings nicht im 
Sinne einer klassischen Querschnittsfunktion innerhalb einer Matrix-Organisation und 
den damit verbundenen Befugnissen,32) sondern basierend auf den Ansätzen eines Profit 
Centers. Die Eigenständigkeit der einzelnen Unternehmen bleibt in dieser Struktur grund­
sätzlich erhalten. 

Mit einer solchen Organisationsstruktur. die sich konsequent an dem betrieblichen Kernbe­
reich der (operativen) Durchführung der Dienstleistung Personenbeförderung orientiert, 
können wesentliche Voraussetzungen geschaffen werden, um wettbewerbsfähige kommu­
nale U~ternehmen zu bilden.33) Allerdings kann dies nur ein Schritt in die notwendige Rich­
tung sem, da weitere Faktoren die Kostenstrukturen in einem erheblichen Maße beeinflus­
sen. Einen besonderen Problembereich bilden hierbei zweifellos die Personalkosten. die 
aufgrund unterschiedlicher tarifvertraglicher Grundlagen bei den kommunalen Unter-

32) Di~ dualen Leitungsbeziehungen, wie sich bei einer produkIOriemiert~n Divisionalisierung und funktionalorientierten 
Verrichtu~gszentralisati~n einer ~a[ri,,-Organisation ergibt, kann für den Aufbau einer leistungsfähigen Organisations­
s~ruk~ur eine komerkaTlerende WlTkung haben. Die Ursache hierfür liegt im wesentlichen in der möglichen Konflikt­
SItuatiOn, die aus den konkurrierenden Leiwngsinteressen entstehen kann. 

33) Vgl. hierzu auch die Ausführungen bei Prahalad I Harne} (1991) bezüglich der Orientierung an Kernkompetenzen als 
Grundlage für die Leistungsfähigkeit eines Unternehmens. 
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nehmen in der Regel deutlich über denen konkurrierender privater Anbieter liegen.34) Dies 
bedeutet, daß auf dem Weg zu einem am Markt existenzfähigen Unternehmen auch in 
diesem Bereich Veränderungen zwingend notwendig sind. 

3.2 Kommunale Holdingstrukrur 

Mit der Einführung des Bestellerprinzips35) und der in diesem Zusammenhang als notwen­
dig anzusehenden Realisierung eines 2-Ebenen-Modells erfolgt zukünftig die Vergütung 
der von den betriebsführenden Unternehmen erbrachten Beförderungsleistungen durch 
den Verbund als beauftragte Institution. Aufgrund dieser Strukturveränderung muß 
zwangsläufig auch auf der zentralen Ebene, dem Verbund, der Ausgleich der auftretenden 
Unterdeckungen vorgenommen werden. Die bisherige direkte oder auch indirekte Subven­
tionierung der an der Betriebsdurchführung beteiligten kommunalen Unternehmen, zum 
Beispiel im Rahmen einer Querverbundfinanzierung36) innerhalb von Stadtwerke-Gesell­
schaften, kann unter den veränderten Randbedingungen nicht aufrechterhalten werden. 
Hierfür sind u.a. auch wettbewerbsrechtliche Überlegungen maßgeblich, die derzeit in der 
Diskussion stehen. 

Die Verlagerung der notwendigen Subventionierung des ÖPNV, die sich im wesentlichen 
auch aus der Wahrnehmung von Aufgaben im Rahmen der öffentlichen Daseinsvorsorge er­
gibt, ist insoweit nicht zu vermeiden. Allerdings muß diese veränderte Form der Finanzie­
rung von Unterdeckungen auch als insgesamt gesehen vorteilhaft bewertet werden, da sie 
grundsätzlich wettbewerbsneutral wirkt und somit keine Marktbeeinflussung auslöst. Aus 
dieser Sicht besteht somit auch keine Konfliktsituation in Bezug auf die schon angesproche­
nen Regelungen der EU. 

Als Zielsetzung ergibt sich hieraus die Forderung nach einer Organisationsstruktur im Be­
reich der kommunalen Unternehmen, die einerseits eine Querverbundfinanzierung weiterhin 
zuläßt und andererseits auch eine eindeutige Abgrenzung zu den beiden Ebenen beinhaltet, 
Mit Blick auf eine möglichst effiziente Struktur, die sich auf einen funktional notwendigen 
Aufwand beschränken soll, bietet sich eine kommunale Holding in der Form einer Gesell­
schaft für Beteiligungsverwalrung an. 37) In diese Holding werden die Gesellschafteranteile an 
der Verbundgesellschaft eingebracht sowie andere kommunale Beteiligungen oder auch 
Unternehmen, insbesondere solche, in denen Überschüsse erwirtschaftet werden. 

Auf diesem Weg läßt sich im Rahmen der steuerrechtlichen Möglichkeiten über eine entspre­
chende vertragliche Gestaltung die Querverbundfinanzierung rechtlich abgesichert realisie­
~~n und auch langfristig gewährleisten. Eine Grundstruktur, unter Einbeziehung der am 
OPNV beteiligten Unternehmen entsprechend den Ansätzen aus Abschnitt 3 .1, ist in Abbil­
dung 3.2-1 skizziert. 

34) Die Differenz d~r Lohnkosten, die zwischen dem in der Regel b~i den kommunalen Unternehmen geltenden Tarif 
(BMT-G bzw. BMT-G/O ) und dem entsprechenden OTV-Tarif auftritt, wird derz~it mit ca. 30% angegeben. 

3;) Vgl. hierzu di~ Ausführungen im Abschnitt 2.3. 
36) Die allgemein übliche Form der Querverbundfinanzierungerfolgt derzeit im wesentlichen in der Strukturvon Stadtwer­

ken, in denen neben dem (in der Regel defizitären) OPNV-Bereich w~itere Betriebsteile (Energieversorgung, etc.) mit 
Einnahm~nüberschüssen integriert sind. 

37) Von der Grundstruktur her hand~lt es sich hierbei um eine Finanzholding, die primär unter steuerlichen Gesichtspunk­
ten zu sehen ist. 
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-----Abbildung 3.2-1: Grundstruktur einer kommunalen Holding 
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Die Funktion der Holding muß in diesem Organisationsmodell ausschließlich auf die" . 
~al~ung der ~eteiligunge? be~~~rän~t bleibe~. Unmittelbare oder auch mittelbare Eingri;Ie 
l~ dIe (operativen) Ges~haftstat1gkelten der eInbezogenen Unternehmen sind grundsätzlich 
mehr vorzusehen, da dIes zwangsläufig zu einem Aufbau zusätzlicher administrativerStruk_ 
turen führt .J8) Eine solche Entwicklung kann unter Effizienzgesichtspunkten weder mittei­
noch langfristig das ~iel sein, ins?esondere auch in einem Umfeld, in dem vermehrt grund­
legende Strukturveranderungen 1m kommunalen Bereich unter dem Gesichtspunkt einer 
Lean Administraeion gefordert werden. 

E.ine derartige kommunale Holding ist nicht nur unter dem Aspekt der Querverbundsfinan­
zleru~g zu s~hen, sond~rn auch mit Blick auf eine effiziente Organisation aller kommuna­
len Dienstleistungen, die du rch privatwirtschaftlich strukturierte Unternehmen erbracht 
werden bzw. z~künftig erbracht werden können. J 9) Neben der »Ausgründung" von bisher 
schon durch d~.e ~om~unen erbrac~ten Dienstleistungen sollte hierbei auch geprüft wer­
d~n, welche Moghchkel~en gegeben SInd, um auf Veränderungen in den öffentlichen Dienst­
lelstun~sst~ukture~ ~ezlelt ?urch de~ Aufbau kommunaler Unternehmen zu reagieren. 
1.!1soweIt konnen dIe In Verbindung mit der Umgestaltung der Organisationsstrukturen des 
OPNV zu treffenden Entscheidungen auch unter diesen übergeordneten Gesichtspunkten 
gesehen werden. 

38) Bei diesen zu vermeidend~n Struktu r~n hande!t es~ich. um Holdinggesellschaften. die über strategische Zuständigkeiten 
o~er Management-FunktJO~e~ unmittelbar m die embe:l.Ogenen Gesellschaften eingreifen, und somit letztendlich 
wlede~ dem ~gestr.~bten .. Pn.nzlp der Ver.bindung von Verantwortung und (formaler) Kompetenz entgegenstehen. 

39) Vgl. hierzu die Ansatze fUT eIße Struktunerung kommunaler Diensdeisrungl'n bei D3duna (1995). 
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~ ___ --------======~========~---------2~ 
4. Ausblick 

Die zukünftige Gestaltung eines leistungsfähigen und attraktiven ÖPNV innerhalb der ver­
änderten rechtlichen sowie auch der technischen und sozio-ökonomischen Rahmenbedin­
gungen erfordert, wie sich gezeigt hat, in einer Reihe von Bereichen einen erheblichen Um­
denkprozeß. Dieser is~ auch mit Blick auf den unvermeidlichen Wettbewerb bei der Durch­
führung der Dienstleistung Personenbeförderung zu sehen. Aus der nicht vermeidbaren 
Einbeziehung von Marktmechanismen resultieren erhebliche Konsequenzen auf die Ent­
wicklung der Organisationsstrukturen, wobei die Bildung von Verkehrsverbünden auf der 
Basis von 2-Ebenen-Modellen eine entscheidende Bedeutung hat. Dies bezieht sich insbe­
sondere auch auf die aus den verschiedenen Überlegungen notwendige Trennung der öffent­
lich-rechtlichen Belange von den Wettbewerbseinflüssen. 

Die Forderung nach einem generellen Umdenken bezieht sich allerdings auch auf das Selbst­
verständnis innerhalb der betroffenen kommunalen Unternehmen. Eine weitgehende Er­
haltung der Status quo-Situation,40) wie sie von Seiten verschiedener Gruppen derzeit ange­
strebt wird, ist in diesem Rahmen, sowohl aus rechtlicher Sicht als auch rnit Blick auf die 
Lage der öffentlichen Haushalte, nicht vertretbar. Insoweit rnuß außerd.~m die Frage aufge­
worfen werden, ob eine Beibehaltung der bestehenden Strukturen im OPNV im Interesse 
der Gebietskörperschaften als Gesellschafter der kommunalen Unternehmen liegen kann 
bzw. darf, insbesondere auch unter dem Aspekt der Verpflichtung zu einer sparsamen H aus­
haltsführung. 

Aus dieser Situation heraus müssen urngehend die notwendigen Schritte eingeleitet werden, 
die letztendlich in eine grundsätzliche Neuorientierung bei der Gestaltung des ÖPNV ein­
münden . Dies schließt eine Diskussion über die von einer Reihe von Verkehrsunternehmen 
eingeforderten Besitzstände ein, insbesondere aber auch die Versuche, durch eine faktische 
Umdefinierung von Subventionen aus den öffentlichen Haushalten, zukünftig oder zurnin­
dest für die nächsten Jahre eine scheinbare Eigenwirtschaftlichkeit bei den erbrachten 
Beförderungsleistungen auszuweisen. Ziel bei einigen der betroffenen kommunalen Ver­
kehrsbetriebe ist es hierbei in erster Linie, die durch die EU-Regelungen vorgeschriebene 
Ausschreibung von gemeinwirtschafdich zu erbringenden Leistungen (im Sinne niche 
kostendeckender Beförderungsangeboee) durch eine derartige Konstruktion zu umgehen. 
Diese Auslegung kann möglicherweise zu einer Verzögerung bei der Umsetzung der EU­
Regelungen führen, in keinem Fall aber zu einer generellen Verhinderung. 41) 

Ein wesentlicher Gesichtspunkt ist an dieser Stelle die grundsätzliche Frage einer Tren nung 
in eigenwireschafdich und gemeinwirtschaftlich erbrachte Leistungen . Diese derzeit ver­
wendete Klassifizierung ist zum einen mit der Zielsetzung, den ÖPNV als ein in sich 
geschlossenes Angebot zu betrachten, das u.a. auch in der Bildung von Verkehrsverbünden 
zum Ausdruck kommt, eigentlich nicht zu vereinbaren . Zum anderen erscheint diese auch 

iO) Vgl. hierzu u.a. die Ausführungen bei BarziJJ (1994). 
-41 ) Vgl. hierzu die Ausführungen bei Billres I Bayer I Hofm3nn (1994), nach deren Auffassung eine solche Vorgehensweise 

keiner rechtlichen Überprüfung standhalten kann. 
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wenig praktikabel, da sie zum Teil von ihren Befürwortern in der praktischen Umsetzun 
ad absurd um geführt wird. 42) g 

Aufgrund der Komplexität der Zusammenhänge zwischen Nachfragestrukturen, Tarifstruk. 
turen und angebotener Beförderungsleistung erscheint es daher wenig sinnvoll, die Tren. 
nung in eigenwirtschaftliche und gemeinwirtschaftliche Leistungen beizubehalten, da die 
ausgewiesenen Daten nicht mit einer ausreichenden Sicherheit verifiziert werden können 
Hinzu kommen die zum Teil sehr extremen Interdependenzen, die sich aus einer zusam~ 
menhängenden Bedienungsstruktur ergeben. In diesem Rahmen können zum Beispiel 
manche aufgrund der durchgeführten Berechnungen als eigenwinschaftlich ausgewiesene 
Linie möglicherweise nur deswegen so bewertet werden, da mehrere als gemeinwirtschaft. 
lieh definierte Linien das notwendige Beförderungspotential zuführen bzw. weiterleiten.43) 

Ins~wei.t sollte unter dies.en Aspekten geprüft werden, ob eine solche Differenzierung den 
tatsachhchen GegebenheIten gerecht werden kann, oder ob nicht aufgrund der bestehenden 
Verflechtungen das Beförderungsangebot für ein bestimmtes Gebiet, zum Beispiel eines 
Verkehrsverbundes, grundsätzlich als eine zusammengefaßte und nicht teilbare LeistungH) 
betr,!chtet werden muß. Da unter diesen Rahmenbedingungen keinesfalls eine kosten. 
decke?de Le~stu~gsers~ellung erwartet werden kann, ist die unmittelbare Konsequenz 
aus dIeser SItuation dIe Verpflichtung zur Ausschreibung der gesamten angebotenen 
Leistungen. 45) 

U~ in diesem Personenverkehrsmarkt, der sich in den nächsten Jahren ständig erweitern 
WIrd, auch zukünftig als Anbieter bestehen zu können, müssen die kommunalen Verkehrs. 
unternehmen eine neue Struktur finden. Die im Abschnitt 3 aufgezeigten Strukturen kön. 
nen hierbei eine wesentliche Grundlage darstellen. Allerdings müssen in diesem Zusam· 
menhang weitere Maßnahmen greifen, die insbesondere auch zu einer stärkeren Kosten· 
transparenz und funktionsgerechten Zuordnung führen. Dies ist insoweit erforderlich, da 
in nicht wenigen Fällen sich aufgrund der Wahrnehmung unterschiedlicher Aufgaben im 
Ra?men der Erstellung und Durchführung der Beförderungsleistungen zum Teil nicht ver· 
gletchbare Voraussetzungen ergeben. Hinzu kommen die schon angesprochenen erhebli· 
ehen Auswirkungen im Bereich der Lohnkosten, die aus den verschiedenen Tarifverträgen 
resultieren. 

Die n?twendigen Umstrukturierungsprozesse werden zwangsläufig einen längeren Zeit­
raum In Anspruch nehmen und dieser wird mit Sicherheit nicht bis 1996 abgeschlossen 

42) Vgl. hierzu u.a. die Ausführungen bei Dubrowsky / Geißler / Venerius (1994), die bei Einnahmenverlusten auf soge· 
nannten eigenwirtschaftlichen Linien als Folge der Einrichtung einer zusätzlichen Linie einen Ausgleich durch den 
Verbund als Lösung sehen. Dieeigentlich zwangsläufige Konsequenz aus einer solchen Situation, diese Linien in der ver· 
~derten Netzstruktur als gemeinwirtschaftliche Linien zu betrachten, wird nicht in Erwägung gezogen. 

43) Eme typische ~on.st~ukti~n ?ierfür si?d trunk and feeder-Strukturen, die gezielt auf diesen Überlegungen von Zubrin· 
ger- und Verte!lerhmen mll emet Verdichtung auf Hauptlinien aufbauen. 

44) ~ie Darst~llung von Verkehrsverbünden nach außen, bei der mit einem einheitlichen Angebot sowie einem Fahrplan und 
e~nem Tarif geworben wird, steht eigentlich diametral zu den zum Teil vorhandenen betriebsinternen Denkschemata, die 
Sich sehr s~ark an ein~r nicht unbedingt sinnvollen und sehr detaillierten Aufgliederung orientieren. Analog hierzu ist die 
Frage .der 10 Abschmtt 2.2 angesprochenen Flächenkonzessionen für Verbundgesellschaften zu sehen. 

45) :'gl. hIerzu auch Ba./res< Bayer <Hofmann (1994), die von einer kontinuierlichen Verschiebung von den eigenwirtschaft­
lichen zu den gememwlTtschaftilchen Leistungen sprechen. 
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sein. Insoweit sind die Kommunen besonders gefordert, konsequent und ziel gerichtet die 
notwendigen Maßnahmen durchzuführen, um nicht noch weitere Zeit zu verlieren. Aus­
gangspunkt bei diesen Überlegungen ist, daß die Existenz der kommunalen Unternehmen 
auf der betriebsführenden Ebene, auch unter langfristigen Gesichtspunkten, als grundsätz­
lich notwendig angesehen werden muß. 46) Die betroffenen Kommunen als Aufgabenträger 
des ÖPNV dürfen nicht in eine Situation geraten, in der sie vollständig von privaten Anbie­
tern abhängig werden, insbesondere unter dem Aspekt der Wahrnehmung von Aufgaben im 
Rahmen der öffentlichen Daseinsvorsorge. Hieraus kann aber nicht abgeleitet werden, daß 
für bestimmte Teilnehmer der Wettbewerb aufgehoben wird, es müssen vielmehr die ent­
sprechenden organisatorischen Maßnahmen ergriffen werden, um auch bei diesen die Wett­
bewerbsfähigkeit herzustellen. 

Die bisher vorliegenden Erfahrungen mit der Umsetzung von wettbewerbsorientierten 
Strukturen im gesamten Bereich bzw. auf der betriebsführenden Ebene beziehen sich im 
wesentlichen auf die vorliegenden Erfahrungen aus Großbritannien und Schweden,47) wo­
bei die Entwicklungen in Großbritannien in den letzten zehn Jahren immer wieder von 
Kritikern als eine Horror-Vision beschworen worden ist. Aufgrund eines sehr wesentlichen 
Punktes ist allerdings eine Vergleichbarkeit dieses Deregulierungsansatzes nur bedingt gege­
ben, denn es fehlt dort eine grundlegende Voraussetzung, die in den ÖPNV-Gesetzen vor­
gesehenen Verpflichtungen der Kommunen als Aufgabenträger des ÖPNY. Durch das 
Festlegen von verbindlichen Standards kann außerdem eine mögliche Reduzierung des Be­
dienungsniveaus weitgehend ausgeschlossen werden, so daß die Kritik an den Abläufen in 
Großbritannien nicht übertragbar ist. 

Ein nicht unerheblicher Impuls, der aus diesen Deregulierungsmaßnahmen resultiert, zeigt 
sich in einer zunehmend stärker werdenden Einbeziehung wirtschaftlicher Kriterien48) bei 
der Leistungserstellung. Dieser Gesichtspunkt muß allerdings, auch aus Sicht der Gesell­
schafter der kommunalen Verkehrsbetriebe, als ein positiver Aspekt gesehen werden,49) ins­
besondere unter der Zielsetzung, einen leistungsfähigen und konkurrenzfähigen ÖPNV 
aufzubauen. 

Die bisherigen Erfahrungen in Schweden sind dagegen als Vergleichs grundlage von einer 
erheblichen Relevanz, da hier, ausgehend von der grundsätzlichen Verantwortlichkeit der 
GebLetskörperschaften (Provinzen), in den Grundstrukturen ein 2-Ebenen-Modell reali­
siert wird.~O) Es hat sich hierbei gezeigt, daß insbesondere kommunale Betriebe, die sich den 
notwendigen Veränderungen nicht oder nur zögerlich angepaßt haben, am Markt nicht 
bestehen konnten. Einige Anbieter von Verkehrsdienstleistungen, auch aus dem öffent­
lichen Bereich, haben dagegen die notwendigen Strukturen aufgebaut und sind in den ver­
schiedensten Provinzen mit einer entsprechenden Leistungsfähigkeit erfolgreich auf den 
Markt gegangen. 

46) Vgl. hierzu die bei Boos I Kranes (1990) angesprochene Konkurrenzierungsaufgabe öffentlicher Unternehmen. 
47) Vgl. hierzu u.a. Gutknecht(1989), Nickel (1993), Geuckler(1994) sowie Isaac(1994). 
48) Vgl. hierzu u.a. Gutknecht(1989). 
49) Ein wesentlicher Gesichtspunkt ist in diesem Zusammenhang auch die Einbeziehung von konzeptionellen Ansätzen 

einer Lean Administration, wie sie bei DahJgaard I Peters (1993) vorgeschlagen wird. 
50) V~l. hierzu die Ausführungen bei Nicke1(1993) und Gcuckler(1994). 
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Ausgehend von den positiven Aspekten und Erfahrungen bei der Umgestaltung des ÖPNV 
in Schweden sollten auch in der Bundesrepublik die entsprechenden Maßnahmen eingelei. 
tet werden. Allerdings zeigt die derzeitige Situation, daß die vergangenenJahre weitgehend 
nicht genutzt worden sind, sondern die schon länger bekannte Problematik, die sich aus 
den EU-Regelungen ergibt, eher verdrängt wurde. Nur so konnte eine Situation entstehen 
wie sie sich heute zum Teil in diesem extremen Maße für die kommunalen Unternehme~ 
zeigt. Gelingt es den Kommunen und den ihnen zugehörigen Verkehrsunternehmen nicht 
mehr rechtzeitig, die notwendigen Veränderungen umzusetzen, könnte dies mit erhebli~ 
chen Konsequenzen verbunden sein, die der Wettbewerb letztendlich erzwingen wird. Ein 
zeitlicher Aufschub wird, wie schon angesprochen, nur in einem begrenzten Rahmen 
durchsetzbar sein , nicht aber eine grundsätzliche Verhinderung. 

Abstract 

At present in publie transit a fundamential change in the structure takes plaee, which results espeeially frorn alterations in 
soeio-eeonomie and lechniea! framework. In this context an important aspect are improvements coneerning the organiz:uion 
strueture whieh seem to be of peremptory necessity. An appropriate solution can be- oHered realizinga2-Stage-Model, which 
is based on a funetional separation into privat-seetor transit associations for planning and monitoring and operating compa­
nies to carry out the services. Organization strueturcs working on the principle of this suggested modd ean guarantee effi­
eie-nt public transit services o\-er the long-term , in opposite to a 3~Stage~Model, which IS partly favo urecl by politic~ 
institutions. 

Be-side-s building up an eHicient organization structure an adequate solution has to be found for the integration of this struc­
ture within loeal public services. This i5 related tO transit associations as weil as to operating companies. A possible approach 
leads tO a loeal holding to group pub!ic se-rviees of a community making use of a privat-seetor company. The reorganization 
of publie transit structures as weil as of other publie service- sectors must be treated as an integrated problem. Only within 
the- scope- of such global obje-<:tivc the aimed alterations will be realized on the expected level. 
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Menschenrecht" auf Mobilität - kann, darf gegengesteuert werden? 

" Juristische Perspektiven ,:-) 

VON MICHAEL RONELLENFITSCH, TÜBINGEN 

1. Einleitung 

Als ich vor drei Jahren das Grundrecht auf Mobilität - einschließlich der Mobilität mit ddem 
d -r fe hobl) wurde mir entgegengehalten, daß Im Grundrechtekatalog es 

Auto - aus er ,au, d bT .- . d oh e Auto 
nd esetzes für die Bundesrepublik Deutschland ie ~o I aat. - mH 0 er n . -

~ru g"l . d Diesem Einwand kann man auf zweIfache Welse begegnen. Erstens ISt 
nicht erwa lOt Wir • d Gd' I b chlie 
der Einwand entkräftet, wenn der Grundrechtekatalog es. run gesetzes nIC lt ~ S -

ßend ist wenn sich aus den geschriebenen weitere ungeschrIebene. Grun,drechte, . ~r.~nter 
d s Gru~drecht auf Mobilität, ableiten lassen. Zweitens könnte es Sich bel d~r Moblhtat uhm 
,tn Menschenrecht handeln. Grundrechte setzen zwar häuftg Menschenrec te poslt~v~cd t­
. h um Menschenrechte beanspruchen aber Geltung aus Sich selbst heraus, so a ~r 

I~~eilig~ VerfassungStext letztlich nicht ausschlaggebend ist: .Beide Aspekte, ~or alle:: die 
~amentlich im EU-Bereich bedeutsame Frage, ob dIe Moblhtat elUen Mensc eorec tsge­
halt hat, möchte ich anschließend behandeln. 

2. Verfassungsrechtliche Würdigung 

2.1 Die Unterscheidung von Grund- und Menschenrechten. .. 

Mit Grundrechten und Menschenrechten ist Verschiedenes gemem.t, o~wohl belde ~e~tlffe 
. If h verwendet werden 2) Dies folgt schon aus der histOrischen EntWIC ung 

vdle M ac syohonym d G und rechte Während die amerikanischen Rechtserklärungen nur 
er ensc eD- un r. . d d' f ... h 
. h "d . herent" bzw natural rights" garantierten,) unterschle le ranZOSl5C .e 

ng ts 0 er "In . " h d W' ht 0 e 
Erklärung von 1789/1791 schon in der Überschrift Mensc eo- un urgerrec e. I 

Anschrift des Verf;zss.ns: 
Prof. Dr. jur. Michael Rondl~nfitsch 
Univtrsilät Tubingen 
Wilhelmstraße 7 
72074 Tübingen 

f d n der H~rbert Quandt Stiftung am 12.113. 1. 1995 in Brüssd ver-
.) D~r Text basiert auf Vortrag, den d~~ Verfasser ahu e~. ~~ . h I tegration Wachstum und Umweltschutz" gehalten 

anstalteten Fachkonferenz .. EuropaLscheo Verke rspo lt1 ZWISC en n , 

h~t. Die Vortragsfonn wurde beibehalten. DIA h, (DAR) 199' 321 ff Verfassungs. und verwal. .. .. G dbed-rf' Grundrecht? eutsC l~S utorcc -,. h I_ h 
I) MobLlitat: Vom run U nlS zum . ... . 'd A tO DAR 1994, 7 ff.; Verfassungs. und verwaltungsrec t le ~ 

<ungsrechtliehe Vorb~merkungen zur Moblhtat mit cm . u :.. d N F I B d 13 1994 
b'I'" . d A Tübinger UmversLtatsre en eue 0 ge, an ,. . 

Betrachtungen zur Mo I LUt mit em UtO,. . h üb zun) sogar den Grundmenschenreehten", dIe 
2) Die japanische Verfassung vom 3. Mai. 1947 sprll~hh' ('bn d~tsc er :rs~ten u~d zukünfli~~n Generationen als un\-erlelz, 

dem Volk durch die V~rfassung garantiert, zug eie a ~r en g~g~nwartlg 

liche Rechte übertrag~n werden. . ... . h ( 6) 
3) Dedaration of Colonial Rights and Grievances (1774); VlrgmLa BIll of Rig ts 177 . 
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restaurative "Charte Constitutionnellet< von 1814 verwendete ganz bewußt nur noch de 
Ausdruck "Rechte", wie dann auch die Belgisehe Verfassung 1831 von "des Belges et de leu n 
dr?its" sprach. Der moderne Begriff der Grundrechte setzte sich erst nach dem Ersten Wel:~ 
kneg durch. In den Verfassungsurkunden der europäischen Staaten wurden die Grund. 
rechte vor allem nach dem Zweiten Weltkrieg verankert. 

Grundrechte sind durch die Verfassungen gewährleistete ("positivierte") Rechte. Bei den 
Menschenrechten handelt es sich um vorstaatliche Rechte, denen auch dann Gelrungskraft 
zukommt, wenn sie nicht ausdrücklich in den jeweiligen Verfassungen niedergelegt sind. 
Um die Geltung solcher vorstaatlicher und überstaatlicher Menschenrechte wurde in den 
vergangenen Jahrhunderten erbittert gerungen. Ersparen Sie mir einen Überblick über die 
philosophischen, vernunftrechtlichen, naturrechtlichen oder gar theologischen Begrün. 
dungsversuche. 1m Zeitalter des Positivismus wies man die Vorstellung einer überstaat. 
lichen Begründung der Grundrechte weit von sich. Deswegen gab es in Deutschland auch 
kaum ve.rfassungsrechtliche Bedenken, als 1933 die Grundrechte der Weimarer Verfassung 
suspendIert wurden. Das Grundgesetz zog die Konsequenzen aus dieser historischen 
Erfahrung. Nach Art. 1 Abs. 2 GG bekennt sich das Deutsche Volk zu unverletzlichen und 
unveräußerlichen Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des 
Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt. Demgegenüber binden nach Art. 1 Abs. 3 GG 
die einzeln aufgef,ührten nachfolgenden Grundrechte die deutsche Staatsgewalt. Damit ist 
das Problem, wie sich überpositive Rechtsgrundsätze logisch begründen lassen, noch nicht 
gelöst. Darauf wird zurückzukommen sein. Für den Moment genügt die Feststellung, daß 
es überpositive Menschenrechte gibt. In der gegenwärtigen Staatengemeinschaft dürfte a1l. 
gemein anerkannt sein, daß Menschenrechte solche Rechte sind, die jeder Mensch besitzen 
muß, um das Leben eines Menschen führen zu können. Die Menschenrechte hängen also 
unmittelbar mit der Würde der menschlichen Person zusammen. Die Stärke der Menschen. 
rechte besteht darin, daß sie auch dann Geltung beanspruchen, wenn sie nicht in einer kon. 
kreten Verfassung niedergeschrieben wurden . Ihre Schwäche liegt in ihrer Unbestimmtheit. 
Daher sind die moderneren europäischen Verfassungen dazu übergegangen, Menschen. 
rechte in Grundrechtekataloge aufzunehmen. Grundrechte und Menschenrechte über. 
schneiden sich dann. 

Erstes Zwischenergebnis: Sollte ein Menschenrecht auf Mobilität nachweisbar sein, so müs. 
sen alle Staaten dieses Menschenrecht auch dann beachten, gewährleisten und schützen, 
wenn sich ihre Verfassungen nicht ausdrücklich zur Mobilität der Menschen bekennen. 
Mobilität kann aber nur dann ein Menschenrecht sein, wenn es sich um eine Voraussetzung 
menschenwürdiger Lebensgestaltung handelt. 

2.2 Mobilität als Grundbedürfnis 

Die Mobilität in einem allgemeinen Wortsinn ist zweifellos Voraussetzung für eine men. 
schenwürdige Lebensgestaltung. Allgemein bedeutet Mobilität lediglich Beweglichkeit. 
Beweglichkeit ist ein menschliches Grundbedürfnis wie Essen, Trinken und Wohnen. In 
allen Lebensbereichen - von der persönlichen Lebensgestalcung, über den Wirtschaftsver. 
kehr bis hin zur Sozialpolitik - ist sie unerläßlich. Für die alten Römer war der "homo 
mobilist< ein sprunghafter, nicht seßhafter und daher wenig vertrauenswürdiger Mensch. 
Heutzutage ist nur noch die Automobilität für manche ein Unwort. Damit bin ich aber 
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schon bei der Verkehrsmobilität angelangt. Das Fachschrift[um unterscheidet bei der räum· 
lichen Mobilität die .. Wanderungsmobilität" , d.h. die Bewegung von Haushalten zum 
dauerhaften Wechsel von Wohnort und Wohnung, und die "zirkuläre" Mobilität. 4) Letztere 
ist die Verkehrsmobilität. In der Möglichkeit, sich fortzubewegen, Entfernungen zurückzu­
legen sowie Personen und Güter zu transportieren, einschlie~lich der Freizeitbes~~~.fti~un­
gen (Wandern, Schwimmen, Radfahren, Boot fahren), eben 10 der Verkehrsmobllttat, hegt 
heutzutage die Hauptbedeutung der Mobilität. Sieht man von der irrationalen AutOfeind­
schaft ab, dürfte Konsens bestehen, daß auch die Verkehrsrnobilität ein menschliches 
Grundbedürfnis darsteJlt. Sogar Greenpeace hat eine .MobiICard" herausgebracht. 

Zweites Zwischenergebnis: Sowohl die Mobilität im allgemeinen wie auch die Verkehrs­
mobilität sind menschliche Grundbedürfnisse und damit für eine menschenwürdige Le­
bensgestaltung unverzichtbar. Die Verkehrsrnobilität hat damit grund- und menschenrecht­
liehe Relevanz. 

2.3 Mobilität in den nationalen Rechtsordnungen 

Es würde sich lohnen, die Verfassungen der EU-Mitgliedstaaten auf den Mobilitätsgehalt 
ihrer Grundrechte näher zu hinterfragen. Ich muß mich aus Zeitgründen auf wenige Stich­
worte beschränken, wobei ich exemplarisch von der Rechtslage in Deutschland ausgehe. 
Die Grundrechte des Grundgesetzes sind primär Freiheitsrechte, die sich auf eine allge­
meine Freiheitsposition der Bürger, die allgemeine Handlungsfreiheit, zurückführen las­
sen. Die allgemeine Handlungsfreiheit wird durch speziellere Vorschriften konkretisiert 
(benannte Freiheitsrechte) . Das schließt nicht aus, (noch) unbenannte Freiheitspositionen 
auf die allgemeine Handlungsfreiheit zu stützen, wie das etwa beim Recht auf informatio­
neUe Selbstbestimmung geschehen ist. Auch beim Grundrecht auf Mobilität könnte man so 
vorgehen. Der Rückgriff auf die allgemeine Handlungsfreiheit erübrigt sich aber, soweit be­
nannte Grundrechte in ihrem Schutz bereich einen eigenständigen Mobilitätsgehalt aufwei­
sen. Dies ist bei den meisten Grundrechten der Fall. So ist die Menschenwürde berührt, 
wenn man Menschen, deren Mobilität ohnehin eingeschränkt ist, Mobilitätschancen vor­
enthält. Das Grundrecht auf Leben und körperliche Unversehrtheit hängt oftmals von Ret­
tungshandlungen durch "mobile" Krankentransporte ab. Mobilität ist Existenzbedingung 
der kommunikativen Grundrechte; zur Meinungsfreiheit gehört die Möglichkeit, Meinun­
gen so zu verbreiten, daß sie rechtzeitig ankommen. Daß die Presse und sonstige Medien 
mobil sein müssen, ist offensichtlich. Die Demokratie funktioniert nur, wenn die Mobilität 
des Informationsflusses gewährleistet ist. Die Versammlungsfreiheit setzt die Möglichkeit 
voraus, überhaupt zusammenkommen zu können. Über den Mobilitätsgehalt der Freizü­
gigkeit sind keine Worte zu verlieren. Zur Freizügigkeit zählt sachlich auch ~ie Ausreisefrei­
heit. Das Recht auf Auswanderung setzt logisch eine Einreisemöglichkeit in einem anderen 
Land voraus . Die wirtschaftlichen Grundrechte laufen ohne Mobilität leer. 

Ich breche ab: Der Überblick über die Einzelgrundrechte könnte leicht vertieft werden. 
Immer ergibt sich das gleiche Bild. Existenzbedingung der Grundrechte ist die Mobilität, 
so daß man abstrahierend ein Grundrecht auf Mobilität vor die Klammer ziehen kann. 

4) Vgl. H2utzing~r, H. / Pfeiffer, M. / TasS;Ju.Y·Beck~r. B. , Mobilität, Ursachen. Meinungen, Gestaltbarkeit. Institut für 
angewandte Verkehrs- und Tourismusforschung e. V., Heilbronn 1994, S. 12. 
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In den anderen EU-Mitgliedstaaten stellt sich die Rechtslage nicht wesentlich anders dar 
Allerdings ist in Ländern mit älteren Verfassungsrexren, oder denen eigene diktatorisch~ 
Erfahrungen erspart blieben, der Grundrechteschutz generell schwächer ausgeprägt. Da­
durch kommt auch der Mobilitätsgehalt der Grundrechte weniger deutlich zum Vorschein. 
Restriktiv sind in diesem Sinne die belgisehe und die niederländische Verfassung sowie die 
Verfassungen von Luxemburg, Österreich, Dänemark, Finnland und Schweden . Konstitu_ 
tiver Bestandteil der französischen Verfassung ist die erwähnte Erklärung der Menschen_ 
und Bürgerrechte, welche zeitlos die allgemeine Handlungsfreiheit als Freiheit definiert, 
alles tun zu dürfen, was anderen nicht schadet. Speziellere Mobilitätsrechte werden nicht 
gewährleistet. Ähnliches gilt für den Sonderfall Großbritannien, das keine geschriebene 
Verfassungsurkunde besitzt. Das verfassungsrechtliche Verhältnis der Bürger zum Staat ist 
aber weitestgehend schriftlich fixiert, wobei die grundrechts relevanten historischen Texte 
zeitgemäß umgedeutet werden. So bestimmte schon die Magna Charta, daß alle Kaufleute 
das Recht haben sollen, in England zu Lande und auf dem Wasser umherzuziehen. Die Ver­
fassung der Republik Irland erkennt übrigens als einzige Verfassung das Recht des ungebo­
renen Lebens ausdrücklich an und betont in diesem speziellen Zusammenhang die Reise­
freiheit zwischen Irland und anderen Staaten. Als mobilitätsfreundlicher erweisen sich die 
griechische, die portugiesische und die spanische Verfassung. Am interessantesten für die 
Anerkennung eines speziellen Grundrechts auf Mobilität ist die italienische Verfassung, die 
folgende Aussage trifft: "Ogni cittadino puo circolare e soggiornare liberamente in qualsiasi 
parte deI territorio nazionale ." Damit ist offenbar die "Liberta di movimento" gemeint. 
(Stichwort: zirkuläre Mobilität). 

Drittes Zwischenergebnis: Das Grundrecht auf Mobilität ist in allen Staaten der EU in der 
allgemeinen Handlungsfreiheit enthalten (und damit nur schwach geschützt). Ein spezifi­
sches Grundrecht auf Mobilität läßt sich aus den Mobilitätsgehalten der Einzelgrundrechte 
abstrahieren, wie sie in Deutschland, Griechenland, Portugal und Spanien näher ausformu­
liert sind. Den stärksten sprachlichen Anknüpfungspunkt für die Mobilität findet man in 
der italienischen Verfassung. Die Verfassungen der EU-Staaten bekennen sich zudem zu den 
Menschenrechten und Menschenrechtskonventionen, so daß es von Interesse ist, ob sich die 
Mobilitätsgehalte der Grundrechte durch ein Menschenrecht auf Mobilität verstärken und 
absichern lassen. 

2.4 Mobilität als Menschenrecht 

Auch wenn Menschenrechte aus sich selbst heraus gelten, ist es sinnvoll, sie zu kodifizieren. 
Die Kodifizierung wurde noch vor wenigen Jahrzehnten als Angelegenheit der innerstaat­
lichen Rechtsordnungen angesehen. Unter dem Eindruck des Zweiten Weltkriegs begann 
sich aber die Erkenntnis durchzusetzen, daß ein internationaler Menschenrechtsschutz 
geboten sei. Zu diesem Zweck wurden Menschenrechtskonventionen verabschiedet, deren 
Verbindlichkeit jedenfalls von den europäischen Staaten anerkannt wird. Die Durchsicht 
der internationalen Menschenrechtskonventionen (Charta der Vereinten Nationen; inter­
nationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte; Internationaler Pakt über wirt­
schaftliche. soziale und kulturellen Rechte. Konvention zum Schutze der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten) ergibt im Hinblick auf das Menschenrecht auf Mobilität einen ähn­
lichen Befund wie die Würdigung der Verfassungsurkunden der EU-Mitgliedstaaten . 

.. Menschenrecht ~ .lIuf Mobilit;it - k .llnn, darfgegengestellen werden? 
Juristische Perspektiven 211 

Explizit erwähnen die Menschenrechtskonventionen das Menschenrecht auf Mobilität 
nicht. Die meisten in den Menschenrechtskatalogen aufgeführten Menschenrechte würden 
jedoch ohne Mobilität leerlaufen. Schon dies legt es nahe, .a?str.ahi~ren~ von einem M~~­
schenrecht auf Mobilität zu sprechen. Aber auch ohne Kodlftkauon ISt.~le Verkehrsmobllt­
tät als Menschenrecht geschützt. An dieser Stelle komme ich auf das Uberpositivitätspro­
blem der Menschenrechte zurück . Wie Roman Herzogausgeführt hat, können überpositive 
Menschenrechte logisch nur so gedacht werden, daß es sich bei ihnen um Grundaxiome 
handelt, die bei den meisten Menschen eines bestimmten Kulturkreises völlig unbestritten 
sind und für die diese Menschen notfalls "auf die Barrikaden zu gehen bereit" sind. 5

) Dies 
trifft auf die Mobilität zu. Die Deutschen haben hiermit die nachhaltigste Erfahrung. Eine 
Bevölkerung läßt sich auf Dauer nicht durch Mauern festhalten. Vor allem für die Ausreise­
freiheit gingen die Bürger der "DDR" auf die Barrikaden. 

Viertes Zwischenergebnis: Das Menschenrecht auf Mobilität liegt den internationalen Men­
schenrechtskonventionen implizit zugrunde und wird durch diese mitgeschützt. Davon un­
abhängig handelt es sich um ein überpositives Menschenrecht, weil ohne Mobilität eine 
menschenwürdige Lebensgestaltung ausgeschlossen ist. 

2.5 Zeitlicher und geographischer Bezug des Menschenrechts auf Mobilität 

Einleitend wurde darauf hingewiesen, daß die Schwäche der Menschenrechte in ihrer Unbe­
stimmtheit liegt. Je abstrakter man die Menschenrechte bestimmt, desto leichter wird es, 
einen Grundsatz der Universalität der Menschenrechte zu propagieren, wonach Menschen­
rechte zu allen Zeiten und weltweit gleiche Geltung beanspruchen. Je mehr man dagegen in 
die Einzelheiten geht, desto stärker muß man den zeitlichen und geographischen Bezug 
auch der Menschenrechte betonen. Auch das Menschenrecht auf Mobilität bedarf in diesem 
Sinne der Präzisierung. Da Menschenrechte historisch bedingt sind, steht der Inhalt des 
Menschenrechts auf Mobilität nicht ein für allemal fest. Bereits die ersten Menschenrechte 
der Reformationszeit waren ohne Mobilität undenkbar. In und nach den Religionskriegen 
erwies sich die eminente Bedeutung der Glaubensfreiheit, die faktisch von der Ausreisefrei­
heit abhing. Als die Menschenrechtsentwicklung mit den Revolutionen am Ende des 
18. Jahrhunderts in ihr entscheidendes Stadium trat, hatte sich der gesellschaftspolitische 
Hintergrund grundlegend gewandelt. An die Stelle der statischen alteuropäischen Gesell­
schaft war die bürgerliche Gesellschaft getreten, für die der Handel charakteristisch ist. Die 
amerikanische Revolution wurde primär von Kaufleuten in Gang gesetzt, die französischen 
Generalstände von 1789 hat man als eine "Gläubigerversammlung" des französischen 
Königs bezeichnet. 6) Der Handel verlangte nach Mobilität. Dies steigerte sich mit der im 
19. Jahrhundert einsetzenden Ökonomisierung des Lebens . Die Umwälzungen in der 
Landwirtschaft, die Krisen und sozialen Revolutionen der 40er Jahre zogen Landflucht und 
Auswanderungswellen nach sich, die eine mobilitätsgerechte Infrastruktur erst ermög­
lichte. Die Eisenbahn erschloß den bisher lokal gebundenen Menschen unbekannte Räume; 
Auswanderungen in größerem Umfang setzten Verkehrsverbesserungen und -verbilli-

5) Allgemeine StaatSlehre, 1971, S. 371. 
6) Vgl. B.lIller, L., Matis, H., Geburt der Neuzeit, 1988, S. 237. 
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gun gen bei der Schiffahrt voraus . Im Verlauf des 19. J ahrhunderrs nahm dann der technische 
Fortschritt solche Formen an, daß sich das gegenwärtige Zeitalter der Industriegesellschaft 
anbahnte. 

Der Staat der Industriegesellschaft ist gekennzeichnet durch die technische Realisation 7) 

die ihren Ausdruck vor allem in der Motorisierung findet. Damit rückt das Element d~r 
Geschwindigkeit, d.h. der schnellen Raumüberwindung und Raumüberbrückung, in den 
Vordergrund. Personen können schneller transportiert. Güter und Informationen können 
rascher beschafft werden, sind für jedermann zugänglich, verlieren aber auch schneller an 
Wert und Nutzen. Zur heutigen Mobilität gehört somit untrennbar der Zeitbezug. Unter 
zeitlichem Aspekt erzeugte die Industriegesellschaft Formen der Mobilität, von denen frü­
here Generationen nur träumen konnten. Die moderne Verkehrsrnobilität begann mit dem 
Bau der Eisenbahnen. Erfüllt wurde der individuelle Mobilitätstraum durch das Auto­
mobil. Seit Beginn der 60er Jahre wurde das Automobil zum Garanten der Mobilität der 
Masse der Bevölkerung in den westlichen Industriestaaten. Die Trennung von Wohnung 
und Arbeitsstätte hängt dort seither nicht mehr von der Zugänglichkeit der Eisenbahn oder 
des öffentlichen Straßenpersonenverkehrs ab, sondern von der Verkehrs infrastruktur, VOr 

allem in den Verdichtungsräumen. Das Auto ist jedenfalls in den westlichen Industriestaaten 
zum unverzichtbaren Gebrauchsgut geworden. Nun beanspruchen überpositive Men­
schenrechte Geltung überall auf der Welt. Das gilt auch für den Kernbereich der Verkehrs­
rnobilität. Bei der näheren Ausgestaltung der Menschenrechte muß man aber auf jeweilige 
kulturelle und soziale Besonderheiten Rücksicht nehmen. Verständlicherweise wird dieser 
Ansatz aus der Sicht der Entwicklungsländer mit Argwohn betrachtet. 8) Die Menschen­
rechte haben jedoch ihre ausschließlicheStOßrichtung als Abwehrrechte gegen den Staat ver­
loren. Für die Menschen der modernen Industriegesellschaften ist die Teilhabe an staat­
lichen Leistungen oftmals wichtiger als die Abwehr von Eingriffen. Soweit Menschenrechte 
Teilhaberechte sind, ist der Menschenwürdegehalt im Gleichbehandlungsgrundsatz ver­
ankert. Die Gleichbehandlung variiert geographisch nach den verschiedenen örtlichen 
Gegebenheiten. Wenn in Staaten mit ausgebautem Straßennetz ein Menschenrecht auf Mo­
bilität mit dem Auto besteht, muß dies in Ländern ohne vergleichbare Infrastruktur nicht 
gelten. 

Fünftes Zwischenergebnis: Das Menschenrecht auf Verkehrsmobilität ist in seinem Kern­
bestand (Möglichkeit der Orrsveränderung) weltweit geschützt. Es muß in doppelter Hin­
sicht zeitgemäß verstanden werden. Garantiert ist nicht nur die Ortsveränderung. Auch die 
Geschwindigkeit der Ortsveränderung ist von Belang. Die Geschwindigkeit der Ortsverän­
derung hängt vom technischen Entwicklungsstand ab. Das Menschenrecht auf Mobilität 
umfaßt die Teilhabe an den gegenwärtigen Verkehrsmitteln. Der heutige homo mobilis ist 
nicht mehr der Fußgänger des Mittelalters. Da die Verkehrsinfrastruktur von Land zu Land 
variiert, hängt der Inhalt des Menschenrechts auf Mobilität in begrenztem Umfang davon 
ab, wo man sich geographisch aufhält. Das Menschenrecht auf Mobilität besteht in dem 
Recht, alle jeweils verfügbaren Verkehrsmittel benutzen zu dürfen. 

7) Grundl~end Forsthoff, E., Der Staat der Industriegesellschaft, 1971, S. 30 ff. 
S) Vgl. Mbaya, E., Die Menschenrechtskonvemion von Wien 1993, Zeitschrift für Rechtspolitik (ZRP) 1994, 256 ff. 

,.Menschenrecht" auf Mobilitir -kmn, darf gegengesreuen werden? 
Juristische Perspekci\'fm 213 

3. Folgerungen 

3.1 Kann und darf dem Menschenrecht gegengesteuert werden? 

D·e Mobilität besteht nicht schrankenlos. Selbstverständlich kann und darf ihr aus gegebe­
n:m Anlaß und aus sachgerechten Erwägungen heraus gegengesteuert werden. Das ist .dann 
der Fall, wenn so bedeutende Rechtsgüter wie Leben und körperliche Un:ersehrthel~ ~~r 
Mitmenschen und Tiere, der Eigentumsschutz oder der Umweltschutz mit der MobilItat 
kollidieren. Erforderlich ist dann eine Güterabwägung. Für die Abwäg~ng ist es abe~w~ch­
rig, daß die der Mobilit~t.gegenläufigen Rech~sgüter nicht voo .. vor?herelO höherranglg smd. 
Auch die Verkehrsmobllttät hat als menschltches Grundbedurfms grund- und menschen­

rechtliche Relevanz. 

3.2 Konsequenzen 
Grund- und Menschenrechte sind auf Umsetzung durch die nationalen Rechtsordnungen 
angelegt. Die Tragweite des Mensch~nrec~ts auf Mo~i1ität erwei~t sic~ erst auf der Eb~ne 
des Verwaltungsrechts. Hierzu kann Ich mIch heute mcht mehr naher außern. Ich begnuge 
mich mit der Schlußbemerkung, daß eine mobilitätsfeindliche Umgestaltung des Verwal­
tungsrechts - mag sie ökologisch noch so gut gemeint sein - gegen das Me?~c.~enre~ht auf 
Mobilität verstößt. Hier kann, darf und muß gegengesteuert werden. MobIiltat gehort zur 
Natur des Menschen. Auch Straßen sind "natürliche" Lebensgrundlagen. Vielleicht wird 
man eines Tages erkennen, daß manche Automobilclubs letztlich auch Menschenrechts­

organisationen sind . 

Abstract 

In all the EU stales, the basic right tO mobility is containoo in the general freedom of action. I~ .some states a pa~ticula~ b~i~ 
right to mobility can be abstracted !rom ehe contents referri~g to mobili~~ and are more speclflcall~ expr~ssed m the. mdlvl­
dual basic rights. Also it is possible to substantiate a human fight tO mobillty. <::ountermeasures agams~ !l.HS h~man nght are 
possible to protect other human beings or the environment, but have tO be wetghted carefully; the colbdlOg nghts must not 

be rated higher than mobility from ,he \'ery outse!. 
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Modal Split im Nachrichtenverkehr 

Eine theoretische und empirische Analyse der Interdependenzen 

zwischen Brief- und Fernsprechdienst V 

VON MATTHIAS ERNST UND DIRK WALPUSKI, WÜRZBURG 

1. Einleitung 

Nach der institutionellen Auf teilung der Deutschen Bundespost (Postreform 1)1 ) und weit­
gehenderDeregulierungen (Postreform 11)21 befinden sich die Dienstleistungsangebote auf 
dem ,Gebiet ~~s matenelle.n und Immateriellen Nachrichtenverkehrs (Telekommunikation) 
nun 10 den Handen verschiedener, konkurrierender öffentlicher und privater Unternehmen. 

Im Zentrum der Analyse steht also die Frage, ob der modal split, also die Auf teilung der 
Verkehrsmenge auf die belden DIenste Bnef und Fernsprechen ,}) durch preispolitische 
Maßnahmen der betroffenen Unternehmen oder der Marktaufsicht nachhaltig beeinflußt 
werden kann, cl.h . ob zwischen einzelnen Nachrichtenverkehrsdiensten ein konkurrieren_ 
der Zusa~menhang besteht. Dies wäre dann der Fall, wenn die oftmals geäußerte Hypo~ 
these, Bnef- und Fernsprechdienst seien Substitute,4) sich als stichhaltig erweisen sollte. 

Zwis~he~ zwei Gü~ern besteht in den Augen eines Konsumenten (Nachfragers) dann eine 
substltutlonale BeZIehung, wenn das eine Gut teilweise oder vollständig ("perfekte" Substi­
tute) durch das andere Gut ersetzt werden kann, ohne daß der Nutzen, der dem Konsumen~ 
ten a~s dem gesa~.ten G.üterbünde! erwächst, geschmälert wird. Bei einer Preiserhöhung 
des emen Gutes wurde SIch dann dIe N achfrage nach dem Substitut ausweiten. Aus einem 
substitutionalen Zusammenhang läßt sich folglich eine direkte Konkurrenz zweier Güter 
ablesen. 

Anschrift der Verf!Asser: 
Dr. Matthias Ernst 
Dr. D irk Walpuski 
Forschungsgruppe EcaTe! 
Lehrstuhl VWL 111 (Prof. Klau) 
Universität Würzburg 
Sanderring 2 
97070 Würzburg 

I) VgJ. z. B. Berger/ Schörmer(l 991 a) und (1 991 b). 
2) Vgl. z. B. jiiger( 1994). 

3) Der mod~l spli t bezieht s!c~ normalerw:ise auf die Auf teilung des Verkehrsaufkommens bzw. der Verkehrsleistung. 
Im .Nachrtchtenverkeh r eXI $.~te ren a~er keme brauchbaren Kennziffern für diese Größen, 50 daß auf die Verkeh r5meng~ 
(Bneie bzw. Td efonate) zuruckg~gTlffen werden muß. Vgl. zu den Kennziff~rn W!Alpuski (1995), S. 11 H. 

4) Vgl. z. S . von Böventer (1989), S. 116, Br!Aubach (1992), S. 98 und Ernst( 1993), S. 1509. 
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Die wichtigsten Nachrichtenverkehrsdienste in der Bundesrepublik Deutschland stellen 
nach wie vor Briefdienst (materieller Nachrichtenverkehr) und Fernsprechdienst (immate­
rieller Nachrichtenverkehr) dar.'1 

Es stellt sich nun die Frage, ob die eingangs gestellte Hypothese sowohl einer theoretischen 
als auch einer empirischen Überprüfung standhält oder ob sich eventuell keine oder andere 
Interdependenzen abzeichnen. Denkbar sind hierbei komplementäre, induktive oder 
neutrale Beziehungen.6) 

2. Nachrichtenverkehr als wirtschaftliches Gut 

Die bei den Nachrichtenverkehrsleistungen Brief- und Fernsprechdienst dienen der Raum­
überwindung des Gutes "Information". Im Gegensatz zur persönlichen Face-to-Face­
Kommunikation ermöglicht Nachrichtenverkehr Kommunikation über den Raum hinweg. 
Im Falle des Briefverkehrs handelt es sieh um materiellen Verkehr, da nicht die Information 
selbst, sondern ein standardisierter Informationsträger (beschriebenes Papier, bespielte 
Kassetten etc.) transportiert wird . Telefonverkehr ist im Gegensatz dazu immaterieller 
Nachrichtenverkehr (Telekommunikation). Bei dieser Naehrichtenverkehrsart wird die 
Information selbst in Form eines Signals (Lichtwelle, elektromagnetischer Impuls ete. ) 
übertragen. 7) 

Nachrichten- bzw. Informationsübertragung is t jedoch ein sehr heterogenes Gut, welches 
sich anhand von fünf Ebenen klassifizieren läßt: Art, Form, Richtung, Bestimmtheit und 
Zeit. 8) Informationen können in Form von Sprache (einschließlich Tonübertragung), Tex­
ten, Fest- und Bewegtbildern sowie Daten übertragen werden.9) Dabei kann lediglich nur 
eine Form der Übertragung auftreten oder aber eine Kombination mehrerer. In diesem Fall 
spricht man von Verbundkommunikation. Ein weiteres Merkmal ist die Richtung der Infor­
mation. Die Kommunikation kann einseitig erfolgen oder aber zweiseitig (Dialog). 

Auch die zeitliche Verwertbarkeit kann zur Klassifizierung herangezogen werden. Ist es 
nicht erforderlich, daß Expedient (der Absender der Nachricht) und Perzipient (der Emp­
fänger der N achricht) zum gleichen Zeitpunkt aktiv werden müssen, besteht also die Mög­
lichkeit der Zwischenspeicherung, erfolgt die Informationsübertragung asynchron . Müssen 
jedoch aufgrund fehlender Speichermöglichkeiten und/oder -kapazitäten Expedient und 
Perzipient gleichzeitig agieren, spricht man von synchroner Kommunikation .IO) 

Darüber hinaus wird noch zwischen Individual- und Massenkommunikation differen­
ziert. lI ) Bei der Individualkommunikation handelt es sich um einen exklusiven Austausch 
von Informationen zwischen zwei oder mehreren definierten Partnern. Demgegenüber 

5) Vgl. dazu Abb. 2, S. 223. 
6) Vgl. z. . S . Em srIWJlpuski( 1993 ), S. 100. 
7) Vgl. ErnsrIWaJpuski(1993), S. 102 f. 
8) Es fi nden sich noch weitere Ebenen (Po le, Weg, Kapazi tät, Struktur), die hier allerdings nicht rde\'am sind, vgl. 

Woalp uski (1995), S. 122 ff. 
9) VgJ. Maier(1984), S. 15 . 

10) Vgl. Picot/ Anders(1986), S. 7. 
11 ) Vgl. Maier (1984), S. 16 f. 



bietet die Massenkommunikation (z. B. Wurfsendungen, Rundfunk) die Möglichk . 
Nachrichtenübertragung von einem Sender bzw. Anbieter von Informationsübertragu en, 
d· I' . h d . ngs. 
le~st elsrun,gen zu eme,r me r ,0 er wentger unbegrenzten Menge von Empfängern durch_ 

zufuhren. DIe InformatIOnen SInd entweder an unbestimmt viele gerichtet oder sie kön 
b · '1 . ~ von un esummt vle eo zummdest abgerufen werden. 

Eng mit diesem Merkmal der Bestimmtheit ist die Frage nach der Struktur verbunde 
Informationen können emweder über Verteil- oder Vermitrlungsnetze übertragen werden. 
Im allgemei~en bedient sich Individualkommunikation Vennitdungsnetzen, während Ma~~ 
senkommumkation über Verteilnetze abläuft. 

3. Das Konzept der Verkehrswertigkeit 

Das Gut als Transportobjekt ist jedoch nur ein Punkt, der bei der Analyse beachtet werden 
muß. Daneben muß auch auf die Leistungsfähigkeit der einzelnen Verkehrsträger eingegan_ 
gen werden, um mögliche Interdependenzen zwischen Brief- und Telefondienst ableiten Zu 

können . Ein Konzept zur Ennittlung der Leistungsfähigkeit eines Verkehrsmittels stellt die 
Verkehrswerti?keit d~r. D~bei .werden vers~hie.dene Teilwertigkeiten (Qualitätsmerkmale) 
untersuch~. ~lese TeIl~ertlgkelten lassen sich In mengen-, weg- und zeitbezogene Eigen­
schaften emteden .12) VOJgr nennt folgende sieben Teilwertigkeiten: IJ) 

Massenleistungsfähigkeit, Sicherheit, Bequemlichkeit, Schnelligkeit, Berechenbarkeit von 
B.egin.n und ~a~er d~r Leistung, ~äufigkeit der Verkehrsbedienung und Netzbildungsfä­
hIgkelt . DabeI SInd dIe ersten dreI Qualitätsmerkmale mengenbezogen, die nächsten drei 
berücksichtigen den zeitlichen Aspekt und die letztgenannte Eigenschaft ist weg- bzw. 
raumbezogen. 

Unter Massenleistungsfähigkeit versteht man den Grad der Fähigkeit, Transporte unter­
schiedlichen Volumens/Masse verschiedener Transportobjekte zu möglichst geringen 
Kosten durchzuführen. 

Die 1":etzbildungsfähigkeit gibt den Grad der Fähigkeit eines Verkehrsmittels an, Transporte 
von eInem Ort zu allen anderen Orten ohne Umladung durchführen zu können. 

All diese Qualitätsmerkmale sollen darüber hinaus die Kosten berücksichtigen, d. h. sie sol­
len möglichst optimal sein und dabei keine oder nur geringe Kosten verursachen. 

Anhand des Konzeptes der Verkehrswertigkeit und der spezifischen Eigenschaften der je­
weils tra~sportierten Güter werden Briefverkehr und Fernsprechdienst gegenübergestellt, 
um möglIche Interdependenzen aufzuzeigen. 

3.1 Die Verkehrswertigkeit des Briefdienstes 

Im Gegensatz zum Fernsprechdienst als Vertreter des immateriellen Nachrichtenverkehrs 
besitzt der Briefdienst keine eigenen, systemspezifischen Netze, er ist abhängig von 

12) VgI.Klatt(1965),$.61. 
13) Vgl. Voigt{1973), $.73 H. 
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standardisierten Verkehrsträgern, die die Nachrichten transportieren. Damit sind die 
Qualitätsmerkmale des Briefverkehrs abhängig von denen des Güterverkehrs; es handelt 
sich um eine abgeleitete Wertigkeit. 141 

Die Netzbildungsfähigkeit ist eine zusammengesetzte Wertigkeit, sie muß sowohl die Seite 
der Expedienten als auch die der Perzipienten berücksichtigen.15) Perzipientenbezogen 
erreicht diese Teilwertigkeit im Briefverkehr aufgrund der Leistung der bestehenden Ver­
kehrsinfrastruktur für den Güter- und Personenverkehr mit seinen Kombinationsrnöglich­
keiten fast einen Idealzustand von unendlich. Innerhalb des Hoheitsgebiets einer Postver­
waltung ist die Zustellung an nahezu jeden Ort gegeben. Auf Seiten der Expedienten ist die 
Netzbildungsfähigkeit nicht so stark ausgeprägt, da die Dichte des bestehenden Netzes von 
poststellen und Briefkästen zwar einen sog. offenen Netzzugang161 ermöglicht, aber der 
Zugang nicht von jedem beliebigen Punkt im Raum (z.B. von jeder Straßenecke) erfolgen 
kann. 

Auch die Häufigkeit kommt einem optimalen Zustand nahe. Da es sich um einseitigen und 
asynchronen Nachrichtenverkehr handelt, kann der Expedient die Leistung zu jedem Zeit­
punkt nachfragen, unabhängig davon, ob der Perzipient überhaupt in der Lage ist, die 
Information (den Brief) in Empfang zu nehmen. 

Bei der Massenleistungsfähigkeit schneidet der Briefverkehr im Vergleich zu den ersten 
beiden Teilwertigkeiten schlechter ab, da lediglich die Tnformationsformen Text und Fest­
bild übertragen werden können. 

Ähnlich sieht es bei der Schnelligkeit aus. Da der Transport von Briefen im wesentlichen an 
den Güterverkehr gebunden ist, erreicht er höchstens die Geschwindigkeit des gewählten 
Verkehrsmittels. Diese differiert je nach Verkehrsträger. Jedoch wird selbst beim schnellsten 
Verkehrsmittel , dem Flugzeug, nicht annähernd die Schnelligkeit erreicht, die in der moder­
nen Telekommunikation (Satellitenübertragungen, Glasfasertechnik) realisierbar ist. Ein 
Maß für die Schnelligkeit im Briefdienst ist das Konzept "E+x" (Tag der Auslieferung: Ein· 
lieferungstag plus x Tage) der Deutschen Bundespost Postdienst. Ziel der Deutschen Bun· 
despost Postdienst ist es, 90% des Sendungsvolumens nach der Formel "E+ 1" (Zustellung 
spätestens am nächsten Werktag) zuzustellenYl Die Schnelligkeit im Briefdienst geht damit 
gegen null. 

Demgegenüber ist die Berechenbarkeit von Beginn und Dauerder Nachrichtenübertragung 
weitgehend gegeben. Geht man davon aus, daß der Beginn der Leistung durch den Einwurf 
des Briefes in einen Postbriefkasten festgelegt ist, so kann der Expedient den Beginn voll­
kommen unabhängig bestimmen. 18) Die Dauer läßt sich nicht so einfach aufzeigen. Defi­
niert man das Maß "E+l" als "Fahrplan", so lassen sich allerdings Abweichungen von die­
sem "Fahrplan" schätzen. Die letzte Brieflaufzeitmessung des BMPT ergab, daß lediglich 

H} Vgl. bereitS Sprangu (I%I), $.44 H., Ernst/\~lpuski(I995). $. 160 H. oder ausführlicher Wdlpuski (1995), $. 160 H. 
15) Vgl. dazu Walpuski(1995), $.169. 
16) Vergleichbar mit dem Konzept Open Network Provision (ONP) im Telekommunikationssektor. vgl. dazu z. B. Ungerer 

(1989), S. 226 f. 
17) V~l. o. V. (1992a), S. 6. 
18) Vgl. Walpuski(I995), $.165. 
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86,1 % aller Briefsendungen am nächsten Tag ausgeliefert werden. Die mittlere Dauer einer 
Sendung betrug 1,167 Tage. I ' ) Somit beträgt die durchschnittliche Abweichung von der 
Regeldauer 16,7%. Die Berechenbarkeit ist somit für die Beförderungszeit nur einge. 
schränkt gegeben. 

Im Zusammenhang mit der Teilwertigkeit Sicherheit muß man zwei Aspekte betrachten. 
Zum einen, ob die Information überhaupt beim richtigen Perzipienten ankommt, zum an. 
de:en, in ~elche~ Zustand sie an.kommt. Die Sicherheit ist insoweit eine abgeleitete Wertig_ 
keit, als die matenellen lnformanonsträger von anderen Verkehrsmitteln befördert werden. 
Deren Sicherheit bzw. Unfallhäufigkeit und Zuverlässigkeit ist ausschlaggebend für die 
Sicherheit der Informationsübertragung. Man kann also im Fall des Briefdienstes nur VOn 
einer eingeschränkten Sicherheit sprechen . 

Das Qualitätsmerkmal Bequemlichkeit ist sicherlich schwer zu beurteilen. Einerseits ist es 
zeitaufwendig, einen Brief zu schreiben und an einer Poststelle oder Postnebenstelle auf­
zugeben, andererseits wird die Form des schriftlichen Nachrichtenverkehrs oftmals gerade 
deswegen bevorzugt, weil der Nachfrager aus der Tätigkeit des Schreibens allein schon 
einen Nutzen gewinnt. 20) Hier schwankt der Grad der Bequemlichkeit mit den Bedürfnis­
sen jedes einzelnen Benutzers. 

Nicht zuletzt sind die Kosten zu betrachten. Der Kostenaspekt ist von besonderer Bedeu­
tung, da jedes andere Qualitätsmerkmal in einem bestimmten Maße in Abhängigkeit der 
Kosten verbessert werden kann. Die Wertigkeiten sind somit letztendlich auch eine Funk­
tion der Kosten. 21 ) Hier sind nur jene Kosten relevant, die dem Nachfragerdirekt entstehen. 
Es sind dies die geltenden Preise in Form von Tarifen und Gebühren, die innerhalb des Brief­
verkehrs zwar einheitlich, aber unübersichtlich strukturiert,22) für den Nachfrager bei Inan­
spruchnahme der Leistung jedoch mit Sicherheit ex ante erkennbar sind. 

3.2 Die Verkehrswertigkeit des Fernsprechdienstes 

Die Qualitätsmerkmale des Fernsprechdienstes unterscheiden sich in einigen gravierenden 
Punkten von denen des Briefverkehrs. 2l) Vor allen Dingen ist die Wertigkeit nicht von ande­
ren Verkehrsmitteln abhängig, da der Fernsprechdienst über eigene Netze verfügt. N ) Die 
Netzbildungsfähigkeit ist als optimal zu bezeichnen - betrachtet man sowohl den leitungs­
gebundenen Fernsprechdienst als auch den Mobilfunk. Durch Einsatz neuer Techniken 
(hier ist vor allem die Satellitentechnik zu nennen) ist eine akustisch einwandfreie Übertra­
gung auch über erhebliche Entfernungen an jeden Platz der Erde möglich. 

19) Vgl. o. V. (1994), S. 10und eigene Berechnungen. 
20) So ist es. in manchen Situationen für den Expt:dienten bequemer, eine asynchrone Nachrichtenübermittlung zu wählrn, 

z. B. brlm ErSldlen eines Liebes- oder Abschiedsbriefs, einer Rechnung, einer Kündigung. 
21) Vgl. Voigr(1973),S.93f. 
22) Es existie~en ?is zum I. .4 . 1993 noch ca. 150 verschiedene Sendungsvarianten im Briefverkehr. dir auf virr Basispro­

dukte.sowle die Katrgorlen Europabrirfe. Postkarten und Infopost-Slandard (vo rmals Massendrucksache·Standard) 
rrduzlert wurden. vgl. o. V. (1992b), S. 5 f. 

23) Vgl. Spranger(1961), S. 47 f. und ErnsrlWalpuski (1995), S. 162 ff. oder ausführlicher Walpuski ( 1995), S. 160 ff. 
24) N~~en dem analog~n un~ digit~len Frrns~~echnetz sind vor allem du im Aufbau begriffene ISDN lntegrated Services 

DigllilJ Network, dlenstelntegnerendes digitales Netz) sowie die Mobilfunknetze zu nennen. 
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Am schwächsten ist die Teilwertigkeit Massenleistungsfähigkeit ausgeprägt. Prinzipiell ist 
über das Telefon nur Sprachkommunikation möglich, weitere Bedürfnisse (Text-, Festbild­
kommunikation) können allein nicht befriedigt werden. Erst der Einsatz weiterer Dienste 
und Endgeräte (Telefax, Modem , Bildfernsprecher) erweitert die Leistungspalette. 

Was die Geschwindigkeit angeht, kann man beim Fernsprechdienst aufgrund des hohen 
synchronitätsgrads von einem idealen Zustand ausgehen . Mi: Hilfe .der Glasfa~er- .und 
Satelliten technik wird bei der Raumüberwindung der Informationen eme SchnellIgkeit er­
reicht, für die theoretisch die Lichtgeschwindigkeit die physische Grenze darstellt. Eine 
Einschränkung muß man jedoch machen. Die gewünschte Verbindung muß erst zustande 
kommen, bevor die Geschwindigkeitsvorteile ausgenutzt werden können. 1st der Perzi­
pient jedoch nicht erreichbar, beträgt die Übertragungsgeschwindigkeit Null , es findet -
und das ist wesentlich für die Analyse - in den Augen der Nachfrager keine Nachrichten­

übermittlung statt. 

Bei der Berechenbarkeit muß man differenzieren. Zwar läßt sich die Dauer der Übermitt­
lung vom Expedienten (Anrufer) kontrollieren, der Beginn der Leistung ist aber vom Perzi­
pienten abhängig, da dieser das Gespräch i. d. R. in Empfang nehmen muß.25) 

Strebt der Benutzer des Telefons einen Dialog an, kann er auch die Häufigkeit nicht so pro­
blemlos bestimmen wie im Briefverkehr, da dieser davon abhängt, ob eine Verbindung 
zustande kommt. Aussagen über Verbindungen, die aufgrund eines besetzten Anschlusses, 
eines Netzfehlers oder Wählens der falschen Nummer nicht zustande kommen (call failures), 
werden von der Deutschen Bundespost Telekom z. Z . nicht gemacht. Vergleiche mit ande­
ren Industrieländern zeigen jedoch, daß diese "call failures" für die Gespräche relativ gering 

sind (0,5 - 2,7% ).26) 

Die Sicherheit hat durch den Stand der Technik einen hohen Grad erreicht. Sieht man von 
etwaigen Abhörmöglichkeiten ab,27) fallen Informationsverluste heutzutage kaum mehr ins 

Gewicht. 

Auch die Bequemlichkeit ist in den letzten Jahren stetig gewachsen. Auto- und Mobilfunk­
anlagen ermöglichen praktisch eine Nachrichtenübertragung unabhängig vom Aufenthalts­
ort, das Aufsuchen von Übermittlungsstationen (und sei es nur das eigene Telefon als End­
gerät eines Leitungsnetzes) ist nicht mehr erforderlich. 

Nicht zuletzt sollen auch hier die Kosten der Benutzung der Verkehrsmittel, welche dem 
Nachfrager entstehen, betrachtet werden. Da einheitliche Benutzungsgebühren (Einheiten) 
für alle Fernsprechdienste (Telefon, Mobilfunk) gelten,") differenzieren die Preise auf­
grund unterschiedlicher Zeittakte (ÜrtS-, Fern-, Auslandsgespräch) bzw. unterschle~hch~r 
monatlicher Grundgebühren. Besitzt der Benutzer keinen Gebührenzähler, lassen Sich die 
Gebühren und damit Preise für eine Leistung nicht kontrollieren. 

25) Es sri denn. es bestünde die Möglichkri! zur Zwischenspeicherung (z. B. Anrufbeantworter). Aber dann käme kein 
Dialog zustande, es läge aho ein anderes Gut vor. 

16) Vgl. OECD (1993), S. 71. ... . . . 
27) Abhörmethoden betreffen a1lrrdings mehr das Problem der Grhelmhahung moghcher Informationen als Ihren 

Verlust. 
28) Die einzigen Untrrschiede brstehen zwischen privaten und öffen tlichen Fern sprechern . 
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I?ie zahlreichen An~echtun~en fehlerha~ter Telefonr~chnu~gen führen jedoch voraussicht_ 
lIch noch 1995 zu emem Emzelnachwels der Gesprachstellnehmer. Damit lassen sich d' 
personen~ und anschlußbezogenen Gebühren ex POSt ermitteln. le 

Abbildung 1: Vergleich der Verkehrswertigkeiten im Brief- und Fernsprechdienst") 

Qualitätsprofile im Brief- und Fernsprechdienst 

SehneDigkeit 

Berechenbarkeit Masse nie istungsfahigke rt 

Scherbett Netzbiklungsfabigkeit 

Häufigkeit Bequemli::hkeit 

Q . Briefdienst • Fernsprechdienst 

Quelle: Eigener Entwurf 

4. Verkehrsaffinität und Qualitätsprofil im Brief- und Fernsprechdienst 

Das Kompl~~:nt zur ~erk~hrswertigkeit ist die Verkehrsaffinität. VOlgt verstand unter der 
Ve.:kehrs~ffmltat ~rsprungltch "den ~r~d der Fähi.gke~t, Transporte zu ertragen. Es gibt 
Guter, die gegenuber Transporten v0l11g unempfmdltch sind, und andere, die wertlos 
wer~en, verder~en, unverkäuflich werden, wenn sie dem Transport auf einem bestimmten 
Beforderungsmlttel ausgesetzt sind. «30) Die Verkehrsaffinität erhält man dann, wenn man 

29) Di~ Achseneinteilunge!J. entsprechen vom Zentrum nach außen den Wertigkeiten niedrig" minel" und h h" 
30) VOIgr{l960), $. 40. " ,,, ,. oe . 
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diesen Grad, Transporte zu ertragen (Verkehrsempfindlichkeit), in Beziehung setzt zu den 
!echnischen Bedingungen eines Verkehrsmittels (Tei lwertigkeiten) . Bei einer solchen Ge~ 
genüberstel)ung erkennt man, daß für jedes G~t ein Verkehrsmittel existiert., das den Erfor­
dernissen, welche das Gut an das Verkehrsmittel stellt, am besten entspncht. Jedes Gut 
besitzt also eine spezielle Affinität zu irgend einem Verkehrsmittel. 31 ) 

Je nach den Eigenschaften der Nachricht, den Zielen, die der Expedient mit dieser verfolgt, 
wird sich der Benutzer für eine Form des Nachrichtenverkehrs entscheiden oder aber, falls 
Briefverkehr und Telefondienst, bezogen auf das jeweilige Ziel, Substitute sein sollten, die 
Wahl abhängig machen von den jeweiligen Preisen. 

Briefverkehr und Fernsprechdienst weichen sowohl in bezug auf die Verkehrswertigkeit 
(vgl. Abbildung 1) als auch in bezug auf die Verkehrsaffinität stark voneinander ab. Der 
Briefverkehr erweist sich für folgende Bedürfnisse als adäquates Verkehrsmittel: für asyn~ 
chrone Kommunikation mit Möglichkeit zur Speicherung (Rechnungen, Gedichte usw.), 
für Massenkomrnunikation (z . B. Werbemittel) sowie zur Übertragung von Festbildern 
(Glückwunschkarten etc.). 

Der Fernsprechdienst besitzt seine Systemvorteile im Bereich der Dialogfähigkeit (Ab­
sprachen, Rückfragen, Verabredungen), der Geschwindigkeit der Nachrichtenüber­
mittlung sowie der Bequemlichkeit der Benutzung (hier ist vor allem der Mobilfunk zu 
nennen). 

Somit kann man aufgrund der unterschiedlichen Qualitätsprofile und Gütereigenschaften 
(vgl. Abbildung 1) nur in wenigen Fällen von einer Substitution zwischen Brief- und Fern­
sprechdienst sprechen. 3Z) Es ist eher anzunehmen, daß sich die beiden Dienste im großen 
und ganzen neutral zueinander verhalten; Preiserhöhungen beim Briefverkehr bzw. Anhe­
bung der Telefongebühren führen selten zu einer erhöhten Anzahl von Telefonaten bzw. 
Briefen, und zwar nur dann, wenn die spezifischen Systemvorteile des Briefverkehrs (Tele­
fondienst) unbedeutsam sind. Der Brief kann niemals den Dialog ersetzen oder mit der 
Schnelligkeit des Telefons konkurrieren. Das Telefon ist hingegen für Massenkommunika­
tion33) und den Transport von Text und Festbildern untauglich. Da in der heutigen Gesell­
schaft aber die Schnelligkeit der Nachrichtenübermittlung eine zunehmende Rolle spielt, 
liegt die Vermutung nahe, daß nur eine asymmetrische Substitutionsbeziehung zwischen 
Brief und Telefon besteht: das Telefon kann zwar ein Konkurrent für den Brief sein, vice 
versa gilt dies vermutlich kaum.H ) 

Induktive Zusammenhänge sind auch in Einzelfällen denkbar, so kann z. B. eine Massen~ 
wurfsendung eine telefonische Bestellung nach sich ziehen oder eine schriftliche Einladung 
eine fernmündliche Antwort erhalten. 

31) Vgl. Voigr(1953), $. 208 ff. 
32) VgL Ernsr/ Willpuski (1993), $.106. 
33) $0 sind Werbeminel wie Wurfsendungen immer auf materiellen Nachrichtenverkehr angewiesen, vgL z. B. Spranger 

(1961). S. 84. 
34) Vgl. Neumilnn(1984),S. 33. 
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5. Empirische Untersuchung zum Brief- und Fernsprechdienst 

Di~ th.eoretischen Überlegu?gen ~aben gezei.gt, daß die ?eiden b~trac.hteten Leistungen 
Bnefdlenst und Fernsprechdienst sich sowohl In bezug auf Ihre Wertlgkelt als auch in bez 
auf die Verkehrs affinität stark unterscheiden, so daß es wenig sinnvoll erscheint die e

ug 

I 
. ' l~ 

gangs gestel te Hypothese 10 dieser Form empirisch zu testen. 

Die Vergleichbarkeit der beiden betrachteten Dienste ist nur unzureichend gegeben (vgl 
Tabelle I). . 

Tabelle J: Klassifizierung von Brief- und Fernsprechdienst 

Klassifikation Briefdienst Fernsprechdienst 

Art materiell immateriell 

Bestimmtheit individual / massen individual 

Zeit asynchron synchron 

Richtung einseitig zweiseitig 

Form Text, Festbild Sprache 

Struktur vermittelt / verteilt vermittelt 

Quelle: Eigener Entwurf 

So ist ~assenkommunikation mittels Telefon überhaupt nicht möglich, und Interdependen­
zen ZWischen der Infopost (vormals Massendrucksachen) und Fernsprechdiensten scheiden 
daher aus, eine empirische Falsifizierung eines substitutionalen Zusammenhangs bringt hier 
keine neuen Erkenntnisse. 

Die empirische Analyse soll sich aus diesem Grund im Bereich des Briefdienstes auf den 
Basisdi~n.st Briefe besch.rän~en .):) Es fehlen somit alle Briefdienste, die nicht vordergründig 
der Indlvldualkommumkatlon dienen: Infopost, Bücher- und Warensendungen, Wertbriefe 
und Wurfsendungen. J6) Die Postkarten wurden aufgrund ihres relativ geringen Anteils am 
gesamten Sendungsvolumen von der Analyse ausgeklammert. 

Zur Untersuchun~ wurden. die beförderten Sendungen herangezogen, da für die eingeliefer­
ten Sendungen kelOe ausreichend langen Zeitreihen zur Verfügung standen)7) 

Für den Fernsprechdienst wurden die gesamten Gespräche als Grundlage verwendet (Orts-, 
Fern- und Auslandsgespräche) . 

35) Auf die Einbe7.iehung der Dienste Einschreiben, Luftpos[ und Eilzustellungen soll aufgrund ihres im Vergleich zum 
Brief verschwindend geringen Aufkommens verzichtet werden. 

36) So bezei~hnet die Deuuche Bundespost Postdienst seil dem 1. 4. 1993 die Massendrucksachen als sog. Infopost und 
ordnet dIeses Produkt der Massenkommunikation zu, vgJ. o. V. (1 993) S. I. 

37) Zu diesem Problem vgJ. WJlpuski (1995), S. 20 f. 
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Abbildung 2 zeigt die Entwicklung der Briefe und der Ferngespräche im Zeitraum von 1970 
bis 1989. Ältere Zahlen können für eine Untersuchung nicht herangezogen werden, da vor 
1970 die Penetrationsrate der Fernsprechhauptanschlüsse in der Bundesrepublik Deutsch­
land zu gering war, um einen Vergleich mit dem flächendeckenden Briefdienst zu ermög­
lichen. Aktuellere Zahlen können aufgrund der Wiedervereinigung und der damit verbun­
denen strukturellen Veränderungen nicht berücksichtigt werden. 

Abbildung 2: Entwicklung Ferngespräche und Briefe 

40 

..... . . . . . . .. • • .. • • • .. • • • y 

___ Gespräche -9- Briefe 

Quellen: BMPF (1977), S. 162, Generaldirektion Postdienst (1990), S. 8 und 44. 

Das vorhandene Datenmaterial ist jedoch für die empirische Überprüfung einer möglichen 
Substitutionsbeziehung nicht geeignet, da die beiden absoluten Größen letztendlich von 
der Penetrationsrate und der Bevölkerungsentwicklung nachhaltig beeinflußt werden. Aus 
diesem Grunde werden die Ferngespräche auf Hauptanschlüsse und die Briefsendungen auf 
Köpfe normiert. Abbildung 3 zeigt die Entwicklung der normierten Größen. 



224 
. . . . Modi21 Splir im Nachrichrenn:rkehr 

Eme rheorcmche und emplfJsche An31yseder lnterdependenzen zwischen Brief- und Fernsprechdienst 

Abbildung 3: Entwicklung Ferngespräche / Anschluß und Briefe / Kopf 
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___ O~iich(l pro Anse.hlnßin Tsd. ..... Brief., pm Kopf In Hell . 

Quellen: BMPF (1977), S. 162, Generaldirektion Postdienst (1990), S. 8 und 44 sowie eigene 
Berechnungen. 

Da die einzelnen ~reise für cl,ie beide~ N~chrichte.n:er~ehrsdienste nicht ermittelbar sind, 
werden als monetare Determinante die belden PrelSlndlzes Gesprächsgebühren und B . f 
h F" d' I ne e erange~ogen. ur Je Ana ~se ist fol?lich nur der Preis für die Nutzung (usage) des Fern-
sprechdlenstes relevant, da em Vergleich nur innerhalb der Gruppe sinnvoll ist, die bereits 
Zugang (access) zum Telefonnetz haben. J8) Abbildung 4 zeigt, wie sich diese beiden Größen 
seit 1970 ausemanderentwickelt haben. 

Abbildung 4: Entwicklung der Preisindizes im Brief- unf Fernsprechdienst 
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Quelle. StalIslIsches Bundesamt (1978), S. 502, (1981), S. 518, (1986), S. 521 und (1993), 
S. 627 SOWIe eigene Berechnungen. 

---
38) Zfur modelltheoretischen Fundierung der Nachfrage nach Zugang (demand of access) und Inanspruchnahme (demand 

o usage) vgl. z.B. Taylor(l994 ), S. 8 H. 
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Eine Maßzahl für die Abhängigkeit zweier Größen stellt die Elastizität dar. Die Kreuzpreis­
elastizität E

X
l'?2 gibt an, um wieviel Prozent sich die Nachfrage nach einem Gut 1 verändert, 

wenn der Preis für Gut 2 (pz) um genau ein Prozent variiert. Ist die Elastizität gleich null, 
bezeichnet man die Nachfrage als vollkommen unelastisch, zwischen beiden Gütern be­
steht folglich keine Beziehung. Für Werte Ex"pz > 0 ist Gut I ein Substitut von Gut 2, erhöht 
sich der Preis von Gut 2, wird verstärkt Gut 1 nachgefragt. Für Werte Ex "P2 < 0 ist Gut 1 ein 

Komplement zu Gut 2, 

Elastizitäten lassen sich berechnen als Quotient der Veränderungs rate (w) der abhängigen 
Variablen (Wirkung) und der Veränderungsrate der unabhängigen Variablen (Ursache). 

Die Kreuzpreiselastizität der Nachfrage nach einem Gut (Ware oder Dienstleistung), Xh 

e, p , läßt sich dann darstellen: 
"l 

(1.1 ) Ex"p, = wx, 
- wpz 

Um Aussagen über eine mögliche Substitutionsbeziehung zwischen dem Brief (als einem 
Bestandteil des gesamten Briefdienstes) und dem Fernsprechdienst zu erhalten, wurden 
zwei Analysen durchgeführt, In einem ersten Schritt wurde die Abhängigkeit der Verkehrs­
menge im Briefdienst vom Preisindex für Telefongespräche untersucht. 39

) 

Das Modell läßt sich wie folgt beschreiben: 

(1.2) wx, = e,l'p, • wp, 

wx, = Veränderungs rate der Briefe pro Kopf 
Ex"pz = Kreuzpreiselastizität bezogen auf den Fernsprechdienst 
wpz = Veränderungsrate des Preisindex Gesprächsgebühren 

Diese Analyse lieferte keine signifikanten Ergebnisse . Die zu akzeptierende lrrtumswahr­

scheinlichkeit bei Ablehnung der Nullhypothese 

H o : Ex"pz = 0 

betrug 42,3% (F-Wert = 0,671) . 

Der zweite Schritt bestand in einer linearen Einfach-Regression, die eine mögliche Elastizi­
tät E

x2
,P1 zwischen der Anzahl der Gespräche pro Anschluß und dem Preisindex der Briefe 

untersucht. 

(1.3) WXz = Ex2 'p, . wp , 

WXz = Veränderungsrate der Gespräche pro Anschluß 
E

x2
•
P1 

= Kreuzpreiselastizität bezogen auf den Briefdienst 
wp, = Veränderungsratedes Preisindex der Briefgebühren 

39) Die Berechnungen wurden mit dem statistischen System SAS Version 6.08 durchgeführt. Die Regressionsanalysen 
erfolgten mittels des ~proc reg"-Verfahrens, wobei aufgrund der nicht vorhandenen Signifikanz des jeweiligen Intercep­
tors (Ordinatenabschnins) das "noint"-Modell gewählt wurde, vgl. dazu Willpuski(1995), S. 18t H. 
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Diese Analyse ergab ebenfalls keine signifikanten Resultate. Die zu akzeptierende Irrturns~ 
wahrscheinlichkeit bei der Ablehnung der Nullhypothese 

Ho : €~l'PI = 0 

lag bei 65,76% (F-Wert = 0,203). 

Somit läßt sich feststellen, daß sowohl aus theoretischer Sicht als auch aufgrund empirischer 
Untersuchungen keine Substitutionsbeziehung zwischen dem materiellen Briefdienst und 
dem immateriellen Fernsprechdienst nachzuweisen ist. 

6. Ergebnisse und wirtschaftspolitische Schlußfolgerungen 

In diesem Beitrag wurde theoretisch und empirisch der Frage nachgegangen, ob zwischen 
Brief- und Fernsprechdienst eine substitutionale Beziehung besteht. Die theoretische Ana. 
lyse der beiden Verkehrsdienstleistungen anhand der aus dem Güter- und Personenverkehr 
entlehnten Konzepte der Verkehrswertigkeit und der Verkehrsaffinität ließ die Vermutung 
einer Unabhängigkeit der Güterbeziehung (aus der Sicht der Nachfrager) realistisch erschei· 
nen, ganz im Gegensatz zur eingangs formulierten Hypothese . 

Es wurden allerdings nur die bei den Basisdienste Brief und Fernsprechen untersucht. Die 
Verwendung von zusätzlichen Endgeräten (Anrufbeantworter, Modem etc.) verändert 
natürlich das Qualitätsprofil (hier das Merkmal Berechenbarkeit des Fernsprechdienstes). 
Ebenso führt die Diffusion neuer Produkte zu abweichenden Qualitätsprofilen. Diese 
Innovationen versuchen, die existierenden Nachteile auszugleichen bzw. Vorteile auszu· 
bauen. Beispiel hierfür ist die E-Mail, welche bestimmte Eigenschaften des Briefdienstes 
mit Eigenschaften des Fernsprechdienstes kombiniert. 

Aufgrund der empirischen Tests läßt sich sagen, daß die angenommenen Substitutions- und 
somit Konkurrenzbeziehung weder einer theoretischen noch einer empirischen Überprü. 
fung standhält. 

Dieses Resultat gibt einen Einblick in vermutete und tatsächliche Wettbewerbsverhältnisse 
auf dem Markt für materiellen und immateriellen Nachrichtenverkehr und ist in zweierlei 
Hinsicht von Bedeutung. 

Zum einen können die Anbieter von Brief- und Telefondiensten in ihrer Preispolitik weit­
gehend unabhängig agieren. Dies bedeutet, daß für diejenigen Kommunikationsbedürf­
nisse, bei denen der materielle Nachrichtenverkehr, d. h. der Transport des originären Infor­
mationsträgers, im Vordergrund steht, die Nachfrage preisunelastisch ist und Preisdifferen­
zierungen in gewissem Rahmen erfolgreich sein dürften. 

Zum anderen muß die Marktaufsicht (hier Bundesministerium für Post und Telekommuni· 
kation) bei der Regulierung von Marktzutritt (Privatisierung), Angebot (Monopol- und 
Pflichtleistungen) und der Tarifstruktur (Festsetzung und Genehmigung) die vermuteten 
und tatsächlichen Konkurrenzbeziehungen beachten. So dürfte die wesentliche Konkur­
renz weniger zwischen Brief- und Fernsprechdienst als vielmehr zwischen Brief- und 
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- 'k' d'ensten m,'t ähnlichem Qualitätsprofil40l (vor allem im Geschäftsverkehr) 
}(ommUOl atlons 1 . d '11' U 
. D·e Analyse dieser Interdependenzen bleibt jedoch weiteren, etat lerten nter-
hegen. 1 

suchungen und Tests überlassen. 

Abschließend lassen sich folgende Ergebnisse zusammenfassen: 

Keine Substitutionsbeziehung/Konkurrenzbeziehung zwischen Brief- und Fernsprech-
1. 

dienst. 
Unabhängige, selbständige Preis politik ist möglich; preis politische Maßn~hmen ta?tie-

2. ren demnach den modal split zwischen den beiden Nachrichtenverkehrsdiensten biS er 

nicht. 
Die Qualitätsprofile weisen in de? Augen der Nachfrager nur geringe Ähnlichkeiten auf. 

3. Beide Dienste befriedigen verschiedene Marktsegmente. 

Im spezifischen Marktsegment ist die Nachfrage aufgrund fehlender Alternativen relativ 
4. 

preisunelastisch. . 
Die Marktaufsicht muß nicht Brief- und Fernsprechdienst (die fr~heren M~nopolbe.rel-

5. ehe) und deren Wechselwirkunge~ ins Visier nehmen, sondern vlelmehr dle Nachnch­

tenverkehrsdienste Telefax und Bnef. 

Abstract 

40) Hier ist vor allen Dingen das Telefax zu nennen, vgl. Ernsr/ Walpuski(1995), S. 167 f. 
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Anhang 

Jahr Gespräche in Anschlüsse in Gespräche pro beförderte Briefe beL Briefepro 
Mrd. Mio. Anschluß in Tsd. inMio. Kopf 

Jahr Preisindex Preisindex Veränderungsrate Veränderungsrate 

Gesprächs- Briefe Gespräche der Briefe 

gebühren pro Anschluß pro Kopf 

1970 100,0 100,0 

1970 10,22 8,79 1,162 5596,4 92,27 1971 104,7 101,6 0,0155 0,0872 

1971 11,68 9,90 1,180 6147,7 100,32 1972 113,3 120,0 0,0305 0,0123 

1972 13,13 10,80 1,216 6265,5 101,55 1973 116,6 136,8 -0,0436 -0,0221 

1973 13,52 11,62 1,163 6155,7 99,31 1974 121 ,8 155,8 -0,0292 0,0140 

1974 13,90 12,31 1,129 6250,3 100,70 1975 127,1 174,7 -0,0505 0,0206 

1975 14,06 13,12 1,072 6100,1 98,63 1976 127,1 174,7 -0,0170 0,0256 

1976 15,30 14,51 1,054 6228,2 101,15 1977 127,0 174,7 -0,0408 0,0412 

1977 16,23 16,05 1,011 6457,1 105,32 1978 124,4 174,7 -0,0040 0,0690 

1978 17,74 17,61 1,007 6907,4 112,59 1979 120,7 209,7 -0,0030 0,0059 

1979 19,30 19,23 1,004 6951,6 113,25 1980 103,7 209,6 0,0120 0,0011 

1980 21,19 20,85 1,016 6976,7 113,37 1981 104,8 209,6 0,0148 0,0178 

1981 22,78 22,09 1,031 7115 ,5 115,39 1982 I 104,5 244,0 0,0175 0,04 18 

1982 24 , 16 23,03 1,049 7404,7 120,21 1983 104,4 278,8 0,0153 0,0270 

1983 25,41 23,86 1,065 7179,4 116,96 1984 103,8 278,8 -0,0038 0,0058 

1984 26,43 24,92 1,061 7107,7 116,28 1985 103,3 278,8 0,0047 0,0035 

1985 27,62 25,91 1,066 7114,9 116,69 1986 102,9 278,8 0,0178 0,0599 

1986 28,99 26,73 1,085 7545,8 123,68 1987 102,6 278,8 0,0147 0,0322 

1987 30,33 27,55 1,101 7311,1 119,70 1988 102,5 278,8 -0,0272 0,0067 

1988 30,42 28,41 1,071 7306,3 118,90 1989 96,3 327,3 0,0065 0,0623 

1989 31,71 29,40 1,078 6919,7 111,49 
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Jahr Veränderungsrate des Veränderungsrate des 
Preisindex Preisindex 

Briefe Gesprächsgebühr 

1970 - -

1971 0,0 160 0,0470 

1972 0,1811 0,0821 

1973 0,1400 0,0291 

1974 0,1389 0,0446 

1975 0,1213 0,0435 

1976 0,0000 0,0000 

1977 0,0000 0,0008 

1978 0,0000 -0,0205 

1979 0,2003 -0,0297 

1980 -0,0005 -0,1409 

1981 0,0000 0,0106 

1982 0,1641 -0,0029 

1983 0,1426 0,0010 

1984 0,0000 -0,0058 

1985 0,0000 -0,0048 

1986 0,0000 0,0039 

1987 0,0000 0,0029 

1988 0,0000 -0,0010 

1989 0,1740 -0,0605 

Quellen: BMPF (1977), S, 162 f., Generaldirektion Postdienst (1990), S. 8, 44, und 49 
sowIe Statistisches Bundesamt (1978), S. 502, (1981), S. 518, (1986), S. 521, (1993), 
S. 50, 660, 672 und 680. 
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